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Thomé Newsletter 36/2015 vom 20.12.2015 

1. DPWV Arbeitshilfe zum Leistungsausschluss im SGB II von Unionsbürgern anlässlich der 

Rechtsprechung des BSG 

================================================================= 

Claudius Vogt hat für den DPWV diese Arbeitshilfe rausgegeben, sie wird für die aktuelle 

Beratungspraxis wichtig sein. Dazu eine kurze Anmerkung, auch wenn jetzt medienwirksam gut 

vermarktet das SG Berlin den SGB II/SGB XII – Leistungsausschluss bestätigt hat, ist das eine 

Einzelmeinung. Genauso bestätigen andere Gerichte die BSG – Position. Daher sich bitte nicht von 

dem einen Urteil verunsichern lassen. Hier nun zur Arbeitshilfe: http://www.harald-

thome.de/media/files/Arbeitshilfe-DPWV-EU-B-rger-12-2015.pdf  

 

2. Caritas Beratungsleitfaden: Ende der Familienversicherung in der gesetzlichen 

Krankenversicherung bei ALG II-Bezug zum 1.1.2016 

=============================================== 

In diesem Papier werden die GKV Änderungen für die Beratungspraxis ganz gut zusammengestellt. 

Den Leitfaden gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Beratungsleitfaden-Ende-der-

Familienversicherung-in-der-gesetzlichen-Krankenversicherung-bei-ALG-II_2015-(3).pdf  

 

3. SYNOPSE: zum Gesetz zur Änderung des Unterhaltsrechts und des Unterhaltsverfahrensrechts 

sowie zur Änderung der Zivilprozessordnung und kostenrechtlicher Vorschriften 

================================================================= 

Hier eine ganz gute Zusammenstellung der unterhaltsrechtlichen Änderungen zum 1.1.2016 und ab 

2017. Die Synopse gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/DIJuF-Synopse_Aenderung-

des-Unterhaltsrechts_Unterhaltsverfahrensrechts_2015.pdf  

Dazu noch eine Zusammenstellung „Kindesunterhalt und Selbstbehalte für Unterhaltspflichtige laut 

„Düsseldorfer Tabelle 2016“, die gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Kurzinfo-D-

sseldorfer-Tabelle-2016.pdf  und die Düsseldorfer Tabelle selbst, hier: http://www.harald-

thome.de/media/files/D-sseldorfer-Tabelle-2016-1-01.pdf   

 

4. Stellungnahme des bundesweiten Erwerbslosenbündnis „AufRecht bestehen“ zu den geplanten 

Änderungen bei Hartz IV 

=============================== 

Zurzeit wird ein Gesetzentwurf mit zahlreichen Änderungen bei „Hartz IV“ innerhalb der 

Bundesregierung abgestimmt. Das Vorhaben wird unter dem irreführenden Schlagwort 

„Rechtsvereinfachung“ diskutiert. Tatsächlich enthält der Gesetzentwurf auch eine Vielzahl von 

Verschlechterungen, deren negative Auswirkungen teils gravierend sind. 

In der Stellungnahme werden einige ausgewählte, besonders relevante Änderungen dargestellt und 

ihre Folgen erläutert  Näheres dazu hier: http://tacheles-

sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1928/  

 

http://www.harald-thome.de/media/files/Arbeitshilfe-DPWV-EU-B-rger-12-2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Arbeitshilfe-DPWV-EU-B-rger-12-2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Beratungsleitfaden-Ende-der-Familienversicherung-in-der-gesetzlichen-Krankenversicherung-bei-ALG-II_2015-(3).pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Beratungsleitfaden-Ende-der-Familienversicherung-in-der-gesetzlichen-Krankenversicherung-bei-ALG-II_2015-(3).pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/DIJuF-Synopse_Aenderung-des-Unterhaltsrechts_Unterhaltsverfahrensrechts_2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/DIJuF-Synopse_Aenderung-des-Unterhaltsrechts_Unterhaltsverfahrensrechts_2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Kurzinfo-D-sseldorfer-Tabelle-2016.pdf
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http://www.harald-thome.de/media/files/D-sseldorfer-Tabelle-2016-1-01.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/D-sseldorfer-Tabelle-2016-1-01.pdf
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5. Massaker gegen Kurden stoppen - Wir in Deutschland haben eine besondere Verantwortung!. 

================================== 

Türkisches Militär und Polizei führt seit Wochen heftigste Repression in diversen kurdischen 

Gebieten in der Türkei durch. Ganze Städte werden besetzt, Ausgangssperren verhängt und Haus um 

Haus gestürmt, bombardiert, mit Panzern beschossen und hunderte von Kurden werden ermordet.  

Dieses türkische Vorgehen ist möglich geworden durch die Vereinbarungen zwischen Erdogan und 

der EU angesichts der Flüchtlingskrise. Für die Duldung des türkischen Staatsterrors ist maßgeblich 

Deutschland verantwortlich. Wir sind dafür verantwortlich, hier im Land Druck aufzubauen, dass 

dieses türkische Vorgehen nicht mehr von der deutschen Regierung geduldet wird.  

Hier mal zwei Artikel zur Lage in der Türkei: http://www.sueddeutsche.de/politik/tuerkei-mit-

panzern-im-haeuserkampf-gegen-die-pkk-1.2790716 und http://www.taz.de/Tuerkei-geht-gegen-

PKK-vor/!5262599/   

 

6. Kinderbetreuungszuschlag bei BAföG zur freien Verwendung 

=============================================== 

Das BSG hat in einer mündlichen Verhandlung festgestellt, dass es für den Kinderbetreuungszuschlag 

nach § 64 Abs. 3 Satz 1 SGB III (früher § 68 Abs. 3 Satz 3 SGB III) nicht auf den Nachweis tatsächlicher 

Betreuungskosten oder der Unvermeidbarkeit dieser ankommt. Dadurch erhalten Auszubildende 

mehr Leistungen in der beruflichen Weiterbildung mit Kind. Weitere Infos in Kurzzusammenstellung 

von RA Senkel unter: http://www.harald-thome.de/media/files/15-12-09-Mehr-Leistungen-f-r-

Auszubildende.pdf  

 

7. Neue Quer ist da / 14-2015 

========================== 

Die Kollegen von quer haben mal wieder eine Ausgabe „gewuppt“, die aktuelle Quer ist hier 

downloadbar: http://www.also-zentrum.de/downloadbereich.html  

 

8. In eigener Sache: Neue Gesetzessammlung zum Existenzsicherungsrecht für Rechtsanwender 

======================================================== 

Dann möchte ich in „eigener Sache“ darauf hinweisen, dass ich mit dem Lambertusverlag zusammen 

eine nunmehr jährlich erscheinende Gesetzessammlung zum Existenzsicherungsrecht rausgeben 

werden. Aus dem Werbetext: "Wer in der Existenzsicherungsberatung rund um das SGB II und XII 

arbeitet, braucht zur Verteidigung der sozialen Rechte der Klienten fundiertes Wissen über die 

rechtlichen Grundlagen. Mit dieser Textsammlung haben Praktiker immer alle aktuellen und 

notwendigen Gesetzestexte und begleitenden Verordnungen zur Existenzsicherung und den 

dazugehörigen Rechtsgebieten. Der Schwerpunkt liegt auf den Regelungen der SGB II und XII, ergänzt 

um die notwendigen Regelungen des SGB I, III und X, des SGG, WoGG, Zahlungskontogesetz und 

Informationsfreiheitsgesetz. Die Auswahl und Zusammenstellung der Texte ist aus der jahrelangen 

praktischen Erfahrung des Herausgebers in der Beratung und Fortbildung entstanden und hat sich in 

der Praxis seit Jahren bewährt. Dank des handlichen Formats ist es das Kompendium für die 

Sozialberatung.“ Die Textesammlung kommt allerdings erst nach Verabschiedung der Änderungem 

http://www.taz.de/Tuerkei-geht-gegen-PKK-vor/!5262599/
http://www.taz.de/Tuerkei-geht-gegen-PKK-vor/!5262599/
http://www.harald-thome.de/media/files/15-12-09-Mehr-Leistungen-f-r-Auszubildende.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/15-12-09-Mehr-Leistungen-f-r-Auszubildende.pdf
http://www.also-zentrum.de/downloadbereich.html
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im 9. SGB II-ÄnG raus. Weitere Infos dazu hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Flyer-

Existenzsicherungsrecht-2016-Lambertus.pdf  

 

Thomé Newsletter 35/2015 vom 12.12.2015 

1. Referentenentwurf zum  9. SGB II-ÄndG nicht am 9.12.2015 im Bundeskabinett 

================================================================= 

Ursprünglich sollte der Referentenentwurf zum „Rechtsvereinfachungsgesetz“ /9. SGB II-ÄndG  am 

9.12.2015 in die Kabinettssitzung vom 9.12.2015 eingebracht und damit das Gesetzgebungsverfahren 

eingeleitet werden. Warum das nicht erfolgte und wann stattdessen damit zu rechnen ist, ist nicht 

bekannt.  

Es ist aber davon auszugehen, dass dies trotzdem alsbald passieren wird, weil dieses 

Gesetzesvorhaben so bald wie möglich umgesetzt werden soll.  

 

 

2. LSG NRW erklärt Wuppertaler KdU – Richtlinie für rechtswidrig - die Wuppertaler 

Sozialverwaltung taucht ab und sitzt aus  

======================================================================= 

Das LSG NRW hat mit Urteil vom 29.10.2015 die bisherige Wuppertaler KdU-Richtlinie gekippt  und 

ordnet an, dass nunmehr eine Bruttokaltmiete, entsprechend des Wertes des Betriebskostenspiegel 

NRW  anzuwenden sei. Die Wuppertaler Sozialverwaltung taucht ab und versucht - wie so oft - das 

Problem auszusitzen.  

Somit wird versucht, die Wuppertaler Haushaltslöcher über fortgesetzten „KdU-Beschiss“ weiter zu 

sanieren. Tacheles hat das Urteil dargestellt, erläutert welche Werte anzuwenden  und welche 

Schritte von den Betroffenen umzusetzen sind um für die letzten  zwei Jahre ggf. noch Gelder zurück 

zu bekommen.  

Die ganzen Materialen sind hier zu finden: http://tacheles-

sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1922/ 

 

 

3. Bernd Eckardt: War’s das? … Zu den Entscheidungen des Bundessozialgerichts zum SGB II-

Ausschluss von arbeitssuchenden EU-Zuwanderern  

================================================= 

Der Kollege hat jetzt seine erste Ausarbeitung zu den Entscheidungen des Bundessozialgerichts zum 

SGB II-Ausschluss von arbeitssuchenden EU-Zuwanderern geschrieben. Da ich seine Analyse und 

Qualität der Arbeit schätze und er schwierige Zusammenhänge immer recht gut erklärt, möchte ich 

auf sein neues  SOZIALRECHT JUSTAMENT 12/2015 hinweisen, das gibt es hier: http://www.harald-

thome.de/media/files/Sozialrecht-justament-7-2015.pdf  

 

4. Entscheidung Europäischer Gerichtshof zum Arbeitnehmerbegriff mit weitreichenden Folgen 

====================================================== 

Der EuGH kam mit Urt. v. 26.03.2015, C-316/13 zu dem Schluss, dass der Arbeitnehmerbegriff der 

Richtlinie 2003/88/EG jede echte weisungsgebundene und vergütete Tätigkeit umfasse und durch 

nationale Rechtsordnungen nicht unterschiedlich ausgelegt werden dürfe. Der Kläger könne zwar aus 

http://www.harald-thome.de/media/files/Flyer-Existenzsicherungsrecht-2016-Lambertus.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Flyer-Existenzsicherungsrecht-2016-Lambertus.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1922/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1922/
http://www.harald-thome.de/media/files/Sozialrecht-justament-7-2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Sozialrecht-justament-7-2015.pdf
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der GRCh sowie der Richtlinie keinen direkten Rechtsanspruch ableiten, gegebenenfalls jedoch ein 

Schadensersatzanspruch.   

Das Urteil wird Auswirkungen auf deutsche WfbM haben, aber auch auf durch die Jobcenter 

vermittelte Arbeitsgelegenheiten.  Näheres dazu unter: http://www.reha-

recht.de/fachbeitraege/beitrag/artikel/beitrag-b14-2015/ 

 

 

5. Hürden zum Erlangen einer Gleitsichtbrille/ mit wichtiger Begründung in der  

Nichtzulassungsbeschwerde   

======================================================== 

Der Kläger versucht seit 2007 an eine vom Sozialamt finanzierte Gleitsichtbrille zu kommen, die Justiz 

hat kurz gesagt keinen Bock da drauf. Von Seiten des vertretenden Anwaltes wird sehr gut und 

umfassend in der Nichtzulassungsbeschwerde gegen das Urteil des LSG Rheinland-Pfalz 

argumentiert. Wer sich mit dem Thema Brille auseinandersetzen will, findet hier umfangreiche 

Anregung.  

Inhaltlich ist das Urteil des LSG RP ein Menschenrechtsskandal,  das BVerfG  

forderte mit Beschluss vom 23.07.2014 - 1 BvL 10/12, 1 BvL 12/12, 1 BvL 1691/13, Rn. 120, zitiert 

nach juris  die Fachgerichte ausdrücklich auf, der Gefahr einer Unterdeckung des existenzsichernden 

Bedarfes bei der Beschaffung von Sehhilfen durch eine entsprechende Gesetzesauslegung 

entgegenzuwirken. Die Behörden und Gerichte versuchen unter Bezugnahme auf eine 

facharztfremde Stellungnahme einer Gesundheitsamtsmitarbeiterin den Anspruch mit allen Mittel zu 

verneinen. Hier das Urteil des LSG RP: http://www.harald-thome.de/media/files/LSG-RP-contra-

Gleitsichtbrille-2015.pdf und die Nichtzulassungsbeschwerde: http://www.harald-

thome.de/media/files/Gleitsichtbrille-NZB.pdf  

 

 

6. Änderungen im Wohngeldrecht zum 1.1.2016 

====================================== 

Hier nochmal von Kollegen eine Kurzzusammenfassung im Wohngeldrecht und eine Synopse mit den 

Änderungen.  

Die Kurzzusammenfassung gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/-nderungen-

WoGG-2016.pdf  

die Synopse hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Synopse-WoGG-2016.pdf 

 

 

Thomé Newsletter 34/2015 vom 05.12.2015 

1. Urteil des BSG zu Unionsbürgern 

============================ 

Mal ein echt cooles Urteil, so möchte ich das Urteil vom BSG zusammenfassen.  

Das BSG stellt damit klar, dass die unsäglichen Leistungsausschlüsse von Unionsbürgern im SGB II und 

SGB XII so nicht haltbar sind und, wenn keine Aufenthaltsgründe im SGB II vorliegen,  spätestens 

nach sechs Monaten ein Leistungsanspruch nach dem SGB XII besteht.  

  

Im Detail:  

+ wenn neben Arbeit, im nicht absolut geringfügigen Umfang, weitere Aufenthaltsgründe in 

http://www.reha-recht.de/fachbeitraege/beitrag/artikel/beitrag-b14-2015/
http://www.reha-recht.de/fachbeitraege/beitrag/artikel/beitrag-b14-2015/
http://www.harald-thome.de/media/files/LSG-RP-contra-Gleitsichtbrille-2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/LSG-RP-contra-Gleitsichtbrille-2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Gleitsichtbrille-NZB.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Gleitsichtbrille-NZB.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/-nderungen-WoGG-2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/-nderungen-WoGG-2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Synopse-WoGG-2016.pdf
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Deutschland vorliegen, so beispielsweise ein Aufenthaltsrecht der Kinder durch Eingliederung in das 

Schulsystem und Durchführung einer Ausbildung, dann besteht ein SGB II Anspruch bei Vorliegen von 

Hilfebedürftigkeit.    

 

+ Bürger aus EFA – Staaten (dies sind Bürger aller Staaten, die bereits vor dem Jahr 2004 der 

Europäischen Union angehört haben, außer Österreich und Finnland, sowie Estland, Malta, die 

Türkei, Island und Norwegen) haben einen regulären SGB XII – Leistungsanspruch ab dem ersten Tag 

des Aufenthalts in Deutschland, wenn sie sich rechtmäßig in Deutschland aufhalten und dem Grunde 

nach von SGB-II-Leistungen ausgeschlossen sind. Die Tatsache, dass sie gesundheitlich erwerbsfähig 

sind, steht dem nicht entgegen. 

 

+ Bei Nicht EFA – EU-Bürger muss bei einem SGB-II-Ausschluss im Rahmen des Ermessens über SGB-

XII-Leistungen entschieden werden. Im Falle eines verfestigten Aufenthalts – über sechs Monate – ist 

dieses Ermessen jedoch aus Gründen der Systematik des Sozialhilferechts und der 

verfassungsrechtlichen Vorgaben des BVerfG in dem Sinne auf null reduziert. Hier ist Hilfe zum 

Lebensunterhalt in gesetzlicher Höhe zu erbringen. Die Tatsache, dass sie gesundheitlich 

erwerbsfähig sind, steht dem nicht entgegen. 

 

+ Der früher beim Jobcenter gestellte und abgelehnte oder nicht bearbeitete SGB II - Antrag löst 

rückwirkend einen SGB XII – Anspruch aus. Dieser SGB XII-Anspruch ist rückwirkend bis max. Januar 

des jeweiligen Vorjahres geltend machbar. 

 

Das BSG stellt sich mit diesem Urteil gegen die absolut restriktive Leistungsverweigerungs-praxis des 

deutschen Gesetzgebers und des EuGH. Es bestätigt den vom BVerfG entwickelten unabdingbaren 

Gewährleistungsanspruch auf Existenzsicherung.  

 

Ich denke, dass dazu in absehbarer Zeit Arbeitshilfen für die existenzsichernde Beratung erstellt 

werden, in denen die Feinheiten der Aufenthaltsgründe im SGB II, die Rechtsprechung zur Arbeit im 

nicht ganz geringfügigen Umfang usw zusammengestellt werden.  

 

Jetzt geht es mir aber um drei Dinge:  

1. Die vielen Unionsbürger die in Folge des EuGH Urteils vom 15.09. spätestens nach sechs Monaten 

des SGB II-Leistungsbezuges den SGB II-Anspruch verloren haben, diese haben jetzt alle einen SGB 

XII-Leistungsanspruch. Sie sollten nun alsbald zum Sozialamt gehen und Leistungen beantragen. 

Hierbei ist aber zu beachten, dass andere Vermögensgrenzen existieren, so 1.600 € für unter 60-

Jährige, 2.600 € für über 60-Jährige, zzgl. 614 € für Ehegatten und 256 € jede weitere Person (§ 1 Abs. 

1-Vo zu § 90 SGB XII), sowie dass kein Kfz geschützt ist.  

 

2. Das BSG hat klargestellt, dass die behördliche Kenntnis der Notlage beim JC, also mit der 

Ablehnung der SGB II – Leistungen, im Sinne des § 18 Abs. 1 SGB XII rückwirkend anspruchsbegründet 

für SGB XII-Leistungen ist. Diese sind erst ausgeschlossen mit Ablauf des Januar des Vorjahres (§ 118a 

SGB XII) oder, wenn kein Leistungsanspruch vorlag, durch Wegfall der Hilfebedürftigkeit. 

 

3. Die explizit vom BSG hingewiesene Rückwirkung ist für Betroffene, aber auch Klinken oder 

Frauenhäuser wichtig, die so rückwirkend die Chance haben, ihre Leistungen noch zu erhalten. Im 

Zweifel wäre hier über die Einrichtungen innerhalb der nächsten 3 Wochen nach dem BSG – Urteil 
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ein sog. Nothelferantrag nach § 25 SGB XII von den Kliniken oder Frauenhäusern und etwaig weiteren 

Einrichtungen selbst zu stellen.  

Dazu folgende Links: Der Terminbericht des BSG:  http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-

bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=tm&Datum=2015&nr=14080 

Bericht in der Welt dazu: http://www.welt.de/politik/deutschland/article149593118/EU-Auslaender-

koennen-deutsche-Sozialhilfe-bekommen.html  

und die Kommunen bekommen kostenmäßig Panik aus der FAZ: 

http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/milliardenbelastung-fuer-staedte-und-

kreise-durch-sozialhilfe-fuer-eu-auslaender-13949002.html#Drucken 

 

 

2. Weihnachtsspenden an Tacheles  

==================== 

Wer zum Ende des Jahres oder zu Weinachten Geld spenden möchte und noch einen 

Spendenempfänger sucht, könnte seinen Blick auch mal Richtung Tacheles wenden ….. Hier die 

Kontodaten: Tacheles e.V., IBAN:  DE19 3305 0000 0000 9653 76, BIC: WUPSDE33XXX 

 

Bei Spenden ab 50 EUR und bei Nennung der Adresse, wird automatisch eine Spendenquittung 

übersandt.  

 

 

3. Grüne: Kleine Anfrage zu Stromkosten armer Haushalte / Abfrage zur Tacheles Forderung zur 

Einführung  bedarfsorientierten Haushaltsenergiepauschale 

============================================= 

Nach den Stromkosten einkommensarmer Haushalte fragt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in 

einer Kleinen Anfrage (18/6741). Unter anderem fragen die Abgeordneten die Bundesregierung nach 

dem durchschnittlichen Stromverbrauch und den durchschnittlichen Ausgaben für Strom dieser 

Haushalte. Außerdem soll die Bundesregierung erläutern, ob sie die im Hartz-IV-Regelsatz 

vorgesehene Erstattung von Stromkosten für ausreichend hält. Ebenso wird die Bundesregierung 

darin gefragt, wie sie den Vorschlag von Tacheles e.V. zu einer zusätzlich zum Regelsatz, 

bedarfsorientierten Haushaltsenergiepauschale einzuführen, bewertet.  

Die Anfrage gibt es hier: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/067/1806741.pdf  

 

Die Tacheles Forderung zur Einführung  bedarfsorientierten Haushaltsenergiepauschale gibt es hier: 

http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1756/  

 

 

4. NAK: Rechtsvereinfachung im SGB II für Veränderungen zugunsten der Leistungsberechtigten 

nutzen! 

========================================================================== 

Die Nationale Armutskonferenz regt Änderungen im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens um das 

9. SGB II-ÄndG an. Näheres dazu hier: http://www.harald-thome.de/media/files/15-11-20-nak-

Stellungnahme-Rechtsvereinfachung.pdf  

 

 

5. NAK zum Zweiten: Solidarität statt Konkurrenz! 

http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=tm&Datum=2015&nr=14080
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=tm&Datum=2015&nr=14080
http://www.welt.de/politik/deutschland/article149593118/EU-Auslaender-koennen-deutsche-Sozialhilfe-bekommen.html
http://www.welt.de/politik/deutschland/article149593118/EU-Auslaender-koennen-deutsche-Sozialhilfe-bekommen.html
http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/milliardenbelastung-fuer-staedte-und-kreise-durch-sozialhilfe-fuer-eu-auslaender-13949002.html#Drucken
http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/milliardenbelastung-fuer-staedte-und-kreise-durch-sozialhilfe-fuer-eu-auslaender-13949002.html#Drucken
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/067/1806741.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1756/
http://www.harald-thome.de/media/files/15-11-20-nak-Stellungnahme-Rechtsvereinfachung.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/15-11-20-nak-Stellungnahme-Rechtsvereinfachung.pdf
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======================================= 

Die NAK positioniert sich angesichts der EU-Zuwanderer und Flüchtlinge gegen Rassismus und 

Menschenfeindlichkeit und fordert von der Bundesregierung einen Katalog von 

Sofortmaßnahmen.  Ein lesenswertes,  wichtiges und unterstützungswertes  Dokument, das es hier 

gibt: http://www.harald-thome.de/media/files/Solidarit-t-statt-Konkurrenz.pdf  

 

 

6. Rechtsgutachten zur polizei- und ordnungsrechtlichen Unterbringung von Obdachlosen 

======================================================================= 

Dann möchte ich auf ein aktuelles Rechtsgutachten von RA. Karl-Heinz Ruder hinweisen, darin 

werden die Grundsätze der polizei- und ordnungsrechtlichen Unterbringung von (unfreiwillig) 

obdachlosen Menschen unter besonderer Berücksichtigung obdachloser Unionsbürger thematisiert. 

Angesichts vieler obdachloser Menschen wie Inländer, EU-Bürger und Flüchtlinge ein sehr wichtiges 

Dokument, das gibt es hier: http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/1915/ 

 

 

7. Stern tv sucht Hartz-IV Empfänger in der Schuldenspirale mit Jobcenterdarlehn  

=============================================================== 

Am 1. Januar 2016 wird der ALG II-Satz um fünf Euro erhöht - auf 404 Euro. Reicht das zum Leben? 

Anscheinend nicht, denn immer mehr Hartz IV-Empfänger müssen Darlehen aufnehmen: Für 

Stromnachzahlungen, Kaution oder Neuanschaffungen.  

 

Um das Darlehen zurückzuzahlen, werden - unrechtmäßig - bis zu 30 Prozent vom ALG II-Satz 

abgezogen - was dazu führt, dass neue Schulden entstehen. Um den Druck auf die Schuldner zu 

erhöhen, setzt die Bundesagentur außerdem auf hausinterne Inkasso-Eintreiber. 

 

stern tv möchte über diese Problematik anlässlich der 5-Euro-Erhöhung zum Jahresanfang berichten 

und sucht Menschen, die in dieser Schuldenspirale gefangen sind.    

 

Soweit aus dem Text von Stern TV, die Kollegin die dazu berichten möchte ist ganz fit und daher mein 

Aufruf an die Leserschaft, das zu unterstützen und der Bitte sich direkt an Frau Stangenberg per Mail 

zu wenden:  stangenberg@sterntv.de 

Fernsehberichterstattungen leben von Bildern und Menschen über die berichtet werden kann und 

die was zu erzählen haben. 

 

Thomé Sondernewsletter Newsletter 33/2015 vom 02.12.2015 

 

am, morgigen Tag, Donnerstag den 3.12. 2015, laufen beim Bundessozialgericht drei 

Grundsatzurteile, die eine außerordentliche Relevanz haben. Es geht dabei um die Frage, ob der 

Leistungsausschluss von Ausländern zum Zwecke der Arbeitssuche mit deutschem Verfassungsrecht 

vereinbar ist.  

 

Denn das BVerfG hat klargestellt:  

 

Aus  Art. 1 Abs. 1 GG iVm Art. 20 Abs. 1 GG begründe sich einen Anspruch auf Gewährleistung eines 

http://www.harald-thome.de/media/files/Solidarit-t-statt-Konkurrenz.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/1915/
javascript:linkTo_UnCryptMailto('nbjmup+tubohfocfshAtufsouw/ef');
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menschenwürdigen Existenzminimums als Menschenrecht, das deutschen und ausländischen 

Staatsangehörigen, die sich in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten, gleichermaßen zusteht. 

Insofern müsse ein Leistungsanspruch eingeräumt werden (Urteil vom 18.07.2012 - 1 BvL 10/10,1 

BvL 2/1). 

 

Genau vor diesem Hintergrund hat das BSG zu urteilen und wenn es der Auffassung ist, dass kein 

Leistungsanspruch bestehe, also das BSG vom deutschem Verfassungsrecht abweicht, dann haben sie 

das umfassend zu begründen. Auch können sie damit rechnen, dass bei einer Leistungsversagung der 

Fall wieder vom BVerfG geprüft wird.    

 

Andere Gerichte sagen durchaus, das trotz gegenteiligem Urteil des EuGH ein SGB II – 

Leistungsanspruch für Unionsbürger besteht, wie zuletzt das LSG NRW mit Beschluss 

vom  23.11.2015 - L 6 AS 1583/15 B E 

(https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=181785)  

 

Der Kollege Roland Rosenow von Sozialrecht in Freiburg hat dazu in gestriger Nacharbeit noch eine 

Veröffentlichung geschrieben, in der er den politischen und juristischen Kontext der Anstehenden 

BSG – Urteile aufzeigt und er stellt auch die Forderung auf, wenn das BSG Leistungsansprüche 

versagen sollte, dann haben sie Urteile in dieser verfassungsrechtlichen Dimension nachvollziehbar 

zu begründen. Auf diese möchte ich verweisen und mich thematisch anschließen.  

Die Urteil hat auch Bedeutung für die geplanten Änderungen im sog. Asylbeschleunigungsgesetz zum 

Umgang mit Flüchtlingen.  

 

Die Veröffentlichung von Roland Rosenow gibt es hier: http://www.srif.de/  und dann > Aktuelles 

>  Marginalisierung als Methode. Die aktuelle Rechtsprechung zum Anspruch von EU-Bürgern auf 

Leistungen nach dem SGB II 

 

So, das war es für heute, wir können auf morgen ziemlich gespannt sein. 

 

 

Thomé Newsletter 32/2015 vom 22.11.2015 

1. Rechtsvereinfachungsgesetz / 9.SGB II-ÄndG ====================================== 
Es gibt zum Rechtsvereinfachungsgesetz/ 9.SGB II-ÄndG weitere Stellungnahmen, auf die ich 
hinweisen möchte. 

Zunächst aber erst nochmals die von Frieder und mir, die es jetzt auch als Bundestagsdrucksache 
gibt, durch eine andere Formatierung nicht mehr so lang ist und auf diesem Wege den Abgeordneten 
vorgelegt wird:  

¶  Thomé / Claus – Stellungnahme: http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_18_11_484.pdf 

¶ Dann gibt es neben den im vorherigen Newsletter bekanntgegeben Stellungnahmen eine 
Stellungnahme von RA  Joachim Schaller / HH zu den vorgesehenen Veränderungen zum 
Verhältnis SGB II und Ausbildung(-sförderung): http://tacheles-

https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=181785
http://www.srif.de/
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_18_11_484.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_18_11_484.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/20151117_Stellungnahme_Ausbildung_9_SGB_II-AEndG_RA_Joachim_Schaller.pdf
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sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/20151117_Stellungnahme_Ausbildung_9
_SGB_II-AEndG_RA_Joachim_Schaller.pdf 

¶ vom VAMV: 
https://www.vamv.de/uploads/media/VAMV_Stellungnahme_GE_Ref_Rechtsvereinfachung
_SGB_II_111115.pdf  

¶ vom DGB: http://www.dgb.de/themen/++co++72b40abc-8dfc-11e5-a2ba-52540023ef1a 

¶  und noch eine vom Deutschen Richterbund: 
http://www.drb.de/cms/fileadmin/docs/Stellungnahmen/2015/DRB_151113_Stn_Nr_23_AE
nderung_SGBII_Rechtsvereinfachung.pdf 

  

2. So viel Stromsperren wie nie zuvor/ Strompreiserhöhungen für das Jahr 2016 angekündigt 
==================================================== 
Auf der einen Seite gibt es so viel Stromsperren wie nie zuvor, davon ein nicht ganz unerheblicher 
Anteil von SGB II/SGB XII – Haushalten. Siehe dazu hier: 

http://www.spiegel.de/wirtschaft/service/strom-350-000-haushalte-mit-stromsperre-a-
1062889.html , gleichzeitig sind weitere Stromerhöhungen für das Jahr 2016 angekündigt, siehe hier: 
http://www.spiegel.de/wirtschaft/service/strom-strompreis-steigt-fuer-4-9-millionen-verbraucher-a-
1063591.html 

Das BVerfG mahnt zu Recht Änderungen bei der Haushaltsenergie an (BVerfG v. 23. Juli 2014 - 1 BvL 
10/12). Der Gesetzgeber ignoriert das, setzt seine Rechtsverschärfungs- und Aushungerstrategie im 
SGB II fort und lässt die Mahnungen des BVerfG in seinem aktuellen Entwurf zur Änderung des SGB II 
unberücksichtigt. Ich möchte hiermit nochmal auf das Forderungspapier von Tacheles zum Umgang 
mit Haushaltsenergie und Warmwasser hinweisen, worin aber auch weitergehende Vorschläge 
entwickelt wurden, wie die Einstellung der Energie zuvor vermieden werden kann. Es ist  n o t w e n d 
i g und s i n n v o l l  diese Änderungen jetzt einzufordern! Dazu möchte ich Sozial- und 
Wohlfahrtsverbände, die Politik und Organisationen von Betroffenen auffordern diese Forderung 
jetzt zu formulieren und dabei auf das Tachelespapier zum Umgang mit Strom 
hinzuweisen:  http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1756/  

  

3. Referentenentwurf zu Asylrechtsverschärfungen/ PRO ASYL: Frontalangriff auf das individuelle 
Asylrecht 
=============================================================== 
Aus dem Hause des Bundesinnenministeriums sind jetzt die nächsten Pläne zu 
Asylrechtsverschärfungen bekannt geworden. 

Demnach kann nahezu jede/jeder Asylsuchende einem rechtsstaatlich äußerst bedenklichen 
Schnellverfahren unterworfen werden. Einer Vielzahl von Asylsuchenden kann vorgeworfen werden, 
Identitäts- und Reisedokumente mutwillig vernichtet, falsche Angaben gemacht oder durch 
Verschweigen wichtiger Informationen über Identität- oder Staatsangehörige getäuscht zu haben. In 
aller Regel fliehen Flüchtlinge ohne gültige Papiere illegal über die Grenzen. „Ihnen deshalb ein faires 
Asylverfahren zu verweigern ist ein Frontalangriff auf das individuelle Asylrecht“, wertet 
Geschäftsführer Günter Burkhardt. In Schnellverfahren können Fluchtgründe nicht ermittelt werden. 
Rechtsschutz und die Rechtsweggarantie des Grundgesetzes werden de facto unterlaufen. 

http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/20151117_Stellungnahme_Ausbildung_9_SGB_II-AEndG_RA_Joachim_Schaller.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/20151117_Stellungnahme_Ausbildung_9_SGB_II-AEndG_RA_Joachim_Schaller.pdf
https://www.vamv.de/uploads/media/VAMV_Stellungnahme_GE_Ref_Rechtsvereinfachung_SGB_II_111115.pdf
https://www.vamv.de/uploads/media/VAMV_Stellungnahme_GE_Ref_Rechtsvereinfachung_SGB_II_111115.pdf
http://www.dgb.de/themen/++co++72b40abc-8dfc-11e5-a2ba-52540023ef1a
http://www.drb.de/cms/fileadmin/docs/Stellungnahmen/2015/DRB_151113_Stn_Nr_23_AEnderung_SGBII_Rechtsvereinfachung.pdf
http://www.drb.de/cms/fileadmin/docs/Stellungnahmen/2015/DRB_151113_Stn_Nr_23_AEnderung_SGBII_Rechtsvereinfachung.pdf
http://www.spiegel.de/wirtschaft/service/strom-350-000-haushalte-mit-stromsperre-a-1062889.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/service/strom-350-000-haushalte-mit-stromsperre-a-1062889.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/service/strom-strompreis-steigt-fuer-4-9-millionen-verbraucher-a-1063591.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/service/strom-strompreis-steigt-fuer-4-9-millionen-verbraucher-a-1063591.html
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1756/
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Dazu eine Stellungnahme vom Flüchtlingsrat NDS: http://www.nds-
fluerat.org/17407/pressemitteilungen/sonderverfahren-ohne-faktischen-rechtsschutz/ und hier ein 
Text von PRO ASYL, mit Link auf den Referentenentwurf: 
http://www.proasyl.de/de/presse/detail/news/frontalangriff_auf_das_individuelle_asylrecht/ 

  

4. Zusammenstellung zu den wesentlichen Änderungen beim Wohngeldgesetz 
================================================================= 
Dann möchte ich auf ein Infopapier hinweisen, in dem eine die wesentlichsten Änderungen beim 
Wohngeldgesetz und zur Änderung des Wohnraumförderungsgesetzes ab 2016 zusammengefasst 
sind. Darin sind allerdings nur die für die Wohnungswirtschaft relevanten Gesetzesänderungen 
dokumentiert, leider nur zum Teil die leistungsrechtlich relevanten Punkte. Ich hoffe das wird mal 
jemand anderes machen. Nichts desto trotz gibt es einen Überblick über ein Reihe von 
Änderungen.  Hier nun das Papier des Katholischen Siedlungsdienst zu den WoGG-Änderungen: 
http://www.harald-thome.de/media/files/KSD-Fachinformation-2015-09-28-WoGRefG-1-.pdf 

  

5. Weisungen der BA zu schwankenden Einkommen und  Kranken- und Pflegeversicherung 
======================================================== 
Ich möchte auf neue Weisungen der BA hinweisen, zum einen die neue Arbeitshilfe zu 
schwankenden Einkommen im SGB II.- Diese gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/ah-ba/AH-Schwankendes-Einkommen---20.10.2015.pdf  und die neuen 
Fachlichen Hinweise zur Kranken- und Pflegeversicherung im SGB II, diese gibt es 
hier:  https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mjg
3/~edisp/l6019022dstbai793273.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI793279 

  

6. Abkürzungen im SGB II 
============================ 
Im Rahmen eines IFG – Antrages ist das Bündnis „Auspacken oder Einpacken“ unter anderem an ein 
Verzeichnis der gebräuchlichsten Abkürzungen im SGB II gekommen. Wer also schon immer mal 
wissen wollte was heißt welche Abkürzung, wird vermutlich hier fündig: http://auspacken-oder-
einpacken.de/abkuerzungen/ 

 

Thomé Newsletter 31/2015 vom 15.11.2015 
 

1. Rechtsvereinfachungsgesetz / 9.SGB II-ÄndG 

====================================== 

In meinem letzten (Sondernewsletter) habe ich auf die Fachstellungnahme von Frieder und mir 

hingewiesen, ich möchte das nochmal thematisch nach vorne holen. Der Referentenentwurf enthält 

Licht und Schatten. Vor allem enthält er aber Schatten.  

 

Es wird darin an einer Vielzahl von kleinen und großen Stellschrauben gedreht, in einer Vielzahl von 

Fällen wird BSG- Rechtsprechung ausgehebelt.   Der Entwurf ist eine Art „Anti-Bundessozialgerichts-

Gesetz“. An vielen Stellen soll das Gesetz so geändert werden, dass Leistungsansprüche, die das BSG 

Leistungsberechtigten im Wege der Gesetzesauslegung zugesprochen hatte, wieder vernichtet 

http://www.nds-fluerat.org/17407/pressemitteilungen/sonderverfahren-ohne-faktischen-rechtsschutz/
http://www.nds-fluerat.org/17407/pressemitteilungen/sonderverfahren-ohne-faktischen-rechtsschutz/
http://www.proasyl.de/de/presse/detail/news/frontalangriff_auf_das_individuelle_asylrecht/
http://www.harald-thome.de/media/files/KSD-Fachinformation-2015-09-28-WoGRefG-1-.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/ah-ba/AH-Schwankendes-Einkommen---20.10.2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/ah-ba/AH-Schwankendes-Einkommen---20.10.2015.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mjg3/~edisp/l6019022dstbai793273.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI793279
https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mjg3/~edisp/l6019022dstbai793273.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI793279
http://auspacken-oder-einpacken.de/abkuerzungen/
http://auspacken-oder-einpacken.de/abkuerzungen/
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werden; Leistungsansprüche, welche die Arbeitsverwaltung und das SPD-geführte BMAS offenbar als 

„Störung“ ihres Geschäftsbetriebs begreifen. 

Das Sonder- und Entrechtungsrecht soll weiter verfeinert und ausgebaut werden. Das vom BVerfG 

garantierte Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums als 

Menschenrecht wird weiter systematisch ausgehöhlt. 

 

Der Referentenentwurf enthält eine Reihe von  NO GO´s, diese sollten in der Debatte beachtet und 

angegriffen werden.  Hier ist jetzt der  Widerstand von Zivilgesellschaft, Medien  und Politik 

gefordert.  

 

Hier nun zu der Fachstellungnahme von Frieder Claus und mir:  http://tacheles-

sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-

_12.11.2015__End.pdf 

 

Dann eine Bewertung von Bernd Eckhardt:  http://sozialrecht-

justament.de/data/documents/Sozialrecht-justament-6-2015.pdf 

 

Dann die  Stellungnahme der BAGFW : 

http://www.bagfw.de/veroeffentlichungen/stellungnahmenpositionen/detail/article/stellungnahme-

der-bagfw-zum-referentenentwurf-eines-neunten-gesetzes-zur-aenderung-des-zweiten-buche/ 

 

und von Hartz.info: http://hartz.info/index.php?topic=96642.0  

 

Hier der Referentenentwurf:  http://www.harald-

thome.de/media/files/151012_Referentenentwurf.pdf und hier eine Lesefassung: http://tacheles-

sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Lesefassung_II__9._SGB_II-

AEndG_12.10.2015.pdf 

 

 

2.  Rechtsmittel gegen die Aufforderung zur Senkung der Unterkunftskosten (SGB II/ SGB XII) 

======================================================================= 

Dann möchte ich auf eine wichtige Debatte von Sozialrecht in Freiburg hinweisen, es geht dabei um 

die Frage, ob und wie man die Kostensenkungsaufforderung zur Senkung der Unterkunftskosten (SGB 

II/ SGB XII anfechten kann. Den Rest bitte auf der Seite der Kollegen lesen:  http://www.srif.de/ 

 

 

3. BVerfG: Ablehnung von Beratungshilfe erfordert einzelfallbezogene Begründung 

=================================================================== 

Das BVerfG hat in einer jüngsten Entscheidung klargestellt, dass bei einer nachträglichen Gewährung 

von Beratungshilfe für die Einlegung und Begründung eines Widerspruchs, diese  nicht mit dem 

pauschalen Hinweis darauf abgelehnt werden, dass die antragstellende Person den  

Widerspruch selbst hätte einlegen können. Die Begründung hierfür: da die Erfolgsaussichten  

eines Widerspruchs auch von dessen sorgfältiger Begründung abhängen, bedarf die Ablehnung der  

Beratungshilfe in solchen Fällen einer einzelfallbezogenen Begründung. Alles 

weitere:  http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2015/bvg15

http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-_12.11.2015__End.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-_12.11.2015__End.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-_12.11.2015__End.pdf
http://sozialrecht-justament.de/data/documents/Sozialrecht-justament-6-2015.pdf
http://sozialrecht-justament.de/data/documents/Sozialrecht-justament-6-2015.pdf
http://www.bagfw.de/veroeffentlichungen/stellungnahmenpositionen/detail/article/stellungnahme-der-bagfw-zum-referentenentwurf-eines-neunten-gesetzes-zur-aenderung-des-zweiten-buche/
http://www.bagfw.de/veroeffentlichungen/stellungnahmenpositionen/detail/article/stellungnahme-der-bagfw-zum-referentenentwurf-eines-neunten-gesetzes-zur-aenderung-des-zweiten-buche/
http://hartz.info/index.php?topic=96642.0
http://www.harald-thome.de/media/files/151012_Referentenentwurf.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/151012_Referentenentwurf.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Lesefassung_II__9._SGB_II-AEndG_12.10.2015.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Lesefassung_II__9._SGB_II-AEndG_12.10.2015.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Lesefassung_II__9._SGB_II-AEndG_12.10.2015.pdf
http://www.srif.de/
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2015/bvg15-084.html


  Seite 
13 

 
  

-084.html 

 

4.   LSG Schleswig zu Unionsbürgern und der Definition einer völlig untergeordneten und 

unwesentlichen Tätigkeit 

================================================================================= 

Befindet sich ein Unionsbürger zum  Zwecke des Arbeitens in Deutschland und arbeitet er nicht nur 

völlig untergeordnet und unwesentlich, dann greift der Leistungsausschluss des § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 

SGB II nicht. Dazu hat das LSG  Schleswig-Holsteinische mit Beschluss v.  12.11.2015 -L 6 AS 197/15 B 

ER zusammenfassend festgestellt: Eine völlig untergeordnete und unwesentliche Tätigkeit liegt dann 

nicht vor, wenn die tatsächliche Arbeitszeit in einem angemessenen Verhältnis zur verfügbaren Zeit 

steht. Alles Nähere im Urteil, hier: http://www.harald-thome.de/media/files/LSG-SH---L-6-AS-197-

15-B-ER.pdf  

 

5. Anrechnung der Motivationszuwendung durch das Jobcenter 

====================================================== 

Seit Bestehen der Tagestrukturierenden Angebote werden den Klienten im Rahmen der 

Beschäftigungs- und Arbeitstherapie Motivationszuwendungen ausbezahlt. Sinn dieser Zuwendungen 

ist es, die erkrankten/behinderten Klienten zur Teilnahme an den genannten Angeboten zu 

motivieren. In der Anrechnungspraxis sind sich selbst die Gerichte nicht einig, geschweige denn die 

JC’s/Sozialämter. Aus diesem Grund  haben Kollegen vom Caritasverband Neuburg-Schrobenhausen 

e.V. die Handhabungs- und Rechtsprechungslage zusammengefasst. Deren Zusammenfassung gibt es 

hier:  http://www.harald-thome.de/media/files/Anrechnung-der-Motivationszuwendung-durch-das-

Jobcenter---Sachstand-zum-20.10.15.pdf  die Zusammenstellung der dazugehörigen Urteile hier: 

http://www.harald-thome.de/media/files/Urteile-Anrechnung-Motivationszuwendung-2015.pdf  

Hier muss eine bundesweite einheitliche Anrechnungsfreiheit geschaffen bzw. erstritten werden.  

 

6. Bundesinnenministerium verweist auf Möglichkeiten legaler Beschäftigung für 

Westbalkanangehörige 

=============================================================== 

„Neue legale Wege zur Arbeit in Deutschland“ ist ein Informationsblatt des BMI überschrieben, mit 

dem Staatsangehörige der „Westbalkan“-Staaten Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, 

Mazedonien, Montenegro und Serbien darauf hingewiesen werden, dass sie unter bestimmten 

Umständen legal in Deutschland arbeiten können. Alles weitere dazu hier: http://www.harald-

thome.de/media/files/Rundmail-Claudius-Voigt-v-10.11.2015.pdf  

 

 

7. Türkische PEGIDA mitten in Deutschland 

==================================== 

Dann möchte ich auf einen beachtenswerten Artikel  in der WELT hinweisen, in der auf faschistische 

Netzwerke in Deutschland hingewiesen wird. Ein bemerkenswerter Artikel  für kritische Denker. Der 

ist hier zu finden:   http://www.welt.de/politik/deutschland/article148771570/Eine-tuerkische-

Pegida-mitten-in-Deutschland.html 

 

 

Thomé Sondernewsletter Newsletter 30/2015 vom 12.11.2015 

http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2015/bvg15-084.html
http://www.harald-thome.de/media/files/LSG-SH---L-6-AS-197-15-B-ER.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/LSG-SH---L-6-AS-197-15-B-ER.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Anrechnung-der-Motivationszuwendung-durch-das-Jobcenter---Sachstand-zum-20.10.15.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Anrechnung-der-Motivationszuwendung-durch-das-Jobcenter---Sachstand-zum-20.10.15.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Urteile-Anrechnung-Motivationszuwendung-2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Rundmail-Claudius-Voigt-v-10.11.2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Rundmail-Claudius-Voigt-v-10.11.2015.pdf
http://www.welt.de/politik/deutschland/article148771570/Eine-tuerkische-Pegida-mitten-in-Deutschland.html
http://www.welt.de/politik/deutschland/article148771570/Eine-tuerkische-Pegida-mitten-in-Deutschland.html
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mein Sondernewsletter von heute zu den geplanten SGB II-Änderungen im 9. SGB II-ÄndG. 

 

Die angekündigte Fachstellungnahme ist fertig, ist ein bisschen lang geworden, aber dafür fundiert 

und umfänglich. Zusammengefasst soll mit dem Referentenentwurf  das Sonder- und 

Entrechtungsrecht im SGB II weiter verfeinert und ausgebaut werden. Er beinhaltet Verbesserungen 

und Verschlechterungen, die Verschlechterungen haben deutlich größeres Gewicht  u n d  der 

Referentenentwurf beinhaltet eine Menge Änderungen die so nicht durchkommen dürfen.  

Das wird versucht rauszuarbeiten. Hier ist jetzt Widerstand von Zivilgesellschaft und Politik 

erforderlich!  

 

Die Fachstellungnahme gibt es hier zum Download:   http://tacheles-

sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-

_12.11.2015__End.pdf 

 

Die Stellungnahme ist von Frieder Claus und mir geschrieben.  

 

Das war es dann wieder mal für heute. 

 

 

Thomé Newsletter 29/2015 vom 07.11.2015 

 

1. Rechtsvereinfachungsgesetz  

========================= 

In meinem letzten Newsletter habe ich den Referentenentwurf zum 9. SGB II-ÄndG bekannt 

gemacht. Hier nun möchte ich auf Lesefassungen zum Gesetzestext verweisen. Diese sind hier zu 

finden:  http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1902/  Im Anreißertext hat Frieder 

Claus auch schon eine kurze Bewertung vorgenommen. Ich sitze intensiv an einer 

Fachstellungnahme, für die ich aber noch etwas brauche, weil mich letzte Woche die Grippe 

dahingerafft hatte.  

 

Ich kann schon mal soweit was dazu sagen, dass mit dem Gesetzestext nicht das Recht vereinfacht 

werden soll, sondern an einer Vielzahl von kleinen Stellschrauben massiv verschärft werden soll. Sei 

es nun die Streichung der Arbeitsmittelpauschale, ein Aushebeln einer Reihe von BSG-Urteilen, beim 

Überbrückungsgeld, bezüglich der temporären Bedarfsgemeinschaft, der Anrechnung von 

Nachzahlungen aus einem laufenden Anspruch oder zur Anrechnung von BAföG, BAB, ABG  und 

vieles mehr. Die Feinheiten sieht man auf  dem ersten Blick gar nicht. Diese sind auch nicht aus der 

Gesetzesbegründung ersichtlich, man findet sie erst, wenn man sich richtig tief mit den Dingen 

auseinandersetzt. Es sind aber auch meiner Meinung nach offen verfassungswidrige 

Gesetzesänderungen enthalten. Soweit erstmal als Zwischenmeldung. Im Detail stecken im 

Referentenentwurf des 9. SGB II-ÄndG eine Reihe von heftigen Schweinereien drin, die so einfach 

nicht durchkommen dürfen. Ich möchte hier schon mal vorab alle Mitlesenden bitten, sich gegen 

diesen Gesetzesentwurf zu stemmen und ihn nicht durchzuwinken. Wir/ich arbeite so schnell wie 

möglich an der Fachstellungnahme.  

 

 

http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-_12.11.2015__End.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-_12.11.2015__End.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-_12.11.2015__End.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1902/
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2. „Wir erleben gerade die schlimmste Welle von rassistischer und rechtsextremer Gewalt seit 20 

Jahren“ - 'Eine ganz normale Woche' in Dunkeldeutschland  

======================================================== 

Systematisch greifen Neonazis Unterkünfte, Politiker und Menschen welche sich für Flüchtlinge 

engagieren an. Jede Nacht gibt es Angriffe auf Heime und Flüchtlinge – mit Steinen, Brand- und 

Bombenanschlägen und Baseballschlägern. 429 Angriffe auf Flüchtlingsunterkünfte, davon 93 

Brandanschläge sowie 118 Übergriffe auf Geflüchtete 

mit 212 Verletzten – das ist die (bisherige) Zahl der schockierenden Bilanz der Chronik 

flüchtlingsfeindlicher Terrorwelle in Deutschland in diesem Jahr. Näheres dazu hier: 

http://tinyurl.com/odse7s7  

Der rechte Terror wird systematisch verharmlost, die Sicherheitsbehörden gucken immer wieder 

weg, selbst zum 9. Nov. der Reichspogromnacht werden rechte Aufmärsche erlaubt.  

 

Wir erleben grade eine beispiellose rechte Mobilisierung, gegen diese muss sich mit allen Mitteln 

entgegengestemmt werden.  Dazu wieder mal folgender 

Artikel:  http://www.vice.com/de/read/eine-ganz-normale-woche-in-deutschland-372  

Ich möchte aller NewsletterleserInnen darum bitten nicht zu verzagen, lasst uns gemeinsam Schulter 

an Schulter dem rechten Mob entgegenstehen. Jede Aktivität, die sich gegen rassistische Aufmärsche 

richtet, sei es der mittelbare Protest, sei es die Solidarisierung mit diesem oder eine Blockade, ist 

wichtig. 

Es ist einfach absolut notwendig, sich aktiv gegen den braunen Mob zu positionieren. Und das immer 

wieder und dabei nicht zu verzagen!!!  

 

 

3. Bernd Eckhardt: Schwerpunktthema EuGH-Urteil Alimanovic C-67/14 vom 15.9.2015 

===================================================================== 

Der Kollege hat sich ausführlich mit der Entscheidung des EuGH und seiner Bedeutung 

für die Beratungspraxis auseinandergesetzt, daher gehört die Veröffentlichung zur Pflichtlektüre aller 

Berater die mit Unionsbürgern und deren sozialrechtlichen Leistungsausausschlüssen zu tun haben. 

Das Papier gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Sozialrecht-justament-5-2015.pdf  

 

 

4. NRW Erfahrungsbericht zur SGB II-Ausführung 

===================================== 

Dann möchte ich auf einen Erfahrungsbericht der Landesregierung zur SGB  II – Umsetzung in NRW 

hinweisen. Jeder mag sich seinen Teil dazu denken wie er will: Den Bericht gibt es hier: 

http://www.harald-thome.de/media/files/NRW-Landesbericht-Ausf-hrung-SGBII.pdf  

 

 

5. Offizielle Bekanntmachung im Gesetzesblatt über die Regelbedarfe 2016 

================================   

Die Bekanntmachung betrifft die SGB II/SGB  XII und AsylbLG – Regelbedarfe im Jahr 20126. Diese 

gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Regelbedarfe-2016.pdf  

 

 

6. Flüchtlingshelfer und Erreichbarkeitsanordnung im SGB II / SGB III 

http://tinyurl.com/odse7s7
http://www.vice.com/de/read/eine-ganz-normale-woche-in-deutschland-372
http://www.harald-thome.de/media/files/Sozialrecht-justament-5-2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/NRW-Landesbericht-Ausf-hrung-SGBII.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Regelbedarfe-2016.pdf


  Seite 
16 

 
  

===================================================== 

Dann möchte ich eine Antwort der BA kommunizieren, nach der Ortsabwesenheit für 

Flüchtlingshelfertätigkeit zulässig ist und die Zeiträume als Flüchtlingshelfer nicht  auf die 21 

Kalendertage zulässige Ortsabwesenheit für Urlaub pro Kalenderjahr anzurechnen sind. Die 

Antwortmail der BA gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/BA-EAO-2.11.15.pdf 

 

 

7. Aufruf zur Flüchtlingshilfe aus Hamburg 

=============================== 

Dann möchte ich auf einen berührenden Aufruf der Flüchtlingsbetreuerin Emma aus Hamburg 

hinweisen: Sie bittet um Hilfe. Dieser mit Artikel hier: http://www.n-

tv.de/panorama/Fluechtlingsbetreuerin-Emma-bittet-um-Hilfe-article16296991.html 

Durch den Aufruf haben sich jetzt in Hamburg wohl viele Menschen gefunden, die mit machen. Aber 

die gleiche Situation gibt es in x- Städten, ich gehe davon aus, dass dort die Situation jeweils ähnlich 

ist wie in Hamburg. Daher möchte ich anregen, dass alle, die Zeit übrig haben, sich auch ohne einen 

solchen Aufruf an die jeweils örtlichen Gruppen wenden und ihre Hilfe anbieten.  An Emma und die 

vielen anderen Menschen die sich derart aufopferungsvoll engagieren, einfach mal ein fettes DANKE, 

für eure Kraft, für euer Engagement, eure Zeit, dafür dass ihr da seid und das tut.  

Ich möchte aber auch eine Anmerkung geben: SGB II/SGB XII- Bezieher können bis zu 200 EUR 

monatlich Ehrenamtspauschale nach  § 3 Nr. 26a EStG anrechnungsfrei dazuverdienen (§11b Abs. 

2  S. 3 SGB II; § 82 Abs. 3 S. 4 SGB XII), wenn sie daneben kein anderes Arbeitseinkommen 

haben.  Allerdings ist die  Ehrenamtspauschale auf 720 EUR im Jahr begrenzt. Im Zweifelsfall könnten 

durch die Zahlung von Ehrenamtspauschalen Erwerbslose oder Altersrentner als Flüchtlingshelfer 

dazugewonnen werden.  

 

Thomé Newsletter 28/2015 vom 27.10.2015 

 
1. Referentenentwurf zum Rechtsvereinfachungsgesetz vorgelegt / weitere Etablierung von SGB II - 
Sonderrecht  
=============================================== 
Das BMAS hat gestern den  Referentenentwurf zum Rechtsvereinfachungsgesetz vorgelegt.  
Der Referentenentwurf enthält keine Änderungen zum Sanktionsrecht, da hier Herr Seehofer nicht 
bereit war einer verfassungskonformen Anpassung (und Verschärfung) zuzustimmen. Der 
Referentenentwurf beinhaltet eine Vielzahl von Änderungen im Bereich der Anrechnung von 
Einkommen und Vermögen, bei den Anspruchsvoraussetzungen, bei den Bedarfen für Unterkunft 
und Heizung sowie beim Verfahrensrecht. Weitere Änderungen betreffen die Aufnahme einer 
Ausbildung, die Schnittstelle Ausbildungsförderung und SGB II, sowie die Möglichkeit, dass im SGB II 
aufstockende SGB III-Bezieher nunmehr Arbeitsmarktleistungen nach dem SGB III und nicht mehr 
SGB II erhalten. 
Es sind viele Änderungen im Bereich des Verfahrensrechts enthalten, so das weiter davon 
gesprochen werden kann, dass damit  die Ausweitung des Hartz IV-Sonderechtes vorangetrieben 
wird.  
Alles Nähere später, von unserer Seite wird dazu auf jeden Fall alsbald eine inhaltliche Bewertung 
erfolgen. 
 
Den Referentenentwurf gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/151012_Referentenentwurf.pdf  

http://www.harald-thome.de/media/files/BA-EAO-2.11.15.pdf
http://www.n-tv.de/panorama/Fluechtlingsbetreuerin-Emma-bittet-um-Hilfe-article16296991.html
http://www.n-tv.de/panorama/Fluechtlingsbetreuerin-Emma-bittet-um-Hilfe-article16296991.html
http://www.harald-thome.de/media/files/151012_Referentenentwurf.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/151012_Referentenentwurf.pdf
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2. Zusammensetzung SGB II – Regelbedarfe  von 2011 - 2016 
============================================== 
Dann gibt es ein Update der Aufteilung der Regelbedarfe für die Jahre 2011 – 2016 von  
Rüdiger Böker nach den EVS-Abteilungen, aus der wird ersichtlich was und in welcher Höhe in den 
Regelbedarfen drin ist oder sein soll. Das Dokument gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/Ruediger-Boeker-Aufteilung-Regel-Bedarf-2011-2016.pdf  
 
 
3. Stellungnahme Caritas zu Hartz IV Regelbedarfen  
========================================= 
Dann hat die Caritas eine Stellungnahme und Bewertung  zu den Hartz IV-Regelbedarfen erarbeitet. 
Darin wird unter anderem Weiße Ware als einmalige Leistung und eine Flexibilitätsreserve von 10 % 
des RB gefordert. 
Bitte hier selbst schauen:  http://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/10-21-2015-
aktualisierung-der-position-zur-regelbedarfsermittlung  
 
 
4. DV zum geplanten SGB XII – Änderungen 
==================================== 
Hier nun eine Stellungnahme des deutschen Vereins zu den geplanten SGB XII – Änderungen   
http://tinyurl.com/o2tgnrg 
 
 
5. Bundesverfassungsgericht stärkt Rechte von Demonstrationsbeobachtern 
=========================================================== 
Das BVerfG hat mit Beschluss vom 24.07.2015 (Az.: 1 BvR 2501/13) klargestellt, dass eine 
Personenkontrolle eines Mitglieds einer Bürgerrechtsorganisation „Bürger beobachten Polizei und 
Justiz“ rechtswidrig war. Das BVerfG erklärte sowohl die Kontrolle als auch vorherige 
abweichende  die Gerichtsentscheidung für unverhältnismäßige Eingriffe in das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung. Mehr dazu hier:  http://www.anwaltskanzlei-
adam.de/index.php?id=36,1092,0,0,1,0 
 
 
6. OVG NDS: Polizeiliches Filmen von friedlichen Demonstrationen ist rechtswidrig 
======================================================== 
Das OVG NDS hat mit Urteil vom 24.09.2015 – 11LC 215/14 geurteilt, das polizeiliche Filmen einer 
friedlichen Demonstration rechtswidrig war, weil damit in die „grundgesetzlich geschützte innere 
Versammlungsfreiheit“ eingegriffen wird, den Teilnehmer sollen nicht befürchten müssen, als 
Teilnehmer einer Versammlung anlässlich ihrer Grundrechtsausübung staatlicher Überwachung 
unterworfen zu sein.  Mit dem Urteil, wurde dem illegalen Einsatz von Polizeikameras auf 
Versammlungen somit ein weiterer Riegel vorgeschoben. Eine lesenswerte Urteilsbegründung, die 
zur Nachahmung auffordert (wir führen in Wuppertal eine vergleichbare Klage durch), das Urteil gibt 
es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/img493.pdf  
 
 
7. Nationale Armutskonferenz legt 2. Schattenbericht „10 Jahre Hartz IV“ vor 
==================================================== 
Zum zweiten Mal nach 2012 hat die Nationale Armutskonferenz (nak) einen Schattenbericht zur 
Armut in Deutschland vorgelegt. Er trägt den Titel „Zehn Jahre Hartz IV – zehn verlorene Jahre“.  Vor 
der Berliner Bundespressekonferenz betonte nak-Sprecher Dr. Frank Johannes Hensel, Armut sei 
„kein unglücklicher Zufall“. Er forderte mehr politische Entschiedenheit bei der Bekämpfung von 

http://www.harald-thome.de/media/files/Ruediger-Boeker-Aufteilung-Regel-Bedarf-2011-2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Ruediger-Boeker-Aufteilung-Regel-Bedarf-2011-2016.pdf
http://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/10-21-2015-aktualisierung-der-position-zur-regelbedarfsermittlung
http://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/10-21-2015-aktualisierung-der-position-zur-regelbedarfsermittlung
http://tinyurl.com/o2tgnrg
http://www.anwaltskanzlei-adam.de/index.php?id=36,1092,0,0,1,0
http://www.anwaltskanzlei-adam.de/index.php?id=36,1092,0,0,1,0
http://www.harald-thome.de/media/files/img493.pdf
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Armut und sozialer Ausgrenzung in Deutschland. „Wir dürfen keine weiteren Jahre mehr 
verlieren!“  Den Schattenbericht gibt es 
hier:  http://nationalearmutskonferenz.de/data/Schattenbericht_2015_web.pdf 
 
 
8. Änderung des Melderechts zum 01.11.2015 - Wohnungsgeberbestätigung bei An- und 
Abmeldung 
================================================================ 
Am 1. November tritt das neue Melderecht in Kraft. Eine Zusammenfassung der Änderungen hier: 
http://www.haus-und-grund-kr.de/aktuelles/aenderung-des-melderechts-zum-1-november-2015-
wohnungsgeberbestaetigung-bei-an-und-abmeldung-2520/ 
 
 

Thomé Sonder Newsletter 27/2015 vom 15.10.2015 

ich habe mich heute zu diesem Sondernewsletter entschieden, weil die SPD/CDU 
Koalitionsfraktionen mit einem Änderungsantrag noch weiter gehende Leistungskürzungen vor 
gelegt hat, als sie bisher im Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgesehen sind. Dieser 
nachgeschobene Änderungsantrag sollte fern von jeder öffentlichen Debatte ins Gesetz einfließen 
und schafft orbánisierte und verfassungswidrige Zustände in diesem Land. Hier ist aktuell und 
konkret ein kritischer Blick und Proteste angesagt.   

Diese geplanten Änderungen bauen darauf auf, dass das vom Bundesverfassungsgericht festgesetzte 
physische Existenzminimum „in jedem Fall und zu jeder Zeit sichergestellt sein muss" unterschritten 
wird. 

Am Freitag soll der Änderungsantrag im Bundesrat abgestimmt werden, dafür bedarf es der 
Zustimmung der Länder. Daher möchte mit diesem Newsletter eine Infomail von Claudius Vogt  von 
der GGUA Münster aufgreifen, in der er den Kontext genau erklärt:  

  

+++++++ Beginn Mail vom 14.10.2015 v. Claudius Voigt ++++++++++++ 

Wer nicht geht, wird ausgehungert: 

SPD und Union wollen noch weiter gehende Leistungskürzung als die Bundesregierung 

  

Liebe Kolleg*innen, 

der Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen von gestern abend zum AsylbLG, sieht noch weiter 
gehende Leistungskürzungen vor, als sie im Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgesehen sind. 

So sollen nach dem neuen § 1a Abs. 3 AsylbLG  - anders als Thomas de Maizière persönlich im 
Bundestag ausdrücklich gesagt hat! - nun auch Personen mit Duldung einer Leistungskürzung 
unterhalb das physische Existenzminimum unterliegen, wenn "aus von ihnen selbst zu vertretenden 
Gründen aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden können". 

Diese Leistungskürzung geht über die bisherige Sanktionierung weit hinaus (bisher: individuell zu 
begründende Kürzung des Barbetrags von 143 Euro), da noch nicht einmal das physische 
Existenzminimum sicher gestellt wird. 

http://nationalearmutskonferenz.de/data/Schattenbericht_2015_web.pdf
http://www.haus-und-grund-kr.de/aktuelles/aenderung-des-melderechts-zum-1-november-2015-wohnungsgeberbestaetigung-bei-an-und-abmeldung-2520/
http://www.haus-und-grund-kr.de/aktuelles/aenderung-des-melderechts-zum-1-november-2015-wohnungsgeberbestaetigung-bei-an-und-abmeldung-2520/
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Es gibt danach ausdrücklich nur noch Leistungen für Unterkunft, Heizung, Ernährung, Körper- und 
Gesundheitspflege plus Gesundheitsversorgung nach § 4 AsylbLG. Damit sind ausgeschlossen: Die 
zum physischen Existenzminimum zählenden Leistungen für Kleidung sowie Gebrauchs- und 
Verbrauchsgüter des Haushalts (diese dürfen "nur, soweit im Einzelfall besondere Umstände 
vorliegen"  zusätzlich erbracht werden). Kategorisch ausgeschlossen sind: Leistungen des sozialen 
Existenzminiumums ("notwendiger persönlicher Bedarf"), außerdem die Leistungen des Bildungs- 
und Teilhabepakets (!) sowie die "unerlässlichen", "erforderlichen" oder für Kinder "gebotenen" 
Leistungen nach § 6 AsylbLG. 

Die Koalitionsfraktionen planen somit einen noch weiter gehenden Verfassungsbruch als die 
Bundesregierung! Der Masterplan von "Sozial-" und "Christ-"Demokrat*innen lautet also: 
Aushungern. 

Nebenbei sollen auch die Familienangehörigen (also etwa minderjährige Kinder) der von der 
Leistungskürzung Betroffenen nur noch das "unabdingbar erforderliche" erhalten - und zwar 
unabhängig davon, ob sie in eigener Person ihr Abschiebungshindernis selbst verursachen oder nicht. 
Die Koalition begründet dies völlig kenntnisfrei damit, dass das bereits geltende Rechtslage sei. Nur: 
Das ist falsch! Einer Leistungskürzung nach § 1a unterliegen die Familienangehörigen gegenwärtig 
nur dann, wenn sie in eigener Person ein "Fehlverhalten" begründen. Die Gesetzesbegründung zum 
AsylbLG vom 29.8.2014 hat dies sogar ausdrücklich so formuliert: 

Auch das Bundessozialgericht hat in einem Vergleich vom 28.5.2015 bereits ausdrücklich darauf 
hingewiesen, "dass eine Absenkung des sog "Taschengelds" bei verfassungskonformer Auslegung des 
§ 1a AsylbLG nicht auf ein Fehlverhalten der Eltern gestützt werden dürfe" (B 7 AY 1/14 R) 

Ich hätte es nicht für möglich gehalten: Aber schlimmer geht immer! Mal sehen, wie viele rot-grün-
regierte Länder am Freitag dem offenen Verfassungsbruch zustimmen werden. 

Als Bettlektüre hier noch einmal ein Auszug aus dem Bundesverfassungsgerichts-Urteil, das für SPD, 
Union, Bundesregierung und viele Landesregierungen offensichtlich nicht viel mehr bedeutet als ein 
Kalenderspruch: 

α!ǳŎƘ ŜƛƴŜ ƪǳǊȊŜ !ǳŦŜƴǘƘŀƭǘǎŘŀǳŜǊ ƻŘŜǊ !ǳŦŜƴǘƘŀƭǘǎǇŜǊǎǇŜƪǘƛǾŜ ƛƴ 5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘ ǊŜŎƘǘŦŜǊǘƛƎǘ Ŝǎ ƛƳ 
Übrigen nicht, den Anspruch auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums auf die 
Sicherung der physischen Existenz zu beschränken. Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 
GG verlangt, dass das Existenzminimum in jedem Fall und zu jeder Zeit sichergestellt sein muss. Art. 1 
Abs. 1 GG garantiert ein menschenwürdiges Existenzminimum, das durch im Sozialstaat des Art. 20 
Abs. 1 GG auszugestaltende Leistungen zu sichern ist, als einheitliches, das physische und 
ǎƻȊƛƻƪǳƭǘǳǊŜƭƭŜ aƛƴƛƳǳƳ ǳƳŦŀǎǎŜƴŘŜǎ DǊǳƴŘǊŜŎƘǘΦ όΧύΦ 5ƛŜ ŜƛƴƘŜƛǘƭƛŎƘ Ȋǳ ǾŜǊǎǘŜƘŜƴŘŜ 
menschenwürdige Existenz muss daher ab Beginn des Aufenthalts in der Bundesrepublik Deutschland 
ǊŜŀƭƛǎƛŜǊǘ ǿŜǊŘŜƴΦά όΧύ αaƛƎǊŀǘƛƻƴǎǇƻƭƛǘƛǎŎƘŜ 9ǊǿŅƎǳƴƎŜƴΣ ŘƛŜ [ŜƛǎǘǳƴƎŜƴ ŀƴ !ǎȅƭōŜǿŜǊōŜǊ ǳƴŘ 
Flüchtlinge niedrig zu halten, um Anreize für Wanderungsbewegungen durch ein im internationalen 
Vergleich eventuell hohes Leistungsniveau zu vermeiden, können von vornherein kein Absenken des 
Leistungsstandards unter das physische und soziokulturelle Existenzminimum rechtfertigen. Die in Art. 
1 Abs. 1 GG garantierte MenscƘŜƴǿǸǊŘŜ ƛǎǘ ƳƛƎǊŀǘƛƻƴǎǇƻƭƛǘƛǎŎƘ ƴƛŎƘǘ Ȋǳ ǊŜƭŀǘƛǾƛŜǊŜƴΦά 

Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 18. Juli 2012; 1 BvL 10/10 
(https://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/ls20120718_1bvl001010.html) 

  

+++++++++++++++ Ende Mail Claudius +++++++++++++++++++ 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/ls20120718_1bvl001010.html
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Hier geht es nun zum Gesetzesentwurf: http://www.harald-thome.de/media/files/18(4)424----
nderungsantrag-der-Koalitionsfraktion-zur-BT-Drs.-18_6185.pdf 

Also liebe Newsletterempfänger Claudius hat es auf den Punkt gebracht: SPD und Union wollen noch 
mehr aushungern als die Bundesregierung. 

Hier ist angezeigt Druck zu machen, gegen die Orbánisierung des Landes durch die SPD/CDU 

Koalitionsfraktionen. Ein solch offen verfassungswidriger Gesetzesentwurf darf nicht durchgehen. 

Das war es dann wieder mal für heute.  

 

Thomé Newsletter 26/2015 vom 11.10.2015 

 

1. Das Massaker in Ankara vom 10. Oktober 2015   

===================== 

Zwei Bomben detonierten inmitten von Demonstranten kurz vor dem geplanten Start der 

Demonstration für Arbeit, Frieden und Demokratie am Bahnhof von Ankara. Mittlerweile ist die 

Anzahl der Toten auf 128 gestiegen und über 500 zum Teil schwerst Verletzte. Vor den Explosionen 

war von der Polizei nichts zu sehen, direkt nach dem Angriff aber erschien sie mit einem gepanzerten 

Wasserwerfer und schoss mit Tränengas wahllos auf die Toten und Verwundeten…  

 

Ich möchte mein Mitgefühl allen Opfern des schrecklichen Bombenanschlags ausdrücken. Dieses 

Massaker war ein Angriff auf die HDP, auf die Forderung nach Frieden und Versöhnung, aber auch 

auf alle Menschen die sich für eine bessere, gerechte Welt einsetzen.  

In den  letzten Monaten gab es progromartigen Terror mit hunderten von Angriffen gegen HDP 

Einrichtungen in der ganzen Türkei. In Berlin ist das HDP Büro am Tag nach der Eröffnung mit 

Brandsätzen angegriffen worden. Der Anschlag vom 10. Oktober in Ankara war der dritte Anschlag 

auf kurdische Aktivistinnen und Aktivisten in der Türkei in den vergangenen Monaten. Im Juli wurden 

33 Friedensaktivisten in der Grenzstadt Suruc getötet. Im Juni wurden bei einer 

Wahlkampfveranstaltung HDP in Diyarbakir zwei Menschen getötet.  

Inwieweit die türkische Regierung mittelbar an dem Anschlag beteiligt war, wird sich zeigen, aber klar 

ist, dass die Regierung seit Monaten eine Strategie der Spannung aufbaut und den Konflikt mit 

fortschrittlichen/kurdischen Kräften immer weiter eskalieren lässt, um das Land in den Bürgerkrieg 

zu treiben und so die anstehenden Wahlen für sich zu gewinnen. Ziemlich auffällig ist, dass am Ort 

des Geschehens zunächst keine Polizei war. 

 

Es wird gewiss in den nächsten Tagen verschiedene Solidaritätsdemos in Deutschland geben, ich 

möchte alle Newsletterleserinnen und -leser bitten und auffordern sich daran zu beteiligen.  

 

Zum Hintergrund, Deniz Yücel in der Welt: 

http://www.welt.de/politik/ausland/article147446736/Anschlag-in-Ankara-schuert-

Verschwoerungstheorien.html 

 

Dann möchte ich noch auf ein Video hinweisen, und vorher eine Warnung aussprechen, es sind 

furchtbare, herzzerreißende Bilder aus Ankara, aber man sollte sie sich ansehen. Hier geht es zu dem 

Video: http://t24.com.tr/video/1010-vuruldun-ey-halkim-unutma,1297 

http://www.harald-thome.de/media/files/18(4)424----nderungsantrag-der-Koalitionsfraktion-zur-BT-Drs.-18_6185.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/18(4)424----nderungsantrag-der-Koalitionsfraktion-zur-BT-Drs.-18_6185.pdf
http://www.welt.de/politik/ausland/article147446736/Anschlag-in-Ankara-schuert-Verschwoerungstheorien.html
http://www.welt.de/politik/ausland/article147446736/Anschlag-in-Ankara-schuert-Verschwoerungstheorien.html
http://t24.com.tr/video/1010-vuruldun-ey-halkim-unutma,1297
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2. Entwicklung der BA Vorstandsbezüge im Verhältnis zu den Hartz IV - Regelsätzen 

=============================================== 

Die Regelsätze im ALG II (SGB II - Hartz IV) sind von 2005 bis 2014 um 13,3 Prozent gestiegen und 

werden von 2005 bis 2016 um lediglich 17,1 Prozent gestiegen sein. Im Gegensatz dazu sind die 

Bezüge des Vorsitzenden und der Mitglieder des Vorstands der BA sind von 2005 bis 2014 um 90,2 

Prozent auf insgesamt "rund 871.000 Euro" gestiegen. 

Näheres hier: http://biaj.de/archiv-kurzmitteilungen/36-texte-biaj-kurzmitteilungen/679-ba-

vorstandsbezuege-entwicklung-2005-bis-2014-regelsaetze-hartz-iv.html   oder http://biaj.de/ 

 

 

3. Analyse zur "Datenhehlerei": Gefährliches U-Boot im Gesetzesentwurf zur 

Vorratsdatenspeicherung 

==================================== 

Dann möchte ich auf einen Aufsatz von Ulf Buermeyer bei Heise.de hinweisen. Es geht dabei um den 

Gesetzesentwurf zur Vorratsdatenspeicherung, der unvorhersehbare Auswirkungen auf alle 

Lebensbereiche haben würde, wenn er so durchkommt. Denn damit würde die Veröffentlichung von 

Jobcentertelefonlisten und Dienstanweisungen strafbar werden.  

Mehr dazu hier: http://www.heise.de/newsticker/meldung/Analyse-zur-Datenhehlerei-

Gefaehrliches-U-Boot-im-Entwurf-zur-Vorratsdatenspeicherung-2842118.html 

 

 

4. Urteil: SG-Kassel hält Kautionsaufrechnung für rechtswidrig 

============================================= 

Das SG Kassel (v. 23.09.2015 - S 3 AS 174/15 ER – rechtskräftig) hat jetzt im Eilverfahren entschieden: 

Mietkautionsdarlehen nach § 22 Abs. 6 SGB II unterfallen nicht der Regelung des § 42a Abs. 2 Satz 1 

SGB II. Die Aufrechnung von Kautionsdarlehen im SGB II – Leistungsbezug sind unzulässig. Das SG 

Kassel begründet dies wie folgt: im Hinblick auf die Entscheidung des BVerfG vom 23. Juli 2014 (1 BvL 

10/12) ist schon unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten der Ausschluss des 

Mietkautionsdarlehens nach § 22 Abs. 6 SGB II von der Tilgung durch Aufrechnung mit dem 

monatlichen Regelbedarf geboten, denn sonst drohte eine nicht mit dem Gewährleistungsrecht aus 

Art 1 Abs. 1 iVm Art 20 Abs. 1 GG zu vereinbarende, weil sich über einen längeren Zeitraum 

hinziehende Unterversorgung der Leistungsberechtigten mit existenzsichernden Leistungen.  

Näheres hier: http://www.anwaltskanzlei-adam.de/index.php?id=102,1087,0,0,1,0 

 

Es könnte also drüber nachgedacht werden, auf Basis dieses Beschlusses und mit den angemeldeten 

Zweifeln an der Rechtmäßigkeit der Aufrechnung des BSG (v. 29.06.2015 - B 4 AS 11/14 R) weiter 

gegen Aufrechnungen vor zugehen.  

 

 

5. Stellungnahmen der "ExpertInnen" zu den geplanten Asylrechtsverschärfungen 

========================================================== 

Dann möchte ich auf diverse Fachstellungnahmen zu den geplanten Asylrechtsverschärfungen 

hinweisen. Diese sind in einem Rundbrief von Georg Classen vom 08.10.2015 zu finden und den gibt 

es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Gorg-Classen-Letter-08.10.2015.pdf  

http://biaj.de/archiv-kurzmitteilungen/36-texte-biaj-kurzmitteilungen/679-ba-vorstandsbezuege-entwicklung-2005-bis-2014-regelsaetze-hartz-iv.html
http://biaj.de/archiv-kurzmitteilungen/36-texte-biaj-kurzmitteilungen/679-ba-vorstandsbezuege-entwicklung-2005-bis-2014-regelsaetze-hartz-iv.html
http://biaj.de/
http://www.heise.de/newsticker/meldung/Analyse-zur-Datenhehlerei-Gefaehrliches-U-Boot-im-Entwurf-zur-Vorratsdatenspeicherung-2842118.html
http://www.heise.de/newsticker/meldung/Analyse-zur-Datenhehlerei-Gefaehrliches-U-Boot-im-Entwurf-zur-Vorratsdatenspeicherung-2842118.html
http://www.anwaltskanzlei-adam.de/index.php?id=102,1087,0,0,1,0
http://www.harald-thome.de/media/files/Gorg-Classen-Letter-08.10.2015.pdf
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6. Bewertung nach EuGH Urteil: Hartz-IV für arbeitsuchende und  nicht erwerbstätige 

Unionsbürger/-innen 

======================================================== 

Ich möchte zudem auf einen ersten Arbeitsreader des DPWV/GGUA hinweisen in der umfangreich 

versucht wird die Rechtslage nach dem "Alimanovic-Urteil" vom EuGH zu den Unionsbürgern 

dazustellen. Aus dem Vorspann zum Arbeitsreader: Auch nach dem „Alimanovic-Urteil“ des EuGH 

wird es weiterhin darum gehen, das menschenwürdige Existenzminimum sicher zu stellen. Dies ist 

durch die Entscheidung nicht leichter, aber auch nicht viel schwerer geworden". 

Der Reader zeigt konkrete Handlungsperspektiven auf und ist hier zu finden: http://www.harald-

thome.de/media/files/DPWV-Reader-EU-B-rger-21.09.2015.pdf  

 

 

7. Aberkennung der Gemeinnützigkeit zur politischen Disziplinierung 

================================================== 

Dann möchte ich auf einen skandalösen Vorgang in Frankfurt hinweisen, der Verein Doña Carmen 

e.V., ein der offensiv für die sozialen und politischen Rechte von Prostituierten eintritt ist im 

September 2015 mit sofortiger Wirkung (und rückwirkend bis 2011) vom Finanzamt Frankfurt die 

Gemeinnützigkeit aberkannt worden.  

Die Gründe dafür scheinen auf den ersten Blick an den Haaren herbeigezogen: „Unterstützung der 

Frauen aus der Prostitution in steuerlichen Fragen“, „Anbieten von Bordellführungen“ in der 

Frankfurter Bahnhofsviertelnacht. Man kann nur mit dem Kopf schütteln. 

Doch der eigentliche Kernvorwurf gegenüber Doña Carmen lässt aufhorchen: Dem Verein wird 

vorgeworfen, dass er „laufend“ und zudem „nicht neutral“ politische Ziel verfolge, „indem er sich für 

politische Anliegen der Prostituierten einsetzt“.  

Das Finanzamt Frankfurt hat (soweit mir bekannt) schon dem Verein Zusammen e.V. aufgrund von 

haarsträubenden Gründen die Gemeinnützigkeit aberkannt, jetzt trifft es die Kolleginnen von  Doña 

Carmen e.V.. Die Kolleginnen können Unterstützung gebrauchen, mehr dazu 

hier:  http://www.donacarmen.de/wir-wollen-unser-recht-zurueck-erklaerung-von-dona-carmen-e-v-

zur-aberkennung-des-status-der-gemeinnuetzigkeit/ 

 

 

Thomé Newsletter 25/2015 vom 29.09.2015 

 

1. SG Dresden beurteilt die Sanktionen bei Hartz IV ebenfalls als verfassungswidrig 

================================================================= 

Mit Beschluss vom 26.5.2015 hat das SG Gotha (S 15 AS 5157/14) die Ansicht vertreten, dass die 

Sanktionsregelungen im SGB II verfassungswidrig sind und die Frage dem Bundesverfassungsgericht 

vorgelegt. Das SG DRS hat sich dem im Urteil vom 10.08.2015 (S 20 AS 1507/14) am Rande, aber 

deutlich, angeschlossen: „Damit kann es [Anmerkung: in diesem konkreten Fall] offen bleiben, ob die 

§ 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i. V. m. § 31a Abs. 1 Satz 3, § 31b SGB II wegen Verstoßes gegen das 

Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums (Art. 1 Abs. 1 GG i. V. 

m. dem Sozialstaatsgebot, Art. 20 Abs. 1 GG) verfassungswidrig sind, wovon die Kammer überzeugt 

ist (vgl. im Einzelnen SG Gotha, Vorlagebeschluss vom 26. Mai 2015 – S 15 AS 5157/14 –)“.  

http://www.harald-thome.de/media/files/DPWV-Reader-EU-B-rger-21.09.2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/DPWV-Reader-EU-B-rger-21.09.2015.pdf
http://www.donacarmen.de/wir-wollen-unser-recht-zurueck-erklaerung-von-dona-carmen-e-v-zur-aberkennung-des-status-der-gemeinnuetzigkeit/
http://www.donacarmen.de/wir-wollen-unser-recht-zurueck-erklaerung-von-dona-carmen-e-v-zur-aberkennung-des-status-der-gemeinnuetzigkeit/
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Das SG DRS Urteil gibt es hier: 

https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=180102&s0=&s1=&s2=&words

=&sensitive=  

 

 

2. Neue fachliche Hinweise der BA zum SGB  II 

===================================== 

Die BA hat die fachlichen Hinweise zu § 21 SGB II neu aufgelegt. Im Dez. 2014 hat der deutsche 

Verein neue Krankenkostempfehlungen rausgegeben, mit Verspätung von einem ¾ Jahr kriegt es 

auch die BA mal auf die Reihe die dahingehenden Hinweise zu modifizieren.  

Diese gibt es hier: http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html 

 

 

3. Geplante Änderungen im SGB XII zu Lasten der Betroffenen / SGB XII – Änderungsgesetz 2016: 

Gesetz gegen Gerichtsentscheidungen 

====================================================================== 

Für die Betroffenen positive höchstrichterliche Entscheidungen führen immer noch und immer 

wieder zu negativen Gesetzesänderungen zulasten der Betroffenen. So ist jetzt ein kleiner Vorstoß im 

SGB XII geplant. Dazu näheres von Herbert Masslau auf dessen Webseite: 

http://www.herbertmasslau.de/sgb-xii-aenderung2016.html  

 

 

4. GGUA Stellungnahme: Entrechtung per Gesetz: Bundesregierung plant umfassendes 

Desintegrationsprogramm für Flüchtlinge 

=========================================================== 

Hier eine etwas genauere Bewertung zum geplanten Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz. Die 

Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf zum so genannten 

„Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz“ vorgelegt. Entgegen seinem Namen handelt es sich in 

Wahrheit um ein Integrationsverhinderungsgesetz, das viele mühsam erreichte Verbesserungen, die 

erst kürzlich in Kraft getreten waren, wieder einstampft. Der Gesetzentwurf ist eine in Paragrafen 

gegossene Rolle rückwärts – als wären die jahrelangen Diskussionen um Willkommenskultur und 

Paradigmenwechsel spurlos an der Bundesregierung vorbei gegangen. 

Die Stellungnahme gibt es hier: http://www.fluechtlingsinfo-

berlin.de/fr/pdf/GGUA_Entrechtung_per_Gesetz.pdf  

 

 

5. Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz – Wortlaut 

========================================== 

Die Kollegen von GGUA Münster haben die geplanten Gesetzesänderungen im 

Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz in die Gesetzestexte eingearbeitet und gegenübergestellt 

(super Arbeit!), mit dem Kommentar „Damit wir wissen, wovon wir sprechen...“. Auf diese 

Änderungen will ich hier hinweisen, im Einzelnen:  

- Asylverfahrensgesetzes 

http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylG/Die_geplanten_Paragraphen_des_AsylVfG_21_Septemb

er_15.pdf 

- AufenthG: 

https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=180102&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=180102&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive
http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html
http://www.herbertmasslau.de/sgb-xii-aenderung2016.html
http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/pdf/GGUA_Entrechtung_per_Gesetz.pdf
http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/pdf/GGUA_Entrechtung_per_Gesetz.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylG/Die_geplanten_Paragraphen_des_AsylVfG_21_September_15.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylG/Die_geplanten_Paragraphen_des_AsylVfG_21_September_15.pdf
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http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylG/Die_geplanten_Paragraphen_des_AufenthG_21 - 

AsylbLG: _September_15_breit.pdf 

- AsylbLG: 

http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylG/Die_geplanten_Paragraphen_des_AsylbLG_21_Septemb

er_15.pdf 

- Zugang zum Arbeitsmarkt (BeschV): 

http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylG/Die_zu_erwartenden_Paragraphen_der_BeschV_Stand_

21_September_15_breit.pdf 

- Zugang zumIntegrationskurs (IntV): 

http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylG/Die_zu_erwartenden_Paragraphen_der_IntV_Stand_21_

September_15_breit.pdf 

 

 

Thomé Newsletter 24/2015 vom 21.09.2015 

 

1. Drastische Verschärfung des Asylrechts geplant – Protest und Widerstand ist jetzt von Nöten! 

=========================================================================== 

Hunderttausende Menschen flüchten vor Krieg und Terror, immer mehr EU-Staaten schotten sich 

durch Zäune und brutale Polizei- und Militäreinsätzen ab. Die Bundeskanzlerin überrascht mit der 

humanitären Geste, dass Deutschland Menschen in Not nicht im Stich lasse, und pflegt so im Ausland 

das Image eines offenen und hilfsbereiten Landes. Zeitgleich formuliert die Bundesregierung aber 

einen 150seitigen Gesetzentwurf zur Verschärfung des Aufenthalts- und Asylrechts sowie des 

Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG). Das offensichtliche Ziel des Gesetzesvorhabens, 

Flüchtlinge aus Deutschland durch Entrechtung und Entwürdigung zu vertreiben und Flüchtlinge von 

Deutschland abzuschrecken und damit faktisch das Grundrecht auf Asyl Stück für Stück auszuhöhlen.  

Hier erstmal die Infos dazu, bei Pro Asyl: 

http://www.proasyl.de/de/news/detail/news/neuer_gesetzentwurf_abschottung_abschreckung_un

d_obdachlosigkeit/  (KurzURL: http://tinyurl.com/q4oacn6)(mit Gesetzesentwurf) ein Kommentar in 

der SZ: http://www.sueddeutsche.de/politik/gesetzentwurf-wegen-fluechtlingskrise-regierung-plant-

verschaerfung-des-asylrechts-1.2652770  (KurzURL: http://tinyurl.com/nkdbvrc) 

 

Hier sind jetzt die politisch verantwortlichen Menschen, Organisationen und Gruppierungen, Sozial- 

und Wohlfahrtsverbände, aber auch die Politik, der Bundestag und Bundesrat gefragt, das 

Grundrecht auf Asyl zu verteidigen und sich gegen die Politik der Abschottung und Abschreckung von 

Personen wie Orbán / De Maizière / Seehofer zu wenden.  

 

 

2. EUGH: Leistungsausschluss von Unionsbürgern 

=========================================== 

EuGH bestätigt restriktive BRD Politik: Ein Mitgliedstaat kann Unionsbürger, die in diesen Staat zur 

Arbeitsuche einreisen, von bestimmten beitragsunabhängigen Sozialleistungen ausschließen. 

Damit wäre eigentlich alles klar, im Ergebnis ist weiterhin nichts sehr viel klarer, außer dass der EUGH 

eine harte Linie gegen Arbeitsmigranten aus der EU fährt.  

Hier wird jetzt das BVerfG zu klären haben, ob es der Auffassung ist, dass das EuGH-Urteil mit seiner 

Rechtsprechung und dem Grundrecht auf Existenzsicherung kompatibel ist.   

http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylG/Die_geplanten_Paragraphen_des_AufenthG_21
http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylG/Die_geplanten_Paragraphen_des_AsylbLG_21_September_15.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylG/Die_geplanten_Paragraphen_des_AsylbLG_21_September_15.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylG/Die_zu_erwartenden_Paragraphen_der_BeschV_Stand_21_September_15_breit.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylG/Die_zu_erwartenden_Paragraphen_der_BeschV_Stand_21_September_15_breit.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylG/Die_zu_erwartenden_Paragraphen_der_IntV_Stand_21_September_15_breit.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylG/Die_zu_erwartenden_Paragraphen_der_IntV_Stand_21_September_15_breit.pdf
http://www.proasyl.de/de/news/detail/news/neuer_gesetzentwurf_abschottung_abschreckung_und_obdachlosigkeit/
http://www.proasyl.de/de/news/detail/news/neuer_gesetzentwurf_abschottung_abschreckung_und_obdachlosigkeit/
http://tinyurl.com/q4oacn6)(mit
http://www.sueddeutsche.de/politik/gesetzentwurf-wegen-fluechtlingskrise-regierung-plant-verschaerfung-des-asylrechts-1.2652770
http://www.sueddeutsche.de/politik/gesetzentwurf-wegen-fluechtlingskrise-regierung-plant-verschaerfung-des-asylrechts-1.2652770
http://tinyurl.com/nkdbvrc
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Hier die PM des EuGH: http://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2015-

09/cp150101de.pdf  

Hier ein sehr kritischer Artikel in der LTO dazu: http://www.lto.de/recht/hintergruende/h/eugh-

urteil-c6714-alimanovic-sozialleistungen-hartz-iv-arbeitssuche/  (KurzURL: 

http://tinyurl.com/odg2old) 

 

Ich denke es wird bald eine „Arbeitshilfe“ geben, aus der die Details für die Sozialberatung ersichtlich 

werden.  

 

 

3. Weisung BaFin: Übergangsregelung - Identitätsnachweise für Basiskonto für Flüchtlinge 

================================================================== 

Anbei die Übergangsregelung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht v. 21.08.15 zur 

Umsetzung der EU-Zahlungskontenrichtlinie. Hierbei geht es um die Frage, inwieweit Flüchtlinge 

ohne geeignete Identitätsnachweise ein Konto bekommen können. Hier geht’s zur Weisung: 

http://www.harald-thome.de/media/files/BaFin-18.08.2015-U-bergangsregelung-Ausla-

nderkonten.pdf (KurzURL: http://tinyurl.com/ojgvzk9) und hier ein den Kontext erhellender 

Spiegelartikel: http://www.spiegel.de/wirtschaft/service/fluechtlinge-und-bankkonten-wenn-

integration-am-schalter-scheitert-a-1052771.html      (KurzURL: http://tinyurl.com/q64q2ho)  

 

 

4. Dolmetscherkosten und Amtssprache Deutsch / EU-Bürger und Flüchtlinge 

========================================= 

Im Rahmen der Freizügigkeit innerhalb der Europäischen Union können Arbeitnehmer in jedem 

Mitgliedsland eine Beschäftigung ohne Beschränkung aufnehmen. Nach EU-Recht besteht hier ein 

Anspruch auf Übernahme von Dolmetscher- und Übersetzungsdiensten durch die BA und das JC. Ich 

möchte daher auf eine entsprechende Dienstanweisung der BA (HEGA 05/11 - 08) hinweisen, in der 

die komplizierte Materie dargestellt wird, diese gibt es hier: http://www.harald-

thome.de/media/files/HEGA_05_11-08-3.pdf  

Die „Amtssprache Deutsch“ betrifft  noch viel mehr die Flüchtlinge, mit diesem Hinweis darauf wird 

regelmäßig von den JC‘s das Mitbringen von Übersetzern (auf Rechnung der Flüchtlinge) gefordert 

oder verlangt, dass kostenpflichtige Übersetzungen von Beweisdokumenten beigebracht werden. 

Diese Herangehensweise ist rechtswidrig.  

§ 19 Abs. 2 S. 1 SGB X regelt zwei Tatbestände, die Antragstellung und die Beweisdokumente, hier 

soll nur dann eine Übersetzung gefordert werden, „sofern [die Behörde] nicht in der Lage ist, Anträge 

und Dokumente zu verstehen“. Das bedeutet, das generalisierte Verlangen von Übersetzern und 

Übersetzungen ist unzulässig. Zunächst hat die Behörde im Rahmen der weiten Auslegung von 

sozialen Rechten (§ 2 Abs. 2 SGB I) zu prüfen, ob in der Behörde (bei sog. gE ist es die 

Bundesbehörde, bei zkT gilt die jeweilige Behörde) nicht die betreffende Sprache sprechendes 

/lesendes Personal vorhanden ist.  

Ist das nicht der Fall, dann muss das Amt darauf hinweisen, dass einfache Übersetzerdienste von 

Landsleuten im Regelfall ausreichend sind, sind diese nicht vorhanden, muss auf die 

Inanspruchnahme von Sprachmittlern, Dolmetschern hingewirkt werden, dahingehende Kosten sind 

zu übernehmen.  

Bei Beweisdokumenten reicht im Regelfall eine einfache Übersetzung (ohne Dolmetscher und 

Kosten), nur im begründeten Ausnahmefall darf das Amt eine vereidigte Übersetzung (also mit 

http://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2015-09/cp150101de.pdf
http://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2015-09/cp150101de.pdf
http://www.lto.de/recht/hintergruende/h/eugh-urteil-c6714-alimanovic-sozialleistungen-hartz-iv-arbeitssuche/
http://www.lto.de/recht/hintergruende/h/eugh-urteil-c6714-alimanovic-sozialleistungen-hartz-iv-arbeitssuche/
http://tinyurl.com/odg2old
http://www.harald-thome.de/media/files/BaFin-18.08.2015-U-bergangsregelung-Ausla-nderkonten.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/BaFin-18.08.2015-U-bergangsregelung-Ausla-nderkonten.pdf
http://tinyurl.com/ojgvzk9
http://www.spiegel.de/wirtschaft/service/fluechtlinge-und-bankkonten-wenn-integration-am-schalter-scheitert-a-1052771.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/service/fluechtlinge-und-bankkonten-wenn-integration-am-schalter-scheitert-a-1052771.html
http://tinyurl.com/q64q2ho
http://www.harald-thome.de/media/files/HEGA_05_11-08-3.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/HEGA_05_11-08-3.pdf
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Kosten) fordern. Dahingehende Kosten sind wiederum im Rahmen des EU-Rechts (Art. 2 der VO 

(EWG) Nr. 883/2004) zu übernehmen. Dazu als Hintergrund: http://www.elke-

breitenbach.de/willkommen/fragen/detail/artikel/reicht-das-angebot-fuer-dolmetscher-und-

uebersetzungsleistungen-in-den-berliner-arbeitsagenturen-und/  (Kurzurl: 

http://tinyurl.com/q5kc5zj) 

 

Ich gehe davon aus, dass bei den örtlichen Behörden zum Teil noch wenig Begriff zum rechtlichen 

Kontext vorhanden ist, daher wäre dies beispielsweise in örtlichen Anfragen zu befördern.  

Inhaltlich ist zu fordern:  

-  dass jedes JC / jeder Sozialleistungsträger Listen zu erstellen hat, welcher Mitarbeiter welche 

Sprache spricht/lesen kann und diese verpflichtend auf seiner Webseite publiziert 

- dass, wenn am Ort vorhanden, auf den Einsatz von Sprachmittlern zu verweisen ist und 

dahingehende Kosten zu übernehmen sind  

- dass, wenn keine Sprachmittlerdienste vorhanden sind, vom Amt Gutscheine für 

Dolmetscherfinanzierung herausgegeben werden  

 

 

5. Weisungen aus Bayern zum Datenschutz u. Erheben, Verarbeiten und Nutzen von Sozialdaten 

===================================== 

Dann möchte ich auf ein Rundbrief des Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Soziales, 

Familie und Integration vom 09.09.2015 zum Datenschutz hinweisen, hier stehen eine Reihe von 

Anwendungshinweise zum Erheben, Verarbeiten und Nutzen von Sozialdaten.  

Die Realität ist leider weit von dem entfernt, was da aufgezeigt wird. Nicht desto Trotz ist um die 

Einhaltung wesentlicher Datenschutzbelange gegen die Datenkrake Jobcenter zu kämpfen. Hier geht 

es zur STAMAS Weisung: http://www.harald-thome.de/media/files/STAMS-9.9.15-Rundschreiben-

Datenschutz.pdf (KurzURL: http://tinyurl.com/pkyob9f) 

 

 

6. Rückforderung von Kindergeld bei Anrechnung auf Sozialleistungen/ Billigkeitserlass stellen 

====================================================================== 

Dann möchte ich auf eine spezielle Sache hinweisen und zwar, was zu tun ist, wenn Kindergeld im 

SGB II- Bezug angerechnet und später von der Kindergeldkasse zurückgefordert wird. Hier hat das 

BSG schon einmal festgestellt, dass eine „wiederholte Antragstellung“ nach § 28 SGB X wegen 

Aufhebung der Leistung ausgeschlossen ist. Im Folgenden könnte aber ein Billigkeitserlass gestellt 

werden, denn unter bestimmten Voraussetzungen kann der Betrag erlassen werden. 

Mehr dazu hier: http://www.anwalt.de/rechtstipps/bundesfinanzhof-zur-rueckforderung-von-

kindergeld-bei-anrechnung-auf-sozialleistungen-hartz_067968.html (KurzURL: 

http://tinyurl.com/oeaw34v) und hier: http://www.gegen-hartz.de/nachrichtenueberhartziv/hartz-

iv-kindergeld-rueckzahlung-nicht-immer-90016077.php (KurzURL: http://tinyurl.com/o7qpwtq) 

 

 

7. Bundeswehr Termine im 4. Quartal / BW Propaganda in Jobcentern 

================================================== 

Die Truppe will wieder ins Amt und Erwerbslose und demnächst gewiss auch Flüchtlinge für den Krieg 

begeistern. Hier nun die nächsten Termine, auf dass die Propagandashows nicht geräuschlos 

funktionieren:  http://www.ulla-jelpke.de/2015/09/bundeswehr-reklametermine-im-vierten-

http://www.elke-breitenbach.de/willkommen/fragen/detail/artikel/reicht-das-angebot-fuer-dolmetscher-und-uebersetzungsleistungen-in-den-berliner-arbeitsagenturen-und/
http://www.elke-breitenbach.de/willkommen/fragen/detail/artikel/reicht-das-angebot-fuer-dolmetscher-und-uebersetzungsleistungen-in-den-berliner-arbeitsagenturen-und/
http://www.elke-breitenbach.de/willkommen/fragen/detail/artikel/reicht-das-angebot-fuer-dolmetscher-und-uebersetzungsleistungen-in-den-berliner-arbeitsagenturen-und/
http://tinyurl.com/q5kc5zj
http://www.harald-thome.de/media/files/STAMS-9.9.15-Rundschreiben-Datenschutz.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/STAMS-9.9.15-Rundschreiben-Datenschutz.pdf
http://tinyurl.com/pkyob9f
http://www.anwalt.de/rechtstipps/bundesfinanzhof-zur-rueckforderung-von-kindergeld-bei-anrechnung-auf-sozialleistungen-hartz_067968.html
http://www.anwalt.de/rechtstipps/bundesfinanzhof-zur-rueckforderung-von-kindergeld-bei-anrechnung-auf-sozialleistungen-hartz_067968.html
http://tinyurl.com/oeaw34v
http://www.gegen-hartz.de/nachrichtenueberhartziv/hartz-iv-kindergeld-rueckzahlung-nicht-immer-90016077.php
http://www.gegen-hartz.de/nachrichtenueberhartziv/hartz-iv-kindergeld-rueckzahlung-nicht-immer-90016077.php
http://tinyurl.com/o7qpwtq
http://www.ulla-jelpke.de/2015/09/bundeswehr-reklametermine-im-vierten-quartal/
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quartal/, dann ein Replik Artikel im Bundeswehr-Journal, nach der Linken-Forderung die BW endlich 

aus den Arbeitsagenturen rauszuschmeißen. Den gibt es hier: http://www.bundeswehr-

journal.de/2015/bundeswehr-aus-arbeitsagenturen-rausschmeissen/ 

 

 

Thomé Newsletter 23/2015 vom 14.09.2015 

 

1. Änderungen bei der Familienversicherung und ALG II im Jahr 2016 
================================================== 
Ich möchte auf zwei Fachaufsätze zu den Änderungen bei der Familienversicherung im Jahr2016 
hinweisen, einer ist von Erwin Denzler: http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1877/ 
und einer ist von Claudia Mehlhorn, den gibt es hier: http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1878/ 

In beiden Artikeln wird dargestellt, was sich genaue ändern wird, was bei Sanktionen und bei 
Rückforderung zu tun ist. 

  

2. Aufsatz zu Beratungshilfe 
====================== 
Rechtsanwalt Helge Hildebrandt hat im neuen Leitfaden das Stichwort Beratungshilfe geschrieben, 
die ungekürzte Fassung haben wir jetzt auf der Tachelesseite zur allgemeinen Kenntnis veröffentlicht, 
es gibt sie hier: http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1876/ 

  

3. Erstes positive Urteil zur Herausgabe von Jobcentertelefonlisten rechtskräftig 
========================================================== 
Auf Anraten des Bayerischen Verwaltungsgerichtshof hat das Jobcenter des Landkreises Regen den 
Berufungszulassungsantrag gegen ein Urteil, welches das Jobcenter zur Herausgabe der internen 
Diensttelefonnummern verpflichtete, zurückgenommen. 

Das Verwaltungsgericht Regensburg hatte mit Urteil vom 13.03.2015 (RN 9 K 15.71) das Jobcenter 
Landkreis Regen verpflichtet, dem Kläger, einem interessierten Sozialleistungsempfänger, Zugang zu 
allen aktuellen Diensttelefonnummern der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen unter 
Unkenntlichmachung der jeweiligen Vornamen zu gewähren. 

Hier die dazugehörige Pressemitteilung der klagenden Kanzlei: http://www.harald-
thome.de/media/files/PM-FSN-Recht2.9.2015.pdf und das Urteil hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/VG-Regensburg-13.03.2015-RN-9-K-15.71.pdf  

  

4. Förderung von unabhängiger Soz. Beratung in Niedersachsen geht los 
================================================= 
Ich veröffentliche hier ausnahmsweise mal eine ministerielle Pressemitteilung, mit der der 
Förderbeginn der unabhängigen Sozialberatung in Niedersachsen bekannt gegeben wird. Es können 
jetzt die Anträge gestellt werden. Näheres  nun hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/Unabh-ngige-ELOBera-PM-5.-Aug.-2015.pdf 

http://www.ulla-jelpke.de/2015/09/bundeswehr-reklametermine-im-vierten-quartal/
http://www.bundeswehr-journal.de/2015/bundeswehr-aus-arbeitsagenturen-rausschmeissen/
http://www.bundeswehr-journal.de/2015/bundeswehr-aus-arbeitsagenturen-rausschmeissen/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1877/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1878/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1878/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1876/
http://www.harald-thome.de/media/files/PM-FSN-Recht2.9.2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/PM-FSN-Recht2.9.2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/VG-Regensburg-13.03.2015-RN-9-K-15.71.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/VG-Regensburg-13.03.2015-RN-9-K-15.71.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Unabh-ngige-ELOBera-PM-5.-Aug.-2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Unabh-ngige-ELOBera-PM-5.-Aug.-2015.pdf
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 5. Regelsätze im Jahr 2016 
======================= 
Hartz-IV Arbeitsministerium bestätigt geplante Erhöhung ab 2016. Hartz-IV-Empfänger erhalten im 
kommenden Jahr voraussichtlich fünf Euro mehr pro Monat für ihren Lebensunterhalt. 

Der Regelsatz eines alleinstehenden Erwachsenen solle von 399 auf 404 Euro angehoben werden, 
bestätigte das Bundesarbeitsministerium in Berlin einen Zeitungsbericht. Das entspreche einem Plus 
von 1,25 Prozent. Das Kabinett muss den Plänen im September noch zustimmen. Auch die Regelsätze 
für Kinder und Erwachsene in Paarhaushalten sollen steigen. 

An der Stelle  eine deutliche Position: diese 5 EUR mehr sind ein Witz. Die Regelleistungen sind 
derartig niedrig, dass ein menschwürdiges Leben damit nicht möglich ist. 2014 hat das BVerfG noch 
geurteilt, die Regelleistungen seien so niedrig, dass es kurz vor einem Eingreifen des BVerfG liegt.  

Forderung muss sein, Regelleistungen von mind. 500 EUR, mindestens aber Herausnahme der 
Haushaltsenergie und Erhöhung der dezentrealen Warmwasserkosten aus den Regelbedarfen. Dazu 
nochmal unsere Forderung von Dez. 2014:   http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1756/  

  

6. „Einstweiliger Rechtsschutz – wie geht das und was kann man damit erreichen“ 
====================================================== 
An dieser Stelle der Hinweis auf ein Referat: „Einstweiliger Rechtsschutz – wie geht das und was kann 
man damit erreichen“ von Amelie Schummer, Sozialrechtlerin beim IG Metall Vorstand: 
http://www.erwerbslos.de/images/stories/dokumente/aktivitaeten/vortrag_schummer.pdf 

  

7. BuT Umsetzungsbericht im Jahr 2014 in Nordrhein-Westfalen 
=================================================== 
Im letzten Letter hatte ich über einen BuT Umsetzungsbericht aus NRW für das Jahr 2014 
hingewiesen, aber leider den falschen Link veröffentlicht, hier nun der richtige: http://www.harald-
thome.de/media/files/BuT_Bericht2014_LT.pdf 

 

Thomé Newsletter 22/2015 vom 07.09.2015 
 

1. Der neue Leitfaden ist fertig!  

=====================================  

Ich möchte nochmal darauf hinweisen, dass unser neuer Leitfaden fertig ist. Die Herausgabe haben 

wir immer wieder wegen der geplanten Rechtsänderungen verschoben, dann haben wir gesagt, wir 

müssen ihn fertigstellen und nun ist er das, und die ersten Besteller dürften ihn nächster Woche in 

der Hand halten. Also der Leitfaden in der 28. Auflage, mit nunmehr fast 100 Seiten mehr, allerdings 

auch preislich mehr (13,50 € inkl. Versand innerhalb Deutschlands) kann ab jetzt bestellt werden. Im 

nächsten Jahr wird es eine eBook Version geben. Bestellungen ausschließlich über den DVS Verlag 

(und nicht über mich oder Tacheles), alles Weitere hier: tacheles-sozialhilfe.de/ueber-

tacheles/leitfaden/  

 

http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1756/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1756/
http://www.erwerbslos.de/images/stories/dokumente/aktivitaeten/vortrag_schummer.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/BuT_Bericht2014_LT.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/BuT_Bericht2014_LT.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/ueber-tacheles/leitfaden/#c51
http://tacheles-sozialhilfe.de/ueber-tacheles/leitfaden/#c51
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2. Vorlagebeschluss des BSG zu EU-Bürgern: Verkündung des EUGH-Urteils am 15.09.2015  

=========================================================================  

Das BSG hat im April 20124 einen Vorlagebeschluss an den Europäischen Gerichtshof in der 

Rechtssache Alimanovic gemacht. Es geht dabei um die Frage unter welchen Voraussetzungen 

Unionsbürger, die sich zur Arbeitsuche in einen Mitgliedstaat begeben, deren Staatsangehörigkeit sie 

nicht besitzen, vom Bezug bestimmter Sozialleistungen ausgeschlossen werden dürfen oder eben 

nicht. Damit wird vorläufig zumindest eine gewisse Klarheit kommen, welche Unionsbürger unter 

welchen Voraussetzungen Anspruch auf welche Sozialleistung haben. Unter dem Link ist die 

Terminankündigung zu finden: curia.europa.eu/jcms/jcms/Jo1_6581/  

 

 

3. Skript: Leistungen nach dem SGB II für Auszubildende und ihre Kinder  

======================================================================  

Rechtsanwalt Schaller (Hamburg) setzt sich in einem umfangreichen Skript mit den sozialrechtlichen 

Leistungsansprüchen von Auszubildenden mit dem Bezug zum SGB II auseinander. Dabei geht es zum 

einen um die nicht ausgeschlossenen Leistungen nach § 27 SGB II, um ausländische Studierende, 

Bezieher von Leistungen nach den Asylbewerberleistungsgesetz, Eingliederungshilfe für behinderte 

Auszubildende und vieles mehr.  

 

Das Skript hat 42 Seiten, ist ziemlich umfangreich, mit präzisen Fundstellen, Urteilen, §§-Nennung 

und Literaturhinweisen. Es ist für alle geeignet, die Auszubildende beraten und unterstützen bei der 

dauerhaften Beendigung des SGB II-Bezuges.  

 

Hier geht's nun zum Skript: tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1874/  

 

 

4. Kindergeld, Kindergeldzuschlag und Unterhaltsvorschuss werden rückwirkend zum 1.1.2015 

erhöht – Zum Umgang mit den Nachzahlungen  

==============================================================================  

Am 23.7.2015 ist das Gesetz zur Anhebung des Grundfreibetrages, des Kinderfreibetrages, des 

Kindergeldes und des Kinderzuschlags in Kraft getreten. Daraus ergibt sich für das Kindergeld 

rückwirkend ab dem 01.01.2015 eine Erhöhung um 4 EUR auf 188 EUR. Die UVG-Leistung wird für 

Kinder bis vollende 5. Lebensjahr um 11 EUR erhöht und Für Kids von 6 – 12 Jahre um 12 EUR. Auch 

hier ergibt sich eine Anrechnungsfreiheit. Näheres hier: www.buzer.de/gesetz/11668/index.htm  

Das „Gesetz zur Nichtanrechnung rückwirkender Erhöhungen des Kindergeldes“ (KiGAnrG) bestimmt, 

dass die Kindergelderhöhung nicht anzurechnen ist. Siehe hier: 

www.buzer.de/gesetz/11667/index.htm  

Zusammengefasst, die Nachzahlung der Kindergelderhöhung darf nicht angerechnet werden. Da es 

aber keine Ausnahmeregelung für das UVG gibt, (hier ja der Nachzahlbetrag auch größer ist) ist der 

UVG Nachzahlbetrag anzurechnen.  

 

Weitere Ausführungen dazu im Sozialrechtsbrief Nr. 3/2015 von der Caritas, den gibt es hier: 

www.harald-thome.de/media/files/SozReBrief-3-2015.pdf und in der Weisung der BA 

(Verfahrensinfo 8-2015), die gibt es hier: www.harald-

thome.de/media/files/doc20150831151518.pdf  

http://curia.europa.eu/jcms/jcms/Jo1_6581/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1874/
http://www.buzer.de/gesetz/11668/index.htm
http://www.buzer.de/gesetz/11667/index.htm
http://www.harald-thome.de/media/files/SozReBrief-3-2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/doc20150831151518.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/doc20150831151518.pdf
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Ich gehe davon aus, dass es in einer Reihe von Fällen eine Anrechnung der KG-Nachzahlung geben 

wird. In der Beratung sollte darauf geachtet werden.  

 

 

5. BuT Umsetzungsbericht im Jahr 2014 in Nordrhein-Westfalen  

===================================================  

Ferner möchte ich den Ministeriellem BuT Umsetzungsbericht aus NRW für das Jahr 2014 hier 

veröffentlichen. Ich denke es ist spannend sich die einzelnen Faktoren im Detail anzuschauen und 

mal nachzufragen warum das so ist.  

Den Bericht gibt es hier: www.harald-thome.de/media/files/doc20150831151518.pdf  

 

 

6. Argumentationshilfe zum Thema Flüchtlinge  

=====================================  

Dann möchte ich auf eine gelungene Argumentationshilfe zum Thema Flüchtlinge verweisen, diese 

haben Wuppertaler Kollegen in Anlehnung an Publikationen von „Pro Asyl“ zusammengestellt. Ich 

denke diese oder eine vergleichbare sollte öffentlich verbreitet werden. Die ArguHilfe gibt es hier: 

www.harald-thome.de/media/files/1508ArgumenteFl-chtlinge.pdf  

 

 

7. Stadt Münster richtet erste Hotspots ein - Freies WLAN für Flüchtlingseinrichtungen  

=====================================================================  

Abschließend möchte ich noch auf ein sehr wichtiges beispielhaftes Projekt eingehen. Die Stadt 

Münster richtet in Flüchtlingsunterkünften erste Hotspots für Flüchtlinge ein.  

Dazu ein bisschen Kontext: für Flüchtlinge läuft der Kontakt zu Angehörigen, Freunden und Familie 

auch über das Internet. Ein gesicherter und kostenfreier Zugang zum Internet ist daher ein zentraler 

Punkt für Flüchtlinge. Kommunen, Sozialeinrichtungen, Privatpersonen sollten daher mit Nachdruck 

daran arbeiten, wie Flüchtlinge kostenlosen Internetzugang erhalten können. Eine solche Struktur 

kann unproblematisch über freifunk.net geschaffen werden. Wer Router von Freifunk aufstellt ist von 

der sog. Störerhaftung befreit und so können unproblematisch Flüchtlinge und sonstige 

einkommensschwache Menschen einen Internetzugang erhalten oder zumindest nutzen, mehr dazu 

hier: de.wikipedia.org/wiki/Freifunk  

Hier nun ein Link zur münsteraner Initiative: 

www.muenster.de/stadt/presseservice/custom/news/show/912660 

 

 

Thomé Newsletter 21/2015 vom 26.08.2015 
 

1. Das Wichtigste: Der neue Leitfaden ist fertig! ===================================== 

Wir haben ihn fertig, den neuen Leitfaden. Ständig haben wir auf die SGB II-Änderungen gewartet, 

das Schreiben verschoben und irgendwann haben wir gesagt, jetzt oder nie. Nun können wir in stolz 

präsentieren. Also der Leitfaden in der 28. Auflage, mit nunmehr fast 100 Seiten mehr, allerdings 

auch preislich mehr (13,50 € inkl. Versand innerhalb Deutschlands) ist jetzt bestellbar und alsbald 

erhältlich.  

http://www.harald-thome.de/media/files/doc20150831151518.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/1508ArgumenteFl-chtlinge.pdf
http://freifunk.net/
https://de.wikipedia.org/wiki/Freifunk
http://www.muenster.de/stadt/presseservice/custom/news/show/912660


  Seite 
31 

 
  

Daher wer will kann ihn jetzt bestellen, Bestellungen ausschließlich über den DVS Verlag (und nicht 
über mich), alles Weitere hier: http://tacheles-sozialhilfe.de/ueber-tacheles/leitfaden/#c51 

  

2. Aufruf: Heute die Pogrome von morgen verhindern - Schutz für Geflüchtete statt Verständnis für 
Rassisten! 
================================================================= 
Dresdner Antifaschisten haben einen wichtigen Aufruf gestartet:  

„Die rassistischen Angriffe vom 21.+22. August in Heidenau sind ein weiterer dramatischer 
Höhepunkt der aktuellen Welle von rassistischer Hetze, Gewalt und Brandanschlägen.  

Es reicht!  

Wir wollen der ohnmächtigen Wut einen politischen Ausdruck geben. Gewalt gegen Menschen, die 
vor Krieg und Not geflohen sind, ist kein ostdeutsches Phänomen. Auch in Niedersachsen, Bayern 
und Baden-Württemberg sind Flüchtlingsunterkünfte angezündet oder geflutet worden. Die neue 
Dimension der pogromartigen Angriffe in Heidenau liegt darin, dass hunderte Rassisten und 
organisierte Nazis stundenlang eine Unterkunft belagert und angegriffen haben. Die Saat von PEGIDA 
geht auf.“ Fortfolgend machen die Dresdner Kollegen klar, dass wir uns gemeinsam gegen Rassismus, 
Nazis und die staatliche Toleranz von Naziterror positionieren müssen.  

Den ganzen Aufruf gibt es hier: http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1869/ 

Dazu auch eine Analyse der Amadeu Antonio Stiftung dazu: http://www.amadeu-antonio-
stiftung.de/aktuelles/2015/ausschreitungen-in-heidenau-hass-entlaedt-sich-in-gewalt/ 

Heidenau war auf jeden Fall der Startschuss für eine Welle rechten Terrors, es ist jetzt einfach nur 
wichtig sich gemeinsam und offensiv gegen den rechten Terror zu stellen. Dazu möchte ich aufrufen! 

  

3. Fachstellungnahme der GGUA zur Landtagsanhörung "Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge" 
================================================================== 

Mit dieser Grundsatzstellungnahme in einer Anhörung im Landtag NRW hat die GGUA, Münster im 
Kern dargestellt wie Partizipation von Flüchtlingen gefördert werden kann anstatt Exklusion zu 
produzieren. Die dort entwickelten Stichpunkte sollten Grundlage für sozialpolitische Forderungen im 
Umgang mit der Flüchtlingskatastrophe sein. Sie ist hier zu finden: http://www.harald-
thome.de/media/files/GGUA-22.08.2015---stellungnahme-landtag-arbeit.pdf  

  

4. Neues sozialrecht justament: Die modifizierte Zuflusstheorie - zur Anrechnung von Einkommen 
im SGB II ================================================================ 

Mit dieser Infoschrift hat der Kollege Bernd Eckhardt sich wieder mal vertieft in die 
Einkommensanrechnung im SGB II begeben. Sie ist hier zu finden: http://www.harald-
thome.de/media/files/Bernd-Eckhardt-mod.-Zuflussprinzip-23.8.2015.pdf  

  

http://tacheles-sozialhilfe.de/ueber-tacheles/leitfaden/#c51
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1869/
http://www.amadeu-antonio-stiftung.de/aktuelles/2015/ausschreitungen-in-heidenau-hass-entlaedt-sich-in-gewalt/
http://www.amadeu-antonio-stiftung.de/aktuelles/2015/ausschreitungen-in-heidenau-hass-entlaedt-sich-in-gewalt/
http://www.harald-thome.de/media/files/GGUA-22.08.2015---stellungnahme-landtag-arbeit.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/GGUA-22.08.2015---stellungnahme-landtag-arbeit.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Bernd-Eckhardt-mod.-Zuflussprinzip-23.8.2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Bernd-Eckhardt-mod.-Zuflussprinzip-23.8.2015.pdf
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5. Kurzinfo: Änderungen bei der Familienversicherung in der KV im SGB II 
============================================================= 
Ab 2016 gibt es in der gesetzlichen Krankenkasse einige Änderungen, bisher familienversicherte SGB 
II – Bezieher sind ab 2016 eigenständig versichert. Leistungsrechtlich hat das bei Sanktionen 
Konsequenzen und bei etwaig entstehenden Zusatzbeiträgen overhalb des  "durchschnittlichen 
Zusatzbeitrages". Eine erste Zusammenfassung dazu hier: 
http://www.haufe.de/sozialwesen/versicherungen-beitraege/eigene-versicherung-fuer-alg-ii-
bezieher-ab-112016_240_316718.html 

 

 

Thomé Newsletter 20/2015 vom 16.08.2015 

 

1. Kurzfristig angesetztes SGB II-Grundlagenseminar am 07./08. Sep. in Wuppertal 

================================================================= 

Aufgrund hoher Nachfrage und weil bei mir kurzfristig dieser Termin frei wurde, biete ich am 07./08. 

Sep. in Wuppertal ein SGB II – Grundlagenseminar an. Kurzfristige Anmeldungen sind noch möglich. 

Hier geht’s zur Ausschreibung und Anmeldung:  http://www.harald-

thome.de/grundlagen_seminare.html 

 

 

2. Deutscher Verein gibt Empfehlung zu Bildung und Teilhabe heraus 

================================================== 

Der DV hat eine lesenswerte Empfehlung zum Bildungs- und Teilhabepaket herausgegeben. Die DV-

Empfehlung  vom  16. Juni 2015 gibt es hier: https://www.deutscher-

verein.de/de/empfehlungenstellungnahmen-2015-1859.html 

 

 

3. Referentenentwurf  zum „Zahlungskontengesetz“ mit Recht auf Basiskonto für Alle  

============================================================= 

Ich möchte hier auf den Referentenentwurf zum Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/92/EU 

(Zahlungskontenrichtlinie) hinweisen. Das Gesetz ist für ab Anfang 2016 geplant und sichert einen 

Rechtsanspruch auf ein Konto für Inländer,  Asylbewerber und Flüchtlinge. Hier das Anschreiben des 

Bundesfinanz- und Verbraucherministeriums zur Stellungnahme vom 7. Aug. 2015: 

http://www.harald-thome.de/media/files/-bersendungsschreiben.pdf  und hier der 

Referentenentwurf: http://www.harald-thome.de/media/files/2015_0680376(3)-(3).pdf  

 

 

4. DPWV Arbeitshilfe: Folgen der Aufenthaltserlaubnis bei einer Verpflichtungserklärung für 

syrische Familienangehörige 

=========================================================================== 

In dieser Arbeitshilfe wird sich mit finanziellen Folgen einer  Verpflichtungserklärung für syrische 

Familienangehörige, insbesondere auch die Krankenbehandlung auseinandergesetzt. Die AH gibt es 

hier: http://www.harald-thome.de/media/files/verpflichtungserklaerung-juni2015.pdf  

 

 

http://www.haufe.de/sozialwesen/versicherungen-beitraege/eigene-versicherung-fuer-alg-ii-bezieher-ab-112016_240_316718.html
http://www.haufe.de/sozialwesen/versicherungen-beitraege/eigene-versicherung-fuer-alg-ii-bezieher-ab-112016_240_316718.html
http://www.harald-thome.de/grundlagen_seminare.html
http://www.harald-thome.de/grundlagen_seminare.html
https://www.deutscher-verein.de/de/empfehlungenstellungnahmen-2015-1859.html
https://www.deutscher-verein.de/de/empfehlungenstellungnahmen-2015-1859.html
http://www.harald-thome.de/media/files/-bersendungsschreiben.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/2015_0680376(3)-(3).pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/verpflichtungserklaerung-juni2015.pdf
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5. Justizministerinnen und Justizminister zur Höhe von Tagessätzen bei SHB II-Beziehern 

========================================================================== 

Die Ministerien diskutieren die Höhe von Tagessätzen bei SGB II/SGB X-Beziehern.  Hierzu 

deren  Beschluss von Nov.2014: http://www.harald-thome.de/media/files/Beschluss-JMK-

Nov2014_Geldstrafe-1-.pdf und eine Caritas Position „zur Höhe von Tagessätzen bei Geldstrafen für 

Menschen im Bezug von Transferleistungen“, die gibt es hier:  http://www.harald-

thome.de/media/files/Position-Tagessatzh-hen-von-Geldstrafen_15-07-09_endf-(2)-1-.pdf  

 

 

6. Neue Weisungen zum Wohngeldrecht 

================================ 

Auf der Wuppertaler Seite der Tacheles Homepage veröffentlichen wir immer die aktuellsten 

Weisungen der örtlichen Sozialleistungsträger, aktuell haben wir die neuesten ministeriellen 

Weisungen zum Wohngeld und zur Einkommensanrechnung bei Wohngeld aus NRW veröffentlicht. 

Diese können auch für andere Bundesländer angewendet werden, die Infos gibt es hier: 

http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/dienstanweisungen/wohngeldamt/ 

 

 

7. Caritas Arbeitshilfe: Freizügigkeit der Unionsbürger/innen - Zugang zu Transferleistungen 

============================================================= 

Die Caritas hat eine umfangreiche Arbeitshilfe zum Thema „Zugang zu Transferleistungen von EU-

Bürgern“ rausgegeben. 

  

Die (umfangreiche) Arbeitshilfe stellt kurz die Rechtsgrundlagen dar und erläutert die 

Unionsbürgerrechte. Behandelt werden Fragen der Reisefreiheit, Dienstleistungsfreiheit, 

Arbeitnehmerfreizügigkeit sowie der Niederlassungsfreiheit. Weiter werden die spezifischen Rechte 

und Zugangsprobleme mit Blick auf soziale Leistungen aufgezeigt. (Stand: Juli 2015). Die Arbeitshilfe 

gibt es hier: http://tinyurl.com/pot9xrv 

 

 

Thomé Newsletter 19/2015 vom 02.08.2015 

 

1. Kurzfristig angesetztes SGB II-Grundlagenseminar am 07./08. Sep. in Wuppertal 

================================================================= 

Aufgrund hoher Nachfrage und weil bei mir kurzfristig dieser Termin frei wurde, biete ich am 07./08. 

Sep. in Wuppertal ein SGB II – Grundlagenseminar an. Kurzfristige Anmeldungen erwünscht. Hier 

geht’s zur Ausschreibung und Anmeldung:  http://www.harald-thome.de/grundlagen_seminare.html 

 

 

2. Zu meinem Aufruf vom letzten Newsletter offensiv gegen die Mietkautionsaufrechnung 

vorzugehen  

========================================================================= 

Also ich denke mittlerweile, mein Aufruf (im Newsletter 18/2015 unter Ziff. 1) offensiv gegen die 

Aufrechnung von Kautionsdarlehen vorzugehen war zu euphorisch, das BSG hat eben nicht eine 

grundsätzliche Entscheidung getroffen, sondern nur über die Kostenübernahme im Verfahren 

http://www.harald-thome.de/media/files/Beschluss-JMK-Nov2014_Geldstrafe-1-.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Beschluss-JMK-Nov2014_Geldstrafe-1-.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Position-Tagessatzh-hen-von-Geldstrafen_15-07-09_endf-(2)-1-.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Position-Tagessatzh-hen-von-Geldstrafen_15-07-09_endf-(2)-1-.pdf
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/dienstanweisungen/wohngeldamt/
http://tinyurl.com/pot9xrv
http://www.harald-thome.de/grundlagen_seminare.html
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entschieden, weil das BSG nicht näher ausgeführte Zweifel an der Aufrechnung hat. Das heißt alles 

oder nichts. Ich denke daher, mein Aufruf war zu verfrüht (wäre schön wenn) und ich möchte daher 

zum jetzigen Zeitpunkt vom offensiven Vorgehen gegen weitere Mietkautionsaufrechnungen 

abraten.  

Zu der Problematik hat mein Kollege Bernd Eckardt auch was geschrieben: http://www.sozialrecht-

justament.de/aktuelle-beitraege-zum-sozialrecht-sgb-ii-sgb-xii/Kautionsdarlehen/  

 

 

3. Zur Anrechnung von Nachzahlungen aus SGB II, SGB XII und AsylbLG im jeweils anderen System  

======================================================================= 

Das BSG hat in einem taufrischen Urteil klargestellt  (v. 25.06.2015- B 14 AS 17/14 R), dass 

Nachzahlungen von Leistungen aus dem SGB II, SGB XII und AsylbLG im jeweils anderen System nicht 

als Einkommen anzurechnen sind. Das BSG begründet das wie folgt: die drei Leistungen beruhen „auf 

systematischen und historischen Zusammenhängen“ und fundieren „auf dem Grundrecht auf 

Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums aus Art 1 (1) GG in Verbindung mit dem 

Sozialstaatsprinzip des Art 20 Abs. 1 GG“.   

Dieses Urteil ist ziemlich wichtig, da viele der ehemaligen AsylbLG-Berechtigten ihre vom BVerfG 

verfügte Nachzahlung im ALG II-Bezug erhalten haben und die JC’s diese Gelder mit Freuden als 

Einkommen angerechnet haben. Das BSH hat jetzt klargestellt, das das nicht zu laufen  hat. Das 

Gleiche betrifft Nachzahlungen aus dem SGB II und SGB XII, wenn diese im jeweils anderen 

System  eintrudeln. Auch hier ergibt sich eine Nichtanrechnung.  

Für die Beratung bedeutet das: hierauf einen Augenmerk zu setzen und etwaige Anrechnungen mit 

Überprüfungsanträgen anzugehen.  Hier geht’s zum Terminbericht des BSG: 

http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-

bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=tm&Datum=2015&nr=13897 dort Ziff. 1 

 

Im April hat das BSG zur Anrechnung von einmaligen Zahlungen aus einem laufenden Anspruch 

geurteilt, jetzt die Nachzahlungen aus dem SGB II, SGB XII und AsylbLG. Das BSG hat hier einige neue 

Regeln aufgestellt, diese habe ich in meine neuen Folien  eingearbeitet, diese gibt es 

hier:   http://www.harald-thome.de/media/files/SGB-II---Folien-02.08.2015.pdf und dann Seite 66 ff 

 

4. Urteil des SG Gießen: Auskunft eines Sozialleistungsträgers muss richtig und unmissverständlich 

sein 

=============================================================== 

Eigentlich ist es selbstverständlich, die systematische Hartz IV- Entrechtung hat es aber immer 

weniger selbstverständlich gemacht. Das SG Gießen hat in einen aktuellen Urteil klargestellt, 

Auskünfte eines Sozialleistungsträgers   müssen richtig und unmissverständlich sein und sind sie es 

nicht, haftet die Behörde dafür (SG  Gießen, Urt. v. 08.07.2015 - S 14 AL 13/15). Dazu ein Artikel in 

der Gießener Lokalzeitung: http://tinyurl.com/p37p24v, das ganze noch auf Juris: 

http://tinyurl.com/ocv2w5n 

 

 

5. Referentenentwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des SGB XII 

========================================================= 

Jetzt liegt so halbwegs die Endfassung des Referentenentwurf zur Änderung des SGB XII vor (Stand: 

8.7.2015). Diesen gibt es hier: http://www.harald-

http://www.sozialrecht-justament.de/aktuelle-beitraege-zum-sozialrecht-sgb-ii-sgb-xii/Kautionsdarlehen/
http://www.sozialrecht-justament.de/aktuelle-beitraege-zum-sozialrecht-sgb-ii-sgb-xii/Kautionsdarlehen/
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=tm&Datum=2015&nr=13897
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=tm&Datum=2015&nr=13897
http://www.harald-thome.de/media/files/SGB-II---Folien-02.08.2015.pdf
http://tinyurl.com/p37p24v
http://tinyurl.com/ocv2w5n
http://www.harald-thome.de/media/files/Referentenentwurf_SGB_XII_08_07-2015.pdf
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thome.de/media/files/Referentenentwurf_SGB_XII_08_07-2015.pdf  

 

 

6. Gesetz zur Neuordnung des Bleiberechts beschlossen 

============================================ 

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz zur Neuordnung des Bleiberechts beschlossen. Damit wird es 

ausländischen Fachkräften erleichtert, die volle Anerkennung ihres Abschlusses zu erreichen. 

Ausländische Fachkräfte haben nach dem neuen § 17a des Aufenthaltsgesetzes jetzt die Möglichkeit, 

für die Dauer von 18 Monaten für Lehrgänge, Sprachkurse, Anpassungsqualifizierungen oder 

Weiterbildungen nach Deutschland einzureisen, damit ihr Berufsabschluss in Deutschland anerkannt 

wird. Außerdem können sie bereits während dieser Bildungsmaßnahmen regulär in ihrem 

angestrebten Beruf tätig sein. Jugendliche dürfen zudem während ihrer Ausbildung nicht mehr 

abgeschoben werden. Für Jugendliche und Heranwachsende kann damit eine sogenannte „Duldung“ 

für die gesamte Dauer der Berufsausbildung erteilt werden. 

Weitere Informationen gibt es hier: http://tinyurl.com/oruob67 

 

 

7. Kurdistan Solidarität – Bundesweite Solidaritätsdemo am 8.8. in Köln 

================================================== 

Der Krieg gegen die Kurden eskaliert Tag für Tag, dieser erfolgt mit US-amerikanischer Unterstützung 

und „voller Solidarität“ der NATO. Krieg heißt, massive Bombardement in Syrien und der Türkei, 

Massenverhaftungen in der Türkei, Isolation von Öcalan bis hin zu Terrorurteilen gegen 

Linke/kurdische Aktivisten in Deutschland. Daher rufen kurdische und deutsche Gruppen (so auch 

Tacheles) zur Kurdistan Solidaritätsdemo am 08.08.2015 in Köln auf. 

Hier geht es zum Demoaufruf: http://www.yxkonline.com/index.php/20-aktionen/606-no-pasaran-

nein-zum-krieg-bundesweite-grossdemonstration-in-koeln-am-8-8-15 

Ich möchte zur Teilnahme aufrufen. 

 

 

Thomé Newsletter 18/2015 vom 18.07.2015 

 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter.  

 

Wobei es mir in heutigen Zeiten echt schwer fällt zur Tagesordnung überzugehen. Täglich rechte 

Angriffe auf Flüchtlingsheime, Seehofers Ankündigung „rigorose Maßnahmen“ gegen Flüchtlinge zu 

ergreifen, der Umgang mit Griechenland, mit welcher Brutalität und Gewalt die deutsche Regierung 

den Neoliberalismus in Europa durchsetzt und versucht jeden Widerstand zu zermalmen.  

Der Kampf um Menschenrechte in Deutschland, in Europa, gegen Rassismus, gegen die Macht der 

Banken muss auf die Tagesordnung. In einem Artikel im Spiegel hat Sascha Lobo die Notwendigkeiten 

ganz gut aufgezeigt: Gegen den deutschen Neo-Nationalismus - mit dem Zorn der Zivilisierten, die 

Spiegel Kolumne gibt es hier: http://www.spiegel.de/netzwelt/web/deutschlands-neo-nationalismus-

lobo-kolumne-a-1042600.html 

 

Jetzt zu den eigentlichen Themen meines heutigen Newsletters:  
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1. BSG Urteil: Aufrechnung von Mietkautionsdarlehens im SG B II Bezug sind unzulässig 

===================================================================== 

Das BSG hat mit Beschluss vom 29.06.2015, B 4 AS 11/14 R die Aufrechnungen von Mietkautionen für 

unzulässig erklärt. Da im entsprechenden Klageverfahren der Kläger kurz vor dem Beschluss 

gestorben ist, konnte dieser Sachverhalt nur in einer Entscheidung über die Anwaltskosten geklärt 

werden. Auch wenn es sich „lediglich“ um eine Kostenentscheidung handelt, hat  der 4. Senat des 

BSG klargestellt, dass die Tilgung von Mietkautionsdarlehen aus der Regelleistung auch nach neuem 

Recht weder gefordert, noch durch Aufrechnung erzwungen werden darf. 

Umfangreiches Material dazu hier in der Verfahrensdokumentation:  http://www.srif.de/sozialrecht-

standardsituationen/mietkautionsdarlehen/, Beschluss hier: 

http://srif.de/files/1436430395_E150285.pdf 

 

Was bedeutet der Beschluss für die Beratungspraxis: es ist mit Hinweis auf diesen Beschluss in allen 

Fällen, in denen Kautionsdarlehens im SGB II – Leistungsbezug durch Aufrechnungsbescheid 

aufgerechnet werden, zu empfehlen, jetzt einen Überprüfungsantrag einzulegen. Ziel des Antrages 

ist die Aussetzung der Aufrechnung. Wird das ignoriert, empfiehlt es sich, vom Sozialgericht sich die 

aufschiebenden Wirkung des Überprüfungsantrages im Eilverfahren anordnen zu lassen. In den 

Fällen, in denen das JC die Aufrechnung durch unterschriebene Erklärung vornimmt, muss diese 

Erklärung zurück gezogen werden.  

Hier nun ein Musterüberprüfungsantrag : http://www.harald-thome.de/media/files/--Antrag-

Kautionsaufrechnung-JC--7.2015.doc und eine Rücknahme der Erklärung der Aufrechnungsbefugnis: 

http://www.harald-thome.de/media/files/R-cknahme-Kautionsaufrechnung-JC--7.2015.doc  

 

   

 

2. Neue Verfolgungsbetreuung gegen SGB II’er geplant – Arbeitsmarktkonzept der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion  

============================================ 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat ihr lange angekündigtes Konzept zum Abbau der 

Langzeitarbeitslosigkeit vorgelegt.“ Die Welt“ titelt das: Arbeitslose sollen wie Behinderte-gefördert 

werden, Arbeitslose sollen in Integrationsbetrieben integriert werden.  Alles Maßnahmen die so 

nichts bringen werden, außer die SGB II’er weiter unter Druck zu setzen, zu entmündigen und 

massenweise Geld zu verbrennen. Hier der Weltartikel:  http://tinyurl.com/pytvvft und hier das 

Papier:  http://tinyurl.com/q7d3d5u 

 

 

3. Förderung von ELO-Beratung in Niedersachen 

================================== 

Hier die aktuellste  Förderrichtlinie, wer sie noch nicht hat: http://www.harald-

thome.de/media/files/2015-07-14-RiLi-Erwerbslosenberatungsstellen-RS-letzter-E.pdf und zügig 

beantragen, wer es noch nicht gemacht hat und drunter fällt. 

 

 

4. Arbeitshilfe der BA Selbstständige im SGB II aus 12/2014 

=============================================== 

Hier gibt es die aktuellste Arbeitshilfe der BA zum Umgang mit Selbstständigen: http://www.harald-

http://www.srif.de/sozialrecht-standardsituationen/mietkautionsdarlehen/
http://www.srif.de/sozialrecht-standardsituationen/mietkautionsdarlehen/
http://srif.de/files/1436430395_E150285.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/--Antrag-Kautionsaufrechnung-JC--7.2015.doc
http://www.harald-thome.de/media/files/--Antrag-Kautionsaufrechnung-JC--7.2015.doc
http://www.harald-thome.de/media/files/R-cknahme-Kautionsaufrechnung-JC--7.2015.doc
http://tinyurl.com/pytvvft
http://tinyurl.com/q7d3d5u
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thome.de/media/files/Arbeitshilfe-Selbstaendige-2014-12.pdf  

 

 

5. Varoufakis-Interviews – Ein Blick hinter die Kulissen 

=========================================== 

Dann möchte ich auf ein Varoufakis-Interview im ND hinweisen. Letztendlich hat Deutschland letzten 

Sonntag mit aller Brutalität und Härte klargestellt, dass es hier keine Änderungen in den 

herrschenden Verhältnissen geben soll und das sie gewählte Mehrheiten, der Wille eines Volkes nicht 

im Geringsten interessiert. So offen werden die Verhältnisse selten.  Ich erlaube mir daher  auf ein 

Varoufakis-Interview hinzuweisen, der die Dinge aus seiner Sicht schildert: http://www.neues-

deutschland.de/artikel/977827.sie-haben-uns-in-die-falle-gelockt.html 

 

 

Thomé Newsletter 17/2015 vom 06.07.2015 

 

1. Interessanter Ansatz: SG Bayreuth sieht KdU Richtlinie wegen fehlender Veröffentlichung einer 

Verwaltungsvorschrift als unwirksam an 

=================================================================== 

Das SG Bayreuth hat einen neuen Strang der KdU Debatte eröffnet. Es sieht die KdU Richtlinie, 

basierend auf einem sog. „schlüssigem Konzept von A & K“  vom Jobcenter Fichtelgebirge als 

unwirksam an, da KdU RiLi’s eine Verwaltungsvorschrift mit unmittelbarer Außenwirkung 

darstellten  die gegenüber Dritten ordnungsgemäß bekannt zu geben sei. Das SG Bayreuth bezieht 

sich auf ein Bundesverwaltungsgerichtsurteil  aus Nov. 2004 (zur Pauschalierung im BSHG)und leitet 

daraus ab, dass wegen fehlender förmlicher Bekanntgabe, die Verwaltungsvorschrift mit 

Außenwirkung unwirksam sei. 

 

Das Urteil gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/SG-Bayreuth-vom-26.05.2015.pdf  

 

Die Argumentation im Urteil ist inhaltlich und systematisch richtig. Es ist daher zu empfehlen, diese 

Debatte aufzugreifen und zu vertiefen und mit Musterwidersprüchen und Ü-Anträgen  KdU-

Reduktionen dahingehend anzugreifen und dies zu gerichtlichen Überprüfungen kommen zu lassen 

da außerhalb der KdU – Satzungen in (fast?) keiner Kommune eine Bekanntmachung in 

entsprechender Form erfolgte. 

 

 

2. Rechtsfehler bei KdU-Angemessenheitsermittlung 

============================================ 

Dorothea Wolff vom Sozialforum Göltzschtal hat sich von einer anderen Seite her mit den 

Ermittlungsmethoden der KdU-Angemessenheit beschäftigt und hat in einem Infoblatt und einer 

Power-Point-Präsentation die Angriffspunkte von sog. schlüssigen Konzepten bei A & K  ihre Ansätze 

zusammengetragen.  Die Materialien gibt es hier, das Flugblatt: http://www.harald-

thome.de/media/files/Infoblatt-Rechtsverst--e-KdU-5-2015.pdf  und die Präsentation: 

http://www.harald-thome.de/media/files/Pr-sentation-Rechtsverst--e-KdU-5-2015.pdf  

Ich möchte an der Stelle meine Hochachtung und Dank für die Kollegin aussprechen, die sich 

http://www.harald-thome.de/media/files/Arbeitshilfe-Selbstaendige-2014-12.pdf
http://www.neues-deutschland.de/artikel/977827.sie-haben-uns-in-die-falle-gelockt.html
http://www.neues-deutschland.de/artikel/977827.sie-haben-uns-in-die-falle-gelockt.html
http://www.harald-thome.de/media/files/SG-Bayreuth-vom-26.05.2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Infoblatt-Rechtsverst--e-KdU-5-2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Infoblatt-Rechtsverst--e-KdU-5-2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Pr-sentation-Rechtsverst--e-KdU-5-2015.pdf
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mit  über 80 Jahren konsequent und engagiert für die Rechte der Armen und Entrechteten einsetzt.   

 

 

3. Anhörung im Bundestag zu Sanktionen 

================================ 

Am 29.06. gab es im Ausschuss für Arbeit und Soziales eine öffentliche Anhörung zu den SGB II – 

Sanktionen, dort sprachen sich die Obrigkeitsvertreter für die Beibehaltung von 

Sanktionsmöglichkeiten im SGB II aus. Vertreter aus dem Bereich der Wirtschaft nannten das System 

der Sanktionen ausgewogen. Auch Landkreistag und Städtetag sprachen sich – ebenso wie der 

Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) – gegen eine generelle Abschaffung oder ein Moratorium der 

Sanktionen aus. Klare Ablehnung kam von der Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen, aber 

auch von der Diakonie Deutschland sowie der Nationalen Armutskonferenz. Weitere Infos dazu: 

http://sozialberatung-kiel.de/2015/06/30/streit-um-sgb-ii-sanktionen/  und 

hier:  http://tinyurl.com/orpq4f8 , die Wortprotokolle gibt es hier: http://tinyurl.com/qj8cae8 

 

An der Stelle nochmal der Hinweis, unter Bezugnahme auf den  Gothaer Vorlagebeschluss zum 

BVerfG sollten alle Sanktionsbetroffenen gegen kommende Sanktionen Widerspruch einlegen und bis 

Jan. 2014 Betroffene Überprüfungsantrag, falls das BVerfG feststellen sollte, dass Sanktionen 

teilweise rechtswidrig waren.  

 

 

4. BfDI: Tätigkeitsbericht zum Datenschutz für die Jahre 2013 und 2014  

=========================================== 

Die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, Andrea Voßhoff stellt den 

25. Tätigkeitsbericht Ihrer Behörde vor. Dort sind natürlich auch Datenschutzverstöße im SGB II 

Kontext benannt. Die entsprechenden Infos gibt es ab Seite 165 hier: http://tinyurl.com/pfv2jne 

 

 

4. BVerfG: Ablehnung eines Beratungshilfeantrags erfordert förmliche Entscheidung 

===================================================== 

Das BVerfG hat in einer sehr wichtigen Entscheidung klargestellt, wenn ein  Antrag auf anwaltliche 

Beratung nach dem Beratungshilfegesetz, also ein beratungsschein, abgelehnt wird, muss hierüber 

förmlich entschieden werden, um dem Gebot der Rechtsschutzgleichheit zu genügen. Das bedeutet, 

es hat kein „Wegschicken“ mehr durch mündlichen Hinweise durch den Rechtspfleger zu laufen, 

sondern es hat eine schriftlich begründete Ablehnung zu erfolgen. Zudem sei eine Verweisung auf 

eine  

Beratungsstelle der Behörde, gegen die Widerspruch eingelegt werden soll, unzumutbar, so das 

BVerfG - Az.: 1 BvR 1849/11) Mehr dazu hier: 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2015/bvg15-

038.html 

 

 

5. EuGH-Generalanwalt: Hartz IV-Ausschluss für EU-Ausländer in den ersten drei Monaten zulässig 

================================================== 

EU-Bürger, die sich in einen Mitgliedstaat begeben, deren Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen, 

dürfen während der ersten drei Monate vom Harzt IV-Bezug ausgeschlossen werden. Diese Ansicht 

http://sozialberatung-kiel.de/2015/06/30/streit-um-sgb-ii-sanktionen/
http://tinyurl.com/orpq4f8
http://tinyurl.com/qj8cae8
http://tinyurl.com/pfv2jne
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2015/bvg15-038.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2015/bvg15-038.html
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vertritt der Generalanwalt am Europäischen Gerichtshof Wathelet in seinen Schlussanträgen vom 

04.06.2015. Denn anderenfalls bestünde die Gefahr einer Massenzuwanderung. Würden die 

Leistungen allerdings - entgegen seiner Ansicht - als Leistungen eingestuft, die den Zugang zum 

Arbeitsmarkt erleichtern sollen, müsse das Bestehen einer tatsächlichen Verbindung mit dem 

Arbeitsmarkt des Aufnahmemitgliedstaats nachgewiesen werden können (Az.: C-299/14). Mehr dazu 

hier: http://www.spiegel.de/politik/deutschland/eugh-kein-hartz-iv-fuer-eu-buerger-in-ersten-drei-

monaten-a-1037139.html 

 

 

6. LSG Hessen: Auszahlung bei Abschluss eines Handyvertrags ist nicht als Einkommen zu 

berücksichtigen 

========================================================== 

Erhält ein Hartz-IV-Empfänger aufgrund eines „Cash-statt-Handy-Geschäfts“ anstelle der 

subventionierten Handy-Kaufoption eine Sofortauszahlung, so ist diese bei der Prüfung der 

Hilfsbedürftigkeit nicht als Einkommen zu berücksichtigen. Dies gilt jedenfalls dann, wenn die 

Sofortauszahlung geringer ist, als die Gebühren, die der Hartz-IV-Empfänger ohne Telefonie an das 

Mobilfunkunternehmen zahlt. Denn insoweit komme es nicht zu einem Vermögenszuwachs, der zur 

Deckung des Lebensunterhaltes verwendet werden könnte. Dies entschied in einem heute 

veröffentlichten Urteil der 6. Senat des Hessischen Landessozialgerichts (LSG Hessen , Urteil vom 

15.04.2015 - L 6 AS 828/12) 

 

 

Thomé Newsletter 16/2015 vom 16.06.2015 

 
1. Tacheles sucht engagierten Juristen zur Kooperationen für die Sozialberatung 
=================================================== 
Da das leistungsrechtliche Handling des Wuppertaler Jobcenter immer willkürlicher und 
rechtswidriger wird und sich somit die Beratungsanfragen im Tacheles stetig steigern  und die Dinge 
um die es geht, immer heftiger werden, müssen immer mehr Beratungen in Widerspruch und Klage. 
Die Menschen in vom Jobcenter Wuppertal verursachter Not rennen uns die Hütte ein. Unser 
örtlicher Kooperationsanwalt wird immer voller und findet kaum noch Zeit die Beratungsbedarfe zu 
decken. 

Wir suchen daher für die Tachelesarbeit eine/n fitte/n, engagierte/n Anwältin / Anwalt die/der Lust 
hat, sich an das Tacheles angedockt in Wuppertal niederzulassen oder einen Anwalt aus einer 
Nachbarstadt, der eine Filiale/Zweigstelle in Wuppertal aufmachen möchte. 

Wir bieten massig an Fällen/Mandate, gute Kooperation und erwarten parteiliche, engagierte und in 
die Tiefe gehende Arbeit. Ebenfalls bieten wir einen intensiven fachlichen Austausch.  

Gerne können wir uns auch eine Kooperation mit Jungjuristen vorstellen.  

Wer Interesse hat, möge sich bitte bei info@tacheles-sozialhilfe.de melden. 

Die Feinheiten können und müssen dann im Gespräch besprochen werden.  

  

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/eugh-kein-hartz-iv-fuer-eu-buerger-in-ersten-drei-monaten-a-1037139.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/eugh-kein-hartz-iv-fuer-eu-buerger-in-ersten-drei-monaten-a-1037139.html
javascript:linkTo_UnCryptMailto('nbjmup+jogpAubdifmft.tpajbmijmgf/ef');
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 2. Bernd Eckhardt: Bedarfsunterdeckung bei den KdU- Schlüssige Konzepte sind nicht schlüssig  
========================================================== 
Der Kollege hat sich mit diesem absolut empfehlens- und beachtenswerten Papier mit der Frage 
auseinandergesetzt warum die Produkttheorie und damit die Grundannahme eines "schlüssigen 
Konzepts" falsch ist. Er beschreibt die systematischen Fehler und begründet diese und führt aus, dass 
der Begriff der „abstrakten Angemessenheit“ zu skandalösen Bedarfsunterdeckung führt. 

Der Beitrag von Bernd ist – aus meiner Sicht – hervorragend und sollte im breiten Sinne die Debatte 
über die Unterkunftskosten und notwendige Änderungen eröffnen. 

Bernd hat die Beiträge in sein „3-2015 Sozialrecht justament“ untergebracht, das gibt es hier: 
http://www.harald-thome.de/media/files/3-2015-Sozialrecht-justament.pdf 

  

3. Die Tachelesforderung „Einführung einer bedarfsorientierten Haushaltsenergiepauschale“ ist 
vom Bündnis für ein menschenwürdiges Existenzminimum aufgegriffen worden 
============================================================ 

Im Dez. 2014 hat Tacheles umfangreich begründet die „Einführung einer bedarfsorientierten 
Haushaltsenergiepauschale“ neben den Regelleistungen aufgestellt. Näheres dazu hier: 
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1756/ 

Das Bündnis für ein menschenwürdiges Existenzminimum, dem neben dem DGB, 
Erwerbsloseninitiativen, Wohlfahrts- und Sozialverbände, Bauern- und Umweltverbände, 
Menschenrechtsorganisationen, attac und die Nationale Armutskonferenz angehören, hat diese 
Forderung aufgegriffen und eine eigene Forderung zur Entlastung armer Haushalte bei den 
Energiekosten und vor allem die Hartz-IV-Regelsätze und das Wohngeld entsprechend anzuheben 
erstellt. Die dahingehende Stellungnahme des Bündnisses ist hier zu finden: 
http://www.dgb.de/themen/++co++3ec7c92a-101e-11e5-98e4-52540023ef1a 

Es wäre gut, wenn das Thema weiter am Kochen gehalten würde.  

  

4. Krankenbehandlung für Asylsuchende 
===================================== 
Zum 1.3.2015 wurde das AsylbLG umfassend geändert, eine der Änderungen ist, dass ab 15 Monaten 
AsylbLG-Leistungsbezug die SGB XII-Analogleistungen gewährt werden, das wiederum heißt 
Krankenversicherungsrecht entsprechenden Vollversorgung der Hilfen zur Gesundheit nach §§ 47 – 
52 SGB XII. Dazu ein Sozialrechtsbrief Nr. 2/2015 des DV zu dem Thema, den gibt es hier: 
http://www.harald-thome.de/media/files/SozReBrief-2-2015_Krankenbehandlg.f.Asylsuchende-.pdf 

  

5. RLP: Sonderrundschreiben: "Kontoeröffnung für Flüchtlinge und Asylsuchende" und BMF: 
Kontoeröffnung für Flüchtlinge: Verwaltungspraxis zur Identifizierungspflicht nach dem GwG 
============================================================== 
Dann möchte ich auf zwei Sonderrundschreiben des RLP Landkreistag und des Bundesministeriums 
für Finanzen hinweisen in denen es um die Kontoeröffnungen für  Asylsuchende geht. Für die 
Beratungspraxis dürften beide Schreiben nicht unwichtig sein. Sie sind hier zu finden: 
http://www.harald-thome.de/media/files/Kontoer-ffnung-f-r-Fl-chtlinge-und-Asylsuchende.pdf 

http://www.harald-thome.de/media/files/3-2015-Sozialrecht-justament.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1756/
http://www.dgb.de/themen/++co++3ec7c92a-101e-11e5-98e4-52540023ef1a
http://www.harald-thome.de/media/files/SozReBrief-2-2015_Krankenbehandlg.f.Asylsuchende-.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Kontoer-ffnung-f-r-Fl-chtlinge-und-Asylsuchende.pdf
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 6. Verfassungsschutzspitzel in NSU Mordabschlag verstrickt 
===================================== 
So langsam  kommt es ans Tageslicht: ein V-Mann des Verfassungsschutzes ist in den Kölner NSU-
Mordanschlag verstrickt. Es zeichnet sich in dem Fall eine mittelbare Beteiligung der 
Sicherheitsbehörden an den NSU-Morden ab. Näheres dazu unter: 
http://www.spiegel.de/panorama/justiz/v-mann-aus-nrw-im-nsu-komplex-herr-h-und-die-bombe-a-
1038739.html und zum Hintergrund: https://www.jungewelt.de/2015/06-15/008.php 

 
 

Thomé Newsletter 15/2015 vom 10.06.2015 

 

1. Wuppertal, 13. Juni – Demo - Gemeinsam gegen rechte Gewalt! 
===================================================== 
Am 11. April 2015 wurde in Wuppertal ein aktiver Antifaschist von  HoGeSa-Nazis durch einen 
Messerangriff schwerstens verletzt. Drei Täter wurden festgenommen, zwei aber wieder 
freigelassen. Dieser Angriff steht in einer traurigen Reihe verschiedenster Naziangriffe in Wuppertal, 
einer aktuell stattfindenden rechten Mobilisierung gegen Flüchtlinge und einer Mobilisierung der 
HoGeSa gegen antifaschistische Strukturen.  
Nun ist für den 13. Juni eine große Demo „Gemeinsam gegen rechte Gewalt!“ geplant. Zur Teilnahme 
möchte ich auffordern. Hier nun der Demoaufruf und weitere Infos: http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1839/ 
 
 
2. Interview mit Richter des Vorlagebeschlusses vom SG Gotha  
================================================== 
Der Gothaer Richter Jens Petermann, der als Vorsitzender der 15. Kammer des SG  Gotha, wegen der 
Sanktionen  den Vorlagebeschluss zum BVerfG gemacht hat, war früher 
Bundestagsabgeordneter  der Linken. Er sagt im Interview: „Sanktionen gefährden die Existenz. Der 
Anspruch auf ein soziokulturelles Existenzminimum darf nicht bei 150 Euro enden. Der muss schon 
mindestens den Regelsatz betragen, der im Übrigen im Moment bei 399 Euro liegt.“  
Dazu ein Interview unter: http://www.mdr.de/nachrichten/video275314.html  
 
Jetzt springt selbst der Deutsche Verein auf und formuliert: Hartz-IV Sanktionen sind 
verfassungsrechtlich bedenklich. 
Näheres dazu: https://www.deutscher-verein.de/de/aktuelles-2015-hartz-iv-sanktionen-sind-
verfassungsrechtlich-bedenklich-1827,485,1000.html 
 
 
3. Kosten für Hundehaftpflicht 
========================== 
Vor längerer Zeit hatte ich es mal in einem Newsletter formuliert, so in meinem Newsletter vom 
6.10.2013 (http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/1207/) unter Ziff. 5, dass auch 
Hundehaftplichtversicherungen als gesetzlich vorgeschriebene Versicherungen im SGB II/SGB XII vom 
Einkommen abzusetzen sind (§ 11b Abs. 1 Nr. 3 SGB II und § 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII). Jetzt liegt das 
erste Urteil eines SG vor, in dem das genauso durchgeurteilt wurde (SG Gelsenkirchen v. 07.04.2015 - 
Az.: S 31 AS 2407/14). Ich möchte daher nochmal dazu aufrufen, die Hundehaftpflicht vom 
Einkommen abzusetzen, gleichzeitig sind Überprüfungsanträge für die Vergangenheit möglich 
(näheres dazu im o.g. Newsletter). Das Urteil des SG GE gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/SG-GE-HundehaftpflichtVS-07.04.2015.pdf  

http://www.spiegel.de/panorama/justiz/v-mann-aus-nrw-im-nsu-komplex-herr-h-und-die-bombe-a-1038739.html
http://www.spiegel.de/panorama/justiz/v-mann-aus-nrw-im-nsu-komplex-herr-h-und-die-bombe-a-1038739.html
https://www.jungewelt.de/2015/06-15/008.php
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1839/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1839/
http://www.mdr.de/nachrichten/video275314.html
https://www.deutscher-verein.de/de/aktuelles-2015-hartz-iv-sanktionen-sind-verfassungsrechtlich-bedenklich-1827,485,1000.html
https://www.deutscher-verein.de/de/aktuelles-2015-hartz-iv-sanktionen-sind-verfassungsrechtlich-bedenklich-1827,485,1000.html
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/1207/
http://www.harald-thome.de/media/files/SG-GE-HundehaftpflichtVS-07.04.2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/SG-GE-HundehaftpflichtVS-07.04.2015.pdf
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4. Wahrheitspflicht bei Behörden und Kommunen 
=============================================== 
Eigentlich sollte es ganz selbstverständlich sein, dass Behörden an Recht und Gesetz und somit auch 
an eine Wahrheitspflicht bei Anfragen gebunden sind, die Realität sieht aber ganz anders aus. 
Darüber ist auch mal ein CDU Abgeordneter  gestolpert und hat zu dem Thema eine Anfrage gefertigt 
und von der Niedersächsischen Landesregierung eine spannende Antwort erhalten. Die 
Argumentationskette dürfte für Anfragen bei Behörden zu diversen Anlässen anzuwenden sein. Mehr 
dazu hier:  
http://www.mi.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=14797&article_id=133686&_psman
d=33 
 
 
5. Synopse: "Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung" vom 
25. Februar 2015 
================================================================================ 
Von der GGUA sind in nächtelanger Kleinarbeit die zu erwartenden Änderungen im Aufenthaltsgesetz 
eingearbeitet, farblich gekennzeichnet und in eine lesbare Form gebracht worden. Grundlage ist der 
Entwurf zum "Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung" vom 25. 
Februar 2015. Den nach jetzigem Stand zu erwartenden vollständigen Gesetzestext finden Sie zum 
Download hier. 
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Aufenthaltsgesetz-
Entwurf_als_Fliesstext.pdf 
 
 
6. Neue Onlineausgabe der Quer – Arbeitslosenzeitung ist da 
==================================== 
Die mittlerweile 13.Ausgabe der quer ist fertig.  
In dieser Ausgabe gibt es u.a. einen Artikel von Rudolf Martens über die Solidarische 
Lebensleistungsrente. Das Werk von Thomas Piketty „Das Kapital im 21. Jahrhundert" wird 
vorgestellt. Wir werfen einen anderen Blick auf die letzte Blockupy-Demonstration am 18.03.2015 in 
Frankfurt und veröffentlichen einen Beitrag  über die oft unbekannten Rechtsansprüche von 
Flüchtlingen, in dem es um „Aufenthaltsrechte und sozialem Status" geht. 
Und selbstverständlich gibt es auch wieder die kommentierten Urteile im Sozialrecht. 
Die Quer gibt es hier: http://www.also-zentrum.de/downloadbereich.html 
 
 

Thomé Newsletter 14/2015 vom 31.05.2015 

 
1. Tacheles braucht Spenden 
============================ 
Um unsere Handlungsfähigkeit gewährleisten zu können, sind wir immer wieder auf Spenden 
angewiesen. Deshalb möchten wir vom Verein Tacheles  Nutzer, Unterstützer und uns wohl 
gesonnenen Menschen bitten, uns mit einer Spende, jeder nach seinen Möglichkeiten, zu 
unterstützen. Kontodaten gibt es hier: http://tacheles-sozialhilfe.de/ueber-tacheles/spenden/  
Bei Adressdatenzusatz und oberhalb von 150 € gibt es automatisch eine Spendenquittung. 
 
 
2. Vorlagebeschluss wegen Sanktionen zum BVerfG  
========================================== 
Das SG Gotha hat letzte Woche die SGB II-Sanktionspraxis dem  BVerfG vorgelegt. Damit kommt nach 

http://www.mi.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=14797&article_id=133686&_psmand=33
http://www.mi.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=14797&article_id=133686&_psmand=33
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Aufenthaltsgesetz-Entwurf_als_Fliesstext.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Aufenthaltsgesetz-Entwurf_als_Fliesstext.pdf
http://www.also-zentrum.de/downloadbereich.html
http://tacheles-sozialhilfe.de/ueber-tacheles/spenden/
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10 Jahren Hartz IV und regelmäßigen neuen Sanktions“rekorden“ weit oberhalb der Millionengrenze 
die SGB II-Sanktionspraxis vor das BVerfG.  
Dieser Vorlagebeschluss kommt zu einem brisanten Zeitpunkt. Auf der einen Seite bestehen juristisch 
ersthafte Zweifel an den Sanktionen bis auf null Euro, an den Sanktionen der KdU sowie an der 
Ungleichbehandlung von U-25 und Ü-25’ern im Bereich der Sanktionen. Gleichzeitig wird deutlich, 
dass das „Fördern“ im SGB II faktisch kaum noch existent ist, die Förderungsquote liegt bei 9 %, die 
Vermittlungsquote bei 14 %. Grade hat die SPD – Arbeitsministerien eine weitere Kürzung von 750 
Mio. € bei den Eingliederungsleistungen verkündet. Sanktionen werden somit fast nur noch 
Selbstzweck zum Disziplinieren und Terrorisieren von Erwerbslosen.  
Inhaltlich ist es Zeit für eine Kampagne zum sofortigen Stopp der Sanktionspraxis. Ich denke dazu 
werden in der nächsten Zeit Inaktiven folgen.  Zwei ganz gute Links dazu:  
http://www.neues-deutschland.de/artikel/972639.ex-bundesrichter-hartz-darf-nicht-vom-
wohlverhalten-abhaengen.html und http://www.neues-
deutschland.de/artikel/972649.sozialverband-recht-auf-hartz-sanktionen-ist-verwirkt.html 
 
Hier noch ein wirklich gutes Interview mit Roland Rosenow/Sozialrecht in Freiburg auf Radio 
Dreyeckland vom 29.5.2015 zu dem Vorlagebeschluss: 
https://rdl.de/sites/default/files/audio/2015/05/20150529-krieggegener-w2256.mp3 
 
 
3. Neuer fachlicher Hinweis der BA zum SGB II 
====================================== 
Die BA ist dieses Jahr sehr zurückhaltend  mit ihren fachlichen Hinweisen zum SGB II. Erstmalig im 
Mai haben sie eine Dienstanweisung zum § 33 SGB II rausgegeben, die Weisungen sind hier zu 
finden:  http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html 
 
 
4. SG Mainz: (Gleitsicht)brille nicht vom Regelsatz erfasst 
=============================================== 
Dann möchte ich auf ein relevantes Urteil des SG Mainz hinweisen (SG Mainz v. 16.12.2014 - S 16 SO 
8/14) nach dem eine Gleitsichtbrille nicht vom Regelsatz umfasst ist. Vorliegend geht es um ein Urteil 
im SGB XII, welches aber durchaus auf das SGB II übertragen werden kann. Es stellt in Bezug auf 
das  Urteil des BVerfG von Juli 2014 klar, dass Sehhilfen nicht im Regelsatz enthalten sind. Da auch 
kein Übernahmeanspruch im SGB V besteht, entsteht hier eine Unterdeckung. Aus diesem Grund 
sieht das SG  Mainz einen Übernahmeanspruch im Rahmen der Auslegung (auf Zuschussbasis).  
Ich denke hier sollte die Debatte über Brillen nochmals eröffnet werden, Anspruchsgrundlagen für 
SGB II’er  können sein:  
1. Für Erstanschaffung und Widerbeschaffung als einmalige atypische Bedarfe (in analoger 
Auslegung)  über § 21 Abs. 6 SGB II; 
2. Für Erstanschaffung und Widerbeschaffung im Rahmen der Altenhilfe (ab 65 Jahre) im SGB XII zur 
Aufrechterhaltung von sozialen Kontakten nach § 71 Abs. 2 Nr. 6 SGB XII;  
3. Für die Erstanschaffung und Wiederbeschaffung für alle anderen im Rahmen der Hilfe in sonstigen 
Lebenslagen nach § 73 SGB XII;  
4. Reparatur von Brillen über Reparatur und Miete von therapeutischen Geräten und Ausrüstungen 
(§ 24 Abs. 3 Nr. 3 SGB II/ § 31 Abs. 3 SGB XII);  
5. neue Brillengläser über anlassbezogenen widerkehrenden, atypischen Bedarf nach § 21 Abs. 6 SGB 
II;  
6. Brillenerst- und ggf. Widerbeschaffung im Rahmen des Vermittlungsbudgets, insofern dies für die 
Eingliederung in Arbeit erforderlich ist  (§ 16 Abs. 1 SGB II iVm § 44 SGB III) und  
7. Brillenerst- und ggf. Widerbeschaffung und ggf. Reparatur als vom Einkommen abzusetzender 
Kosten, die mit der Einkommenserzielung notwendigerweise in Verbindung stehen ( § 11b Abs. 1 Nr. 
5 SGB II).  
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Nun zum Mainzer Urteil: http://www.harald-thome.de/media/files/SG-Mainz-16.12.2014---S-16-SO-
8-14-01.pdf  
 
 
5. Mitarbeiter der Jobcenter sind keine Idioten - gegen Gehirnwäsche der BA Spitze 
==================================================================== 
Entlang des Wallraff-Reportes rumort es in der BA beträchtlich. Ich erlaube mir daher auf einen 
spannenden JC-Mitarbeiterbrief auf der Seite von Inge Hannemann zu verweisen, den gibt es 
hier:  http://altonabloggt.com/2015/05/25/mitarbeiter-der-jobcenter-sind-keine-idioten/ 
 
 
6. Studie "Was der Mensch braucht" 2015 von Lutz Hausstein 
================================================= 
Lutz Hausstein hat eine empirische Analyse zur Höhe einer sozialen Mindestsicherung auf der Basis 
regionalstatistischer Preisdaten erstellt, dabei auch den politischen Kontext berücksichtigt und 
kommt zu dem Ergebnis dass erst ein Regelsatz von 730 € das soziokulturelle Existenzminimum 
deckt. Hier geht es zu  der  Studie: http://www.nachdenkseiten.de/upload/pdf/150528-interview-
lutz-hausstein-studie.pdf  und einem Interview auf den Nachdenkseiten: 
http://www.nachdenkseiten.de/?p=26257 
 
 
7.  +++ 13. Juni Demo in Wuppertal - Gemeinsam gegen rechte Gewalt! +++ 
================================================================ 
Am 11. April 2015 wurde in Wuppertal ein aktiver Antifaschist mit türkischem Migrationshintergrund 
von  HoGeSa-Nazis durch einen Messerangriff schwerstens verletzt. Drei Täter wurden 
festgenommen, zwei aber wieder freigelassen. Dieser Angriff steht in einer traurigen Reihe 
verschiedenster Naziangriffe in Wuppertal, einer aktuell stattfindenden rechten Mobilisierung gegen 
Flüchtlinge und einer Mobilisierung der HoGeSa gegen antifaschistische Strukturen. In diesem 
Zusammenhang hat sich das Verhalten der Wuppertaler  Polizei heftige Kritik zugezogen. Obwohl es 
z.B. sehr schnell bekannt war, aus welchem Spektrum die Täter kommen, wurden Ersthelfer*innen 
und Zeug*innen Vorladungen an Beschuldigte zugestellt. Ebenso wurde in der ersten Presseerklärung 
der Polizei vermittelt, die Tat habe im Autonomen Zentrum stattgefunden und unschuldig Beteiligte 
diffamiert. Dazu gibt es mittlerweile zwei unbeantwortet gebliebene offene Briefe an die so 
„hellwache“, aber immer untragbarere  Wuppertaler Polizeipräsidentin, der erste ist hier zu finden: 
http://www.wuppertaler-rundschau.de/lokales/eine-taeter-opfer-umkehr-aid-1.5056693 
Nun ist für den 13. Juni eine große Demo „Gemeinsam gegen rechte Gewalt!“ geplant. Zur Teilnahme 
möchte ich auffordern. Hier nun der Demoaufruf und weitere Infos :   http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1839/ 
 
 

Thomé Newsletter 13/2015 vom 17.05.2015 

 

1. Synopse zu den geplanten Änderungen im SGB XII 
============================================ 
Im vorletzten Newsletter (Newsletter 11/2015 vom 22.04.2015) hatte ich ein internes Arbeitspapier 
des Referentenentwurfes zu den geplanten SGB XII – Änderungen veröffentlicht  und dieses mit 
„Etablierung von Sonderrecht auch im SGB XII“ gebrandmarkt. Jetzt hat sich jemand mal hingesetzt 
(vielen, vielen Dank an der Stelle) und daraus eine Synopse kreiert. Diese ist hier zu 
finden:  http://www.harald-thome.de/media/files/SGB-XII--nderungsG---Arbeitsentwurf-15-02-
13.pdf 
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Der  Arbeitspapier des Referentenentwurfes hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/Synopse-SGB-XII--ngerungen-_Stand-13.2.2015.pdf  

  

2. Das BSG kippt den Leistungsausschluss vom Kindergeld für nichtbegleitete oder elternlose 
Flüchtlingskinder ================================================================== 

Das BSG hat geurteilt, dass die Zahlung von Kindergeld an Kinder, die ohne Eltern schon lange in 
Deutschland leben, über einen entsprechenden Aufenthaltstitel verfügen und nicht abgeschoben 
werden können, nicht von einer Erwerbstätigkeit abhängig gemacht werden kann. 

Dazu eine Zusammenfassung von Claudius Voigt/GGUA: http://www.harald-
thome.de/media/files/Voigt,-Letter-05.05.15.pdf und eine Veröffentlichung auf Jurion: 
https://www.jurion.de/de/news/316960/BSG-Kindergeldzahlung-an-nichtbegleitete-oder-elternlose-
Fluechtlingskinder-erleichtert 

  

3. Schwarzfahren wird ab Juli teurer / Bundesregierung verschärft soziale Ausgrenzung 
==================================================================Für arme Menschen 
ist ein Ticket nicht immer leistbar. Anstatt die Regelleistungen zu erhöhen oder flächendeckende 
„Sozialtickets“, die diesen Namen verdienen einzuführen, wird das "erhöhte Beförderungsentgelt" 
für Fahren ohne gültiges Ticket im öffentlichen Personennahverkehr um 50 % von 40 EUR auf 60 EUR 
erhöht. Die Begründung dazu ist zynisch: „Seit der letzten Anpassung sind Preise, Löhne und 
Gehälter, aber auch die Tarife für die Personenbeförderung gestiegen. Es ist davon auszugehen, dass 
deshalb der aktuell geltende Höchstbetrag für das erhöhte Beförderungsentgelt in der Praxis 
Personen nicht mehr ausreichend davon abhält, ohne gültigen Fahrausweis zu fahren.“  Zum 
Nachlesen hier: http://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2015/0101-0200/115-
15.pdf?__blob=publicationFile&v=2  

  

4. BSG urteilt: 284 Millionen Euro BuT–Gelder sind an Kommunen zurückzuerstatten/die 
zweckentsprechende Verwendung sicherzustellen 
===================================================================Das BSG hat am 
10. März 2015 geurteilt, dass es sich bei den BuT Zuwendungen aus dem Jahr 2012 um eine 
unabänderliche Pauschalzahlung handelt, die der Bund nicht von den Kommunen zurückfordern darf. 
Da die BuT-Ausschöpfungsquote im Jahr 2012 relativ gering war – so in NRW 63,3 % - können sich 
nun die Kommunen, die sehr „sparsam“ waren bei der BuT- Bewilligung (Ausschöpfungsquote) die 
Gelder in ihre Stadtsäckel stecken. Ich weise nochmal auf die Ausschöpfungsquote in NRW 
hin:  http://www.harald-thome.de/media/files/BuT-NRW-Umsetzung-2011-2012.pdf  Hier ein Artikel 
dazu: http://www.fachanwalt.de/ratgeber/bund-muss-millionen-fuer-bildungspaket-zurueckzahlen 

Und hier eine Liste welche Kommunen in NRW welche Gelder zurückerhalten:  http://www.harald-
thome.de/media/files/BuT-R-ckzahlung-NRW-aus-2012.pdf  

Auf kommunaler Ebene sollte darum gestritten werden, dass diese Mittel nicht zum Füllen der 
kommunalen Haushaltslöcher verwendet, sondern zweckentsprechend für Kinder verwendet 
werden! 
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5. OVG HH: Hamburger Gefahrengebiete für verfassungswidrig erklärt/Polizei kündigt Ignorierung 
des Urteils an ========================================================== 
Es erinnern sich bestimmt noch viele: im Januar 2014 hatte die Hamburger Polizei St. Pauli und die 
Sternschanze über Nacht zum Gefahrengebiet erklärt. Neun Tage lang bestimmten polizeilicher 
Ausnahmezustand mit massiven Kontrollen, Inhaftierungen und Proteste den Alltag. Das 
Hamburgische OVG hat am 13. Mai 2015 geurteilt, dass die Einrichtung von Gefahrengebieten 
verfassungswidrig ist. In der fast zehnjährigen Historie der Hamburger Gefahrengebiete hat die 
Polizei mehr als 40 solcher Sonderzonen ausgerufen.  

Außerdem sei es unzulässig, jemand aufgrund des Kriteriums "linkes Spektrum" zu kontrollieren.  

Die Hamburger Polizei erklärt aber, das Urteil interessiere sie nicht, sie werde  trotz festgestellter 
Verfassungswidrigkeit weiter Gefahrengebiete aufrecht erhalten: 
http://www.abendblatt.de/hamburg/article205315991/Gefahrengebiete-bleiben-Polizei-in-
Hamburg-trotzt-Urteil.html  

Artikel zum Urteil: http://www.spiegel.de/panorama/justiz/hamburg-gefahrengebiete-verstossen-
gegen-die-verfassung-a-1033703.html 

Dazu ein Faktencheck:  http://www.spiegel.de/politik/deutschland/faktencheck-zum-hamburger-
gefahrengebiet-a-1033923.html  

Justizpresseerklärung mit Urteil:  http://justiz.hamburg.de/aktuelle-
presseerklaerungen/4496244/pressemitteilung/ 

Fast beispielslos ist die Position der Polizei, sie kündigt die Ignoranz des Urteils an, von 
Gewaltenteilung hat die HH’er Polizei noch nichts gehört, was muss jetzt kommen? Notwehr nach Art 
20 GG, Einsatz der Bundeswehr gegen die HH’er Polizei?   

  

6. Nun Wuppertaler Polizeipräsidentin: Frau Radermacher schweigt schläfrig, obwohl sie 
vorgeblich hellwach ist 
==================================================================Am 11. April wurde 
in Wuppertal ein aktiver Antifaschist bei einer Messerattacke von rechten HoGeSa-Nazi-Hooligans 
lebensbedrohlich verletzt. Die Polizei verhinderte zunächst die medizinische Versorgung des 
Schwerverletzten, diffamierte mit falschen Behauptungen das Autonome Zentrum, machte die Opfer 
zu Tätern und versucht zu dem ganzen Vorgang durch eine de facto Nachrichtensperre zu 
vertuschen. Öffentlich stellt sich die Polizei als „hellwach gegen Rechts“ dar, in der Realität muss die 
Polizei zu fast jedem Verfahren gegen Rassisten und Nazis öffentlich gezwungen werden. In einem 
offenen Brief vom 30.April an die Wuppertaler Polizeipräsidentin Birgitta Radermacher kritisieren die 
"Opferberatung Rheinland" und die "Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus NRW" das 
polizeiliche Vorgehen im Falle des Wuppertaler Mordversuches. Den offenen Brief gibt es hier: 
http://www.wuppertaler-rundschau.de/lokales/eine-taeter-opfer-umkehr-aid-1.5056693, eine ganz 
gute Zusammenfassung der Vo rkommnisse hier: http://www.vice.com/de/read/rechte-hools-haben-
in-wuppertal-einen-antifaschisten-ins-koma-gestochen-463 

Nach bald drei Wochen stellt sich die Frage, warum „unsere“ ansonsten vorgeblich gegen Rechts 
hellwache Polizeipräsidentin so schläfrig ist, wenn es darum geht, für Wuppertal relevante Fragen zu 
beantworten. Hier könnten Nachfragen von außen nicht 
schaden:  https://www.polizei.nrw.de/media/Dokumente/Behoerden/Wuppertal/KontaktePPWuppe
rtal(1).pdf 
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Thomé Newsletter 12/2015 vom 03.05.2015 

 

1. BSG – Urteil zur Anrechnung von einmaligen Einnahmen, die aus einem laufenden Anspruch 
entstanden sind 
======================================================================== 
Das BSG  hat mit aktuellen Urteil vom 24.04.2015 (BSG v. 24.04.2015 - B 4 AS 32/14 R)klargestellt, 
dass nachgezahlte Gelder die aus einem laufenden Anspruch entstanden sind, auch wenn sie in einer 
Summe zur Auszahlung gebracht werden, wie sog. „laufendes Einkommen“ anzurechnen sind.  
Das bedeutet, diese einmalige Zahlung aus einem laufenden Anspruch ist im Zuflussmonat 
anzurechnen, etwaig unverbrauchte Gelder werden durch den Monatswechsel zu Vermögen.  
 
Die bisherige Handhabungspraxis der JC’s ist: ist die Nachzahlung wird als einmalige Einnahme 
gerechnet und ist die Einnahme höher als der Leistungsanspruch, wird sie entsprechend der Regeln 
für einmalige Einnahmen ab dem Monat, der auf den Zufluss folgt, auf sechs Monate in gleichen 
Anteilen zu verteilen (§ 11 Abs. 3 S. 3 SGB II).  
Diesem  systematischen behördlichen Vermögensraub ist nun endlich ein Ende gesetzt worden! 
 
Für die Beratungspraxis ist jetzt folgendes zu prüfen:  
 
1. Erfolgte bis Jan. 2014 eine solche Anrechnung einer Nachzahlung aus einem laufenden Anspruch 
als einmalige Einnahme und wurde diese auf sechs Monate verteilt (wovon mit 99 % 
Wahrscheinlichkeit auszugehen ist) dann war das eindeutig rechtswidrig und es besteht ein 
Korrekturanspruch. Hier ist also ein Überprüfungsantrag anzuraten (§ 40 Abs. 1 S. 1 SGB II  iVm § 44 
Abs. 1 SGB X), dieser wirkt bei zu wenig gezahlten Sozialleistungen bis max. Januar des jeweiligen 
Vorjahres zurück (§ 40 Abs. 1 S. 2 SGB II iVm § 44 Abs. 4 SGB II).  
  
2. Rechtlich korrekt ist, die Anrechnung der Nachzahlung aus einem laufenden Anspruch im 
Zuflussmonat. Hier muss das Amt den Bescheid nach § 48 Abs. 1 Nr. 3 SGB X aufheben und den 
überzahlten Betrag nach § 50 SGB X zurückfordern. Ist allerdings der komplette Hilfeanspruch 
entfallen, ist von der Rückforderungssumme 56 % der KdU nicht zurückfordern (§ 40 Abs. 4 SGB II). 
Hierauf muss geachtet werden! 
 
3. Wurden Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht, das sind die Fälle unter Ziff. 1. Und 2., und war 
das JC mit der Zahlung länger als sechs Monate säumig, dann muss der Nachzahlbetrag mit 4 % 
verzinst werden (§ 44 Abs. 1 SGB I). (Hier dürfte die Rechtsfehlerquote auch bei ca. 99,9 % liegen).   
 
4. Hat das JC nachträglich von der Nachzahlung aus einem laufenden Anspruch erfahren und diese 
auf sechs Monate angerechnet und einen Aufhebungs- und Erstattungsbescheid erlassen  und 
wurden diese Beträge im Hilfebezug aufgerechnet oder schon über den Forderungseinzug getilgt, 
handelt es sich nicht um zu Unrecht nicht gezahlte Sozialleistungen (wo für Überprüfungsanträge die 
Jahresfrist gilt), sondern um zu Unrecht erhobene Beiträge, wo nach derzeitiger Rechtslage keine 
Frist gilt, weshalb Überprüfungsanträge die gesamte Hartz IV-Zeit rückwirkend gestellt werden 
können. 
 
Im Übrigen wird zu prüfen sein, ob diese Verfahrensweise nicht auch im SGB XII anzuwenden ist.  
Hier dürfte auf Betroffene, Berater, Anwälte viel Arbeit zukommen, zu wünschen wäre im Übrigen 
von der BA, dass sie ihre dahingehenden fachlichen Hinweise alsbaldig korrigieren.   
 
 
2. JC Hamburg verschärft Abschottungsstrategie  
========================================= 
Das JC Hamburg verschärft seine Abschottungsstrategie, bis Mai sollen bei allen Standorten die alten 
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Telefonnummern abgeschaltet werden, die telefonische Erreichbarkeit soll nur noch unter einer 
Nummer erfolgen. Als Weisung wird angeordnet: „Den Kolleginnen und Kollegen wurden neue 
Telefonnummern zugewiesen, die nur für den internen Dienstgebrauch bestimmt sind und bitte 
unter keinen Umständen an Kundinnen und Kunden oder an sonstige Dritte herausgegeben“.  
Ich erlaube mir mal die kollegiale Mail, die dieses anordnet zu veröffentlichen. Sie ist hier zu finden: 
http://www.harald-thome.de/media/files/JC-HH-Telefoni-Abschottung-04-2015.pdf  
Der Kontext:  immer mehr JC’s schotten sich hinter Call-Centern ab (wenn es brennt ist das Amt nicht 
erreichbar, zugesagte Rückrufe erfolgen vielfältig nicht);  Veröffentlicher von JC-Telefonlisten werden 
mit Heimsuchungen und wirtschaftlicher Ruinierung verfolgt und schließlich letztendlich werden die 
ALEGO-Bescheide ohne Namen ausgestattet. Die Rechtsprechung zur Herausgabe von JC 
Telefonlisten wird ignoriert, wer diese haben will muss klagen, wurde erfolgreich geklagt wird 
abgeschaltet.  
Dies findet systematisch statt, die JC’s schotten sich immer weiter ab und wundern sich dann wenn 
es knallt.  
Insbesondere die Anonymisierung der Bescheide ist rechtlich fragwürdig, denn 
Sozialleistungsbezieher müssen erkennen können wer ihren Fall bearbeitet um so ggf. eine 
Befangenheit des SB prüfen zu können. Genauso schreibt das SGB I vor, das Sozialleistungsträger frei 
von Zugangs- und Kommunikationsbarrieren zu organisieren sind (§ 17 Abs. 1 Nr. 4 SGB I), wenn sich 
die JC’s derart abschotten, bauen sie Kommunikationsbarrieren systematisch auf.  
Daher sollte die kommunale Forderung überall sein, Abbau der Kommunikationsbarrieren, 
Abschaffung von Call-Centern, gute Erreichbarkeit der Behörden.  
 
 
3. Tacheles veröffentlicht Dienstanweisungen der Wuppertaler Sozialleistungsträger   
======================================================================= 
Auf dem kommunalen Teil seiner Webseite veröffentlicht Tacheles die  die uns  bekannten 
Dienstanweisungen der Wuppertaler Sozialleistungsträger.  
Wir stellen die Kampagne für Behördentransparenz unter das Motto: „Nur wer seine Rechte kennt, 
kann sie wirksam durchsetzen!“  
Für das 1. Quartal haben wir jetzt zum 1. Mai  fast 50 neue oder bisher nicht bekannte 
Dienstanweisungen veröffentlicht, so vom Jobcenter, Sozialamt, Jugendamt, Wohngeldamt und 
Forderungseinzug der Stadt Wuppertal.  
Die gesamte Weisungssammlung ist hier zu finden: http://wuppertal.tacheles-
sozialhilfe.de/dienstanweisungen/   
Dauerhaftes Ziel ist es mit diesen Veröffentlichungen die beteiligten Behörden zu mehr Transparenz 
zu bewegen.   
 
Das Jobcenter Wuppertal ist diesem Ansinnen jetzt zumindest zum Teil nachgekommen und hat 
einen wesentlichen Teil seiner Weisungen ins Netz gestellt. 
Dafür Gratulation meine Damen und Herren, auch wenn es sonst nicht allzu viel Grund zur 
Gratulation gibt. 
 
Es wäre super wenn solche Kampagnen zur behördlichen Transparenz in jeder Stadt erfolgen 
würden! 
Unsere Pressemitteilung dazu hier: http://tinyurl.com/nq92fq9 
 
 
4. Verwaltungshinweise zum Wohngeldgesetz 
=================================== 
Im Rahmen der Veröffentlichung der behördlichen Weisungen möchte ich explizit auch mal auf die 
aktuellen Bearbeitungshinweise zum Wohngeldgesetzt und zur Einkommensanrechnung in 
demselben hinweisen. Wegen der Veröffentlichung dieser Verwaltungshinweise wurde mir mal vor 
ein paar Jahren mit Hacken meiner Webseite gedroht (siehe: 

http://www.harald-thome.de/media/files/JC-HH-Telefoni-Abschottung-04-2015.pdf
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/dienstanweisungen/
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/dienstanweisungen/
http://tinyurl.com/nq92fq9
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http://agora.free.de/sofodo/themen/erwerbslosigkeit/wir-hacken-ihnen-den-link-von-ihrer-seite-
weg/), aber die Front hat sich beruhigt.  
Die aktuellen Verwaltungshinweise zum WoGG sind hier zu finden: http://wuppertal.tacheles-
sozialhilfe.de/dienstanweisungen/wohngeldamt/  
 
  
5. Neue SGB II–Folien im Netz 
========================= 
Dann habe ich wieder mal ne neue Version mit Folien im Netz, im Wesentlichen habe ich im Bereich 
bei auszubildenden (Seite 11 ff), Mehrbedarf bei atypischen Bedarfen (Seite 26 ff), MB Krankenkost 
(Seite 29), Anrechnung laufendes, einmaliges Einkommen (Seite 66 ff) und Aufrechnung von 
Darlehensansprüchen (Seite 103 ff) Änderungen durchgeführt. Die Folien gibt es 
hier:  http://www.harald-thome.de/media/files/SGB-II---Folien-03.05.2015.pdf  
 
 
6. Mordversuch an einem Antifaschisten in Wuppertal und polizeiliche Reaktionen 
================================================================ 
Am 11. April wurde in Wuppertal ein aktiver Antifaschist wurde bei der Messerattacke am 
Autonomen Zentrum von rechten HoGeSa-Nazi-Hooligans lebensbedrohlich verletzt und befindet 
sich immer noch in einem bedrohlichem Zustand in Intensivbehandlung. Die Polizei hat selbst in 
unverantwortlicher Weise die medizinische Versorgung des Verletzten verzögert und diskreditiert 
nun das Autonome Zentrum mit unwahren Behauptungen. Vier Täter wurden festgenommen, drei 
wieder freigelassen und einer ist inhaftiert. Dieser Angriff steht in einer Reihe verschiedenster 
Naziangriffen in Wuppertal, einer aktuellen rechten Mobilisierung gegen Flüchtlinge, einer 
Mobilisierung der HoGeSa gegen antifaschistische Strukturen.  
Aktuell gibt es einen offenen Brief der „Opferberatung Rheinland“ und der „Initiative für Demokratie 
und Toleranz“ an die ach so hellwache Wuppertaler Polizeipräsidentin, in dieser wird klargestellt, 
dass es in Wuppertal seit Jahren Polizeistrategie ist die Nazi- und rassistischen Gewalttaten zu 
verharmlosen und runterspielen. Es wird die notwendige Frage gestellt warum die Polizei Wuppertal 
die Ermittlungserkenntnisse beim AZ-Überfall nie öffentlich machte und ihre falschen 
Pressemitteilungen nicht korrigiert. Den offenen Brief gibt es hier zu finden: 
http://www.wuppertaler-rundschau.de/lokales/eine-taeter-opfer-umkehr-aid-1.5056693 
Eine ganz gute Zusammenfassung der Vorkommnisse hier: http://www.vice.com/de/read/rechte-
hools-haben-in-wuppertal-einen-antifaschisten-ins-koma-gestochen-463 
Eine Stellungnahme von den Autonomen selbst hier: http://wuppertal.tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1826/ 
 
Das Vorgehen der deutschen Behörden ist wie immer, systematisches Verschweigen und 
Bagatellisieren von rechtsextremen Alltagsterror. Bestens schon mal in einer Broschüre der Amadeu 
Antonio Stiftung auch an vergangenen Beispielen ua. in Wuppertal aufgezeigt, diese gibt es hier zum 
Download: https://www.amadeu-antonio-stiftung.de/w/files/pdfs/kartell-internet.pdf 
 
 
7. Hinweis auf eine neue Broschüre der Amadeu Antonio Stiftung: Die Brandstifter. Rechte Hetze 
gegen Flüchtlinge 
========================================================== 
Als letztes möchte ich auf eine neue Broschüre der Amadeu Antonio Stiftung hinweisen, sie trägt den 
Titel: Die Brandstifter. Rechte Hetze gegen Flüchtlinge.  Aus dem Vorstellungstext: Sie gehen immer 
gleich vor: Getarnt als harmlose besorgte Bürger machen Rechtsextremisten gegen 
Flüchtlingsunterkünfte mobil und versuchen rassistische Ressentiments in der Nachbarschaft 
anzustacheln. Mit fatalen Folgen: Anschläge und Übergriffe häufen sich. Eine neue Broschüre der 
Amadeu Antonio Stiftung und von PRO ASYL klärt über das Vorgehen der rechten Hetzer auf.  Infos 
dazu: https://www.amadeu-antonio-stiftung.de/hetze/die-brandstifter-rechte-hetze-gegen-

http://agora.free.de/sofodo/themen/erwerbslosigkeit/wir-hacken-ihnen-den-link-von-ihrer-seite-weg/
http://agora.free.de/sofodo/themen/erwerbslosigkeit/wir-hacken-ihnen-den-link-von-ihrer-seite-weg/
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/dienstanweisungen/wohngeldamt/
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/dienstanweisungen/wohngeldamt/
http://www.harald-thome.de/media/files/SGB-II---Folien-03.05.2015.pdf
http://www.wuppertaler-rundschau.de/lokales/eine-taeter-opfer-umkehr-aid-1.5056693
http://www.vice.com/de/read/rechte-hools-haben-in-wuppertal-einen-antifaschisten-ins-koma-gestochen-463
http://www.vice.com/de/read/rechte-hools-haben-in-wuppertal-einen-antifaschisten-ins-koma-gestochen-463
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1826/
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1826/
https://www.amadeu-antonio-stiftung.de/w/files/pdfs/kartell-internet.pdf
https://www.amadeu-antonio-stiftung.de/hetze/die-brandstifter-rechte-hetze-gegen-fluechtlinge/
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fluechtlinge/ 
 
 

Thomé Newsletter 11/2015 vom 22.04.2015 

 

1. Aktionstag in Wuppertal:  Wuppertaler Zustände und dem Jobcenterleiter sein Gesülz  
=========================================================== ===== Am 15. April hat 
Tacheles unter dem Motto „Wuppertaler Zustände beseitigen!“ eine Protestaktion gegen die 
Zustände bei im Jobcenter Wuppertal durchgeführt. Herr Lenz, Vorstandsvorsitzender und Leiter des 
Jobcenter Wuppertal hat dazu am gleichen Tag in der Lokalzeit eine Stellungnahme abgegeben, unter 
anderem mit der Aussage: „Wir haben noch nie eine Klage [wegen Unterkunftskosten] rechtsgültig 
verloren“. 

Zu den JC-Leiter Aussagen haben wir eine Stellungnahme abgegeben und durchaus ein paar Klagen 
dokumentiert, wo das JC Wuppertal Klagen rechtsgültig verloren hat. 

Hier der Link mit zur Lokalzeit: 
https://www.youtube.com/watch?feature=player_embedded&v=S0FK8D3KzOk 

Und hier die Stellungnahme von Tacheles dazu: http://wuppertal.tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1822/ 

  

2. Geplante Änderungen in der Sozialhilfe  / Etablierung von Sonderrecht auch im SGB XII geplant  
================================  
Nicht nur das SGB II soll „rechtsvereinfacht“, genauer genommen in weiten Teilen erheblich 
verschärft werden, sondern auch das SGB XII. Ich möchte daher einen Arbeitsentwurf des 
Referentenentwurfes zu den geplanten SGB XII – Änderungen veröffentlichen. Dazu aber eine klare 
Mitteilung, es handelt sich um ein Entwurfspapier aus dem BMAS, es ist kein fertiger 
Referentenentwurf. Ersichtlich sind aus dem Referentenentwurf dass das BMAS plant, das Hartz IV-
Sonderrecht, insbesondere im Bereich des Verfahrensrechts, auf das SGB XII zu übertragen. So eine 
Vielzahl von Abweichungsregelungen zum SGB I und SGB X. So deutlich verschärfte Aufrechnungen, 
vorläufige Zahlungseinstellungen, Sonderrecht bei der Aufhebung von Bescheiden und vieles mehr. 

Es wäre wünschenswert, wenn diese geplanten Änderungen umfassend kritisiert werden und 
versucht wird, das SGB XII- Sonderrechtsprojekt soweit es geht zum Stoppen zu bringen.  

Den Referentenentwurf gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/SGB-XII--nderungsG---
Arbeitsentwurf-15-02-13.pdf  

  

3. Inforeader: Ungedeckte Unterkunftskosten Auszubildender nach § 27 Abs. 3 SGB II 
=========================================================== 
Mein Kollege Bernd Eckhardt aus Nürnberg war mal wieder fleißig (wo er die Zeit hernimmt solche 
Ausarbeitungen immer zu schreiben ist mir schleierhaft) und hat sich genannter Problematik 
umfangreich und verständlich angenommen. Diese möchte ich der interessierten Leserschaft nicht 
vorenthalten. Die Infos gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Auszubildende-und-
Unterkunftskosten.pdf 

  

https://www.amadeu-antonio-stiftung.de/hetze/die-brandstifter-rechte-hetze-gegen-fluechtlinge/
https://www.youtube.com/watch?feature=player_embedded&v=S0FK8D3KzOk
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1822/
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1822/
http://www.harald-thome.de/media/files/SGB-XII--nderungsG---Arbeitsentwurf-15-02-13.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/SGB-XII--nderungsG---Arbeitsentwurf-15-02-13.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Auszubildende-und-Unterkunftskosten.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Auszubildende-und-Unterkunftskosten.pdf


  Seite 
51 

 
  

4. Bundesregierung zu 100 %-Regelsätze für volljährigen Menschen mit Behinderung 
================================================================= 
Hier die Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage zur RB-Stufe 3  der grünen Fraktion: 
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/045/1804589.pdf  

  

5. Empfehlungen des DV zur Übernahme von Mietschulden und Energiekostenrückständen im SGB 
II und SGB XII 
===================================================================Der Deutsche 
Verein (DV) hat eine aktuelle Empfehlung (März 2015) zu den genannten Themen herausgegeben. 
Der DV stellt klar, dass es sich bei der Übernahme von dahingehenden Rückständen um einen 
Ermessensanspruch handelt. Er möchte„ mit seinen Praxis-Empfehlungen …  die zuständigen 
Fachkräfte in den Jobcentern und Sozialämtern bzw. in kommunalen Fachstellen der 
Wohnungsnotfallhilfe dabei unterstützen, in der Einzelfallbearbeitung die einschlägige 
Anspruchsgrundlage zu finden und Ermessen bei der Gewährung von Hilfen zur Sicherung der 
Unterkunft sachgerecht auszuüben“.  

Diese ist hier zu finden: http://www.harald-thome.de/media/files/DV-17-14-Mietschulden.pdf 

  

6. Geplante Änderungen beim Wohngeldrecht 
===================================== 
Ich möchte hier nun auf den Gesetzesentwurf zu den geplanten Änderungen im Wohngeldgesetz 
(WoGRefG) hinweisen. Dieser ist hier zu finden: http://www.harald-thome.de/media/files/WoGRefG-
u.-Anlage.pdf  

  

7. FAO – Anerkennungen bitte schicken 
================================== 
Dann möchte ich alle RA’s bitten, die meine Teilnahmebestätigungen bei ihren Kammern als 
Fortbildungsnachweise eingereicht haben, mir dazu bitte einen kurzen Brief, Fax oder Mail zu 
schicken, worin sie mir die Anerkennung bestätigen.   

 

 

Thomé Newsletter 10/2015 vom 14.04.2015 

 

1. Erlass des BMAS zur RB-Stufe 1 für volljährige Behinderte 

================================================= 

Das BMAS hat mit Datum vom 31.03.2015 jetzt eine bundesaufsichtliche Weisung zur RB Stufe 1 für 

volljährige Behinderte herausgeben. Diese ist hier zu finden: http://www.harald-

thome.de/media/files/150331---BMAS-RdS---Weisung-zu-RBS-3.pdf  

 

 

2. Bernd Eckhardt: Klarheit in der Unklarheit - zum Stand SGB II-Ausschluss beim EuGH 

====================================================== 

Der Kollege Bernd Eckhardt hat wieder eine spannende Zusammenstellung zur Frage des 

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/045/1804589.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/DV-17-14-Mietschulden.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/WoGRefG-u.-Anlage.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/WoGRefG-u.-Anlage.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/150331---BMAS-RdS---Weisung-zu-RBS-3.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/150331---BMAS-RdS---Weisung-zu-RBS-3.pdf
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Leistungsausschlusses von EU-Bürgern erstellt. Diese gibt es hier: http://www.harald-

thome.de/media/files/Aktuelle-Beitr-ge-zum-SGB-II-(1-2015).pdf  

 

 

3. Neue Urteile zum Thema Herausgabe von JC-Telefonlisten 

====================================== 

 Dann möchte ich auf zwei Urteile berichten, in denen zwei verschiedener VG’s die beklagten 

Jobcenter zur Herausgabe der JC-Telefonlisten verurteilt hat. Diese Infos gibt es hier: 

http://www.harald-thome.de/media/files/Verwaltungsgerichte-verurteilen-Jobcenter,-Zugang-zur-

aktuellen-Diensttelefonliste-zu-gewa-hren.pdf  

 

 

4. Änderungen durch das neue Pflegestärkungsgesetz I (PSG I) seit 1.1.2015 

================================================ 

Zusammenstellung der wichtigsten Punkte des Pflegestärkungsgesetzes. Das Pflegegeld, 

Pflegesachleistungen, Leistungen für Verhinderungs- und Kurzzeitpflege haben sich erhöht, 

Tagespflege wird zusätzlich finanziert, Betreuungs- und Entlastungsleistungen wurden für alle 

Pflegestufen neu eingeführt und die Kombinationsmöglichkeiten der unterschiedlichen 

Leistungsarten wurden deutlich erweitert. Hier geht’s nun zum Infoblatt: http://www.harald-

thome.de/media/files/2015-02_IspAn_Infobrief-Pflegealltag_Nr-11.pdf  

 

 

5. Broschüre: Überblick zu den Änderungen im Asylbewerberleistungsgesetz zum 1. März 2015 

========================================================== 

Zum 1. März 2015 treten eine Reihe von Änderungen zum Asylbewerberleistungsgesetz in Kraft. 

Diese sollen ganz überwiegend die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts umsetzen, das im Juli 

2012 den Gesetzgeber aufgefordert hatte, für die Gewährleistung eines menschenwürdigen 

Existenzminimums unabhängig vom Aufenthaltsstatus und der Aufenthaltsdauer zu sorgen. 

Die Broschüre gibt es hier: http://www.harald-

thome.de/media/files/Arbeitshilfe__Aenderungen_Asylbewerberleistungsgesetz_2015_pdf_Version

_Stand_Maerz_2015.pdf  

 

 

6. BA-Leitfaden informiert umfassend über Teilzeitausbildung 

====================================== 

Dann möchte ich auf einen Leitfaden der BA zur Teilzeitberufsausbildung hinweisen. Der Leitfaden 

zeigt einen Teil der Finanzierungsoptionen auf. Den gibt es hier: http://www.harald-

thome.de/media/files/150309_Praxisleitfaden_Teilzeitberufsausbildung_final.pdf  

 

 

7. Gutachter ist für 50.000 Abschiebungen verantwortlich 

==================================== 

Dann möchte ich auf einen schier unglaublichen Vorgang hinweisen, nach dem die Berliner 

Ausländerbehörde einem dubiosen Gutachter vertraut hat, der über die Jahre für über 

50.000  Abschiebungen verantwortlich ist. Mehr dazu hier: 

http://www.ardmediathek.de/tv/FAKT/Berliner-Ausl%C3%A4nderbeh%C3%B6rde-vertraut-

http://www.harald-thome.de/media/files/Aktuelle-Beitr-ge-zum-SGB-II-(1-2015).pdf
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Gutac/Das-Erste/Video?documentId=27428630&bcastId=310854 

 

 

Thomé Newsletter 09/2015 vom 28.03.2015 

 

1. BMAS knickt in Sachen 100 %-Regelsätze für volljährigen Menschen mit Behinderung in voller 

Linie ein  

======================================================================== 

Das BSG urteilte mit Datum vom 23.7.2014 - B 8 SO 14/13 R, dass für volljährige Menschen mit 

Behinderung im Elternhaus und in Wohngemeinschaften der 100 % - Regelsatz zu zahlen ist. Das 

BMAS hat u.a. mit Erlass vom 8. August 2014 und späteren Schreiben die Nichtanwendung der 

Umsetzung der BSG – Rechtsprechung angeordnet.  

Nach massivem öffentlichem Druck und ständiger Veröffentlichung der entsprechenden 

Rundschreiben, lenkt das BMAS nun ein und beabsichtigt die sog. „wirkungsgleiche“ Umsetzung der 

BSG-Urteile. Das BMAS erkannt ferner an, dass das BSG durchaus eine Vorschrift auslegen kann ohne 

eine Vorlage zum BVerfG zu machen.  

Formell führt das BMAS nunmehr eine Anhörung durch und gibt den davon betroffenen Ländern die 

Möglichkeit, bis zum 27. März 2015 dazu Stellung zu beziehen. 

Danach will das BMAS durch Erlass regeln, dass rückwirkend bis zum 01.01.2013 - ohne extra Antrag, 

Überprüfungsantrag, Widerspruch oder anhängigem Klageverfahren – die Regelsatzstufe 1 

nachzuzahlen ist. Das bedeutet, dass für die rund 40.000 Betroffenen 79 EUR pro Monat, 

rückwirkend bis Jan. 2013, also 28 Monate x 79 EUR = 2.212 EUR nachzuzahlen sind.  Vorsorglich 

weise ich darauf hin, dass dieser Nachzahlungsbetrag zusätzlich mit 4 % zu verzinsen (§ 44 Abs. 1 SGB 

I) und nicht als Einkommen anzurechnen ist (§ 82 Abs. 1 S. 1 SGB XII). Hinsichtlich des 

Nachzahlungsbetrages überlegt das BMAS dass dieser auch für zwei Jahre als Vermögen 

berücksichtigungsfrei zu sein hat.  

Hier nun das aktuelle Schreiben des BMAS vom 18.03.2015: http://www.harald-

thome.de/media/files/BMAS-18.03.2015---2960_001-(2).pdf  

Allerdings ergibt sich daraus auch, dass es sich nur um eine befristete Anweisung handeln wird, die in 

erster Linie darauf zielt, derzeit anhängige streitige Verfahren zu beenden bzw. neue vorerst zu 

vermeiden und de facto die Vermeidung weiterer „schlechter Presse“ angezeigt scheint. Das BMAS 

hält aber an seiner Rechtsauffassung fest, so dass zu erwarten ist, dass auf Grundlage der derzeit 

laufenden Erhebungen zur Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, deren Ergebnisse bis Ende 2015 

kommen sollen, an der RB-Stufe 3 - vermutlich mit „besserer“, sprich: „statistiksicherer“ Begründung 

- festgehalten werden wird 

 

Nicht unerwähnt bleiben soll, dass das BSG mit Datum vom 24. März 2015 nochmal zwei Urteile zum 

100 % Regelsatz getroffen hat:   http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-

bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=ps&Datum=2015&nr=13788&pos=0&anz=6 

Durch den öffentlichen Druck konnte das BMAS zurückgedrängt werden, zwei Jahre Rückwirkung, 

ohne extra Überprüfungsantrag ist auch „ne Hausnummer“. Daher sollte öfters mal Druck ausgeübt 

werden.  

 

 

2. Überschuss des Beitragsservice zur Finanzierung der Schuldnerberatung verwenden 
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==================================================================== 

Anfang März ging die Meldung durch die Medien, dass der Beitragsservice einen Überschuss von 1,5 

Milliarden erbracht hat und noch keiner Wisse was dem Geld getan werden soll.  

In der Realität der Schuldnerberatung ist der Beitragsservice einer der schwierigsten Gläubiger, kaum 

einer ist unkooperativer, keiner macht so viel Theater und Arbeit. Daher möchte ich auf diesem 

Wege eine nutzvolle Verwendung der Gelder anzuregen: Zumindest ein Teil des Überschuss sollte zur 

Finanzierung von Schuldnerberatungsstellen verwendet werden. Zum Überschuss: 

http://www.tagesspiegel.de/medien/jetzt-ist-es-amtlich-rundfunkbeitrag-bringt-1-5-milliarden-euro-

ueberschuss/11463600.html 

 

 

3. Kampagne AufRecht bestehen – 16. April bundesweiter dezentraler Aktionstag 

======================================================= 

Wir wollen die Kampagne "aufRecht bestehen" im Jahr 2015 fortsetzen. Gemeinsam mit anderen 

Erwerbslosen-Netzwerken rufen wir zu einem bundesweiten, dezentralen Aktionstag am 16. April 

2015 auf. Bitte macht mit und beteiligt euch! 

Wir rufen alle örtlichen Erwerbslosengruppen auf, mit kreativen Aktionen am 16. April 2015 vor Ort 

gegen die bestehenden Missstände in den Jobcentern und gegen "10 Jahre Hartz IV" zu protestieren. 

Hier findet ihr den Aufruf zum bundesweiten Aktionstag in drei Varianten und eine erste Übersicht zu 

bisher bekannten Aktivitäten. 

Mehr dazu, mit Aufruf, Flugblättern, Plakaten die kostenlos versandt werden hier:  http://tacheles-

sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1805/ 

 

Für die Kampagne "AufRecht bestehen" wurde das Plakat „Wir vermitteln Angst“ entworfen, das 

einen vollen Wartesaal eines Jobcenters zeigt. Dieses A1-Plakat kann von allen beteiligten Gruppen 

kostenlos bestellt werden. Hierzu bitte eine Mail an jaeger@tacheles-sozialhilfe.de schicken, die 

Anzahl der Exemplare und - wichtig! - die korrekte Lieferadresse angeben. Spenden sind zur 

Finanzierung der Kampagne sind natürlich willkommen. 

 

Tacheles macht dazu am 15. April in Wuppertal eine Aktion unter dem Motto:  Wuppertaler Zustände 

beseitigen! 

Näheres dazu hier:  http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1806/  

 

 

4. EuGH-Generalanwalt: Arbeitsuchende EU-Ausländer können Anspruch auf Hartz IV-Leistungen 

haben 

=============================================== 

Der EuGH-Generalanwalt vertritt in seinem Schlussantrag vom 26.03.2015 folgende Position: wenn 

sich ein EU-Bürger länger als drei Monate in Deutschland aufhält und hier bereits kurzfristig 

gearbeitet hat, dürfen ihm Hartz-IV-Leistungen nicht automatisch ohne individuelle Prüfung nach 

sechsmonatiger Arbeitslosigkeit verweigert werden. Auch können Kinder eines EU-Bürgers, der im 

Aufnahmemitgliedstaat aktuell erwerbstätig ist, oder gewesen ist, und dem Elternteil, der die 

elterliche Sorge für die Kinder tatsächlich wahrnimmt, ein Recht auf Aufenthalt in diesem Staat allein 

deshalb zustehen, weil das EU-Recht diesen Kindern ein Recht auf Zugang zur Ausbildung verleiht. 

Hier eine ganz gute Zusammenfassung dazu: http://beck-aktuell.beck.de/news/eugh-generalanwalt-

arbeitsuchende-eu-ausl-nder-k-nnen-anspruch-auf-hartz-iv-leistungen-haben 

http://www.tagesspiegel.de/medien/jetzt-ist-es-amtlich-rundfunkbeitrag-bringt-1-5-milliarden-euro-ueberschuss/11463600.html
http://www.tagesspiegel.de/medien/jetzt-ist-es-amtlich-rundfunkbeitrag-bringt-1-5-milliarden-euro-ueberschuss/11463600.html
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1805/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1805/
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und der Schlussantrag selbst: http://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2015-

03/cp150035de.pdf 

 

 

5. Wallraff-Reportage über die Jobcenter und Reaktionen  

=============================================== 

Der Wallraff Report über die Missstände in JobCentern hat hohe Wellen geschlagen, die BA-Zentrale 

sah sich genötigt die Mitarbeiter zu beruhigen und die Missstände wieder unter den Teppich zu 

kehren. Dazu einige Infos und Dokumente auf der Seite von Inge Hannemann: 

http://altonabloggt.com/2015/03/21/verheizt-und-aufgeladen/ 

Dazu möchte ich zwei Rundmails als aus der BA Zentrale veröffentlichen : http://www.harald-

thome.de/media/files/BA-Zentrale-zu-Wallraff-Report-3-2015.pdf  und die Stellungnahme  der 

Jobcenterpersonalräte, diese gibt es hier:  http://www.harald-

thome.de/media/files/150318_Wallraff_RTL_PR_Bund_BA_Stellungnahme.pdf  

 

 

6. Jobcenter Krefeld: „Krefelder Landrecht“ im Lichte des Datenschutzes  

===================================== 

In Krefeld kam es zu einem Hausbesuch zur Ermittlung einer Einstehensgemeinschaft. Es wurde ein 

Fragebogen im Krefelder Selbstlaborat verwendet, Daten über einen angetroffenen Hund ermittelt 

und weitergegeben und vieles mehr …. Den Kollegen der Krefelder Erwerbslosenberatung hat es 

gereicht und sie haben den Vorgang zur Prüfung an den Bundesdatenschutzbeauftragten vorgelegt. 

Hier nun die Antwort: http://www.harald-thome.de/media/files/Datenschutz-JC-Krefeld-

23.03.2015.pdf  

Ich rate an, vergleichbare Vorkommnisse zur fachaufsichts- und datenschutzrechtlichen Prüfung 

vorzulegen.  

 

7. Tacheles sucht Unterstützung in der Beratung 

======================================== 

Wir haben seit  Monaten teilweise 30, 40 Ratsuchende pro Beratungstag vor unserer Tür stehen. Das 

leistungsrechtliche Handling des Wuppertaler Jobcenter wird immer katastrophaler. Die 

Beratungsanfragen im Tacheles steigern sich stetig, die Dinge um die es geht, werden immer heftiger. 

Wir können den Beratungsbedarf kaum noch decken.  

Um dieser Situation weiterhin etwas entgegen setzen zu können, müssen wir unser Beratungsteam 

ausbauen. Wir suchen daher Menschen, die sich in der Sozialberatung dauerhaft engagieren wollen. 

Wir bieten Ehrenamtstätigkeit, ein tolles Team, eine fundierte Ausbildung und Schulung in der 

Sozialberatung, viel Chaos und ganz viele Situationen in denen engagiertes Einschreiten notwendig 

ist.  

Gerne können die Mitstreiter vom Fach sein, ehemalige Verwaltungsmitarbeiter, pensionierte 

Juristen, Sozialarbeiter und natürlich auch Nicht-Fach-Menschen, die sich aber vorstellen können 

solch eine Arbeit durchzuführen. Super wäre natürlich wenn ihr aus Wuppertal kämt, aber aus 

Nachbarstätten – nicht weiter als 50 km - wäre das auch möglich.  

Wer Interesse hat, möge sich bitte bei info@tacheles-sozialhilfe.de  melden 

 

http://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2015-03/cp150035de.pdf
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Thomé Newsletter 08/2015 vom 17.03.2015 

 
1. Heißes Wochenende in Wuppertal/14MWpt  
===================================== 
In meinem letzten (Sonder)newsletter hatte ich auf die Situation in Wuppertal hingewiesen und um 
Unterstützung gebeten. Ich denke der Tag ist optimal gelaufen: trotz „Generalmobilmachung“ kamen 
nur knapp 800 Leute zur rechten Seite, Pegida/Hooligans/Neonazis  offen zerstritten und dann der 
Marsch durch die Stadt von der Polizei verboten. Es waren deutlich weniger extremistische Salafisten 
gekommen als erwartet und alle mussten durch ein Spalier von Gegendemonstranten. Unser 
„Bündnis gegen Nazis“ ist zusammengewachsen und hat eine tolle Arbeit hingelegt und beiden Hass-
Fraktionen gezeigt, dass wir rein gar nichts von ihnen halten und für ein solidarisches Miteinander 
stehen. Wir haben deutlich mehr Menschen als erwartet auf die Straße gebracht.  
Hier ein paar Berichte: http://www.ruhrbarone.de/wuppertal-die-zivilgesellschaft-hat-sich-die-
strasse-zurueck-geholt/103171 und http://www.derwesten.de/politik/polizei-es-war-ein-guter-tag-
fuer-unsere-demokratie-page2-id10452694.html 
Nicht zu akzeptieren die Reaktion von Rainer Wendt, Chef der Deutschen Polizeigewerkschaft, der 
die Aufrufe zu Gegendemos, vor allem durch den Wuppertaler Oberbürgermeister, als 
unverantwortlich gebrandmarkt hat. Näheres dazu hier: http://www.derwesten.de/politik/polizei-es-
war-ein-guter-tag-fuer-unsere-demokratie-page2-id10452694.html Gegen Rainer Wendt der zu allem 
seinen Senf abgibt, besonders wenn es gegen Linke und Antifaschisten geht, wendet sich mittlerweile 
die Gewerkschaft der Polizei in NRW (mit 38.000 Mitglieder, Wendts Gewerkschaft hat 2000 
Mitglieder)  
http://www.rp-online.de/nrw/panorama/wuppertal-kritik-nach-demos-von-extremisten-aid-
1.4944988 
Wuppertaler Abgeordnete fordern – berechtigt –eine Entschuldigung von Wendt 
(http://www.focus.de/regional/nordrhein-westfalen/demonstrationen-streit-um-gegendemo-spd-
abgeordnete-geben-polizeigewerkschaft-kontra_id_4548703.html) und http://www.wuppertaler-
rundschau.de/lokales/bialas-fordert-entschuldigung-von-wendt-aid-1.4949573  
Zwischen Tacheles e.V. und Peter Jung, dem Wuppertaler OB, herrscht gewiss keine enge 
Freundschaft, aber dass er sich konsequent gegen Nazis und Rassisten positioniert und die 
Bevölkerung zu Protesten aufruft, rechnen wir ihm hoch an.  
 
 
2. System Hartz IV: "Wir statten Arbeitgeber mit billigem Menschenmaterial aus" 
=============================================================== 
Eine beeindruckend klare und lesenswerte  Analyse eines Berliner Arbeitsvermittlers zum System 
Hartz IV, diese gibt es hier: http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/system-hartz-iv-wir-statten-
arbeitgeber-mit-billigem-menschenmaterial-aus-1.2375543 
 
 
3. Renzi macht den Schröder: Zu den aktuellen Arbeitsmarktreformen in Italien 
=============================================================== 
In einem Artikel auf den Nachdenkseiten wird die im Dez. 2014 beschlossene 
Arbeitsmarktreform  “Jobs Act” in Italien analysiert. Mehr dazu hier: 
http://www.nachdenkseiten.de/?p=25364 
 
 
4. Neuer ALG II–Rechner in Excel veröffentlicht 
================================ 
Unser Excel ALG II – Rechner ist nun im Netz, diesmal auch  als xls, ods, xlsx –Version, Stand: Stand: 
06.03.2015: http://www.harald-thome.de/praxis.html 
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5. Arbeitshilfe "Überblick zu den Änderungen im Asylbewerberleistungsgesetz zum 1.März 2015 
mit Beispielen und Hinweisen für die Beratungspraxis" 
================================================================= 
Zum 1. März 2015 ist eine Reihe von Änderungen zum Asylbewerberleistungsgesetz in Kraft getreten. 
Diese sollen ganz überwiegend die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts umsetzen, das im Juli 
2012 den Gesetzgeber aufgefordert hatte, für die Gewährleistung eines menschenwürdigen 
Existenzminimums unabhängig vom Aufenthaltsstatus und der Aufenthaltsdauer zu sorgen. Dazu 
eine Arbeitshilfe für die Beratungspraxis: http://www.der-
paritaetische.de/nc/fachinfos/artikel/news/arbeitshilfe-ueberblick-zu-den-aenderungen-im-
asylbewerberleistungsgesetz-zum-1maerz-2015-mit-beis/ 
 
 
6. VG Augsburg: Stadt Augsburg muss erneut über Sozialticket entscheiden 
======================================================== 
Die Stadt Augsburg  gewährt  SGB XII, WoGG und AsylbLG – Beziehern ein Sozialticket, schließt aber 
SGB II-Bezieher aus, hier sieht das VG – Augsburg einen Verstoß gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz und gibt der Stadt eine erneute Entscheidung auf. Mehr dazu hier: 
http://bayrvr.de/2014/10/07/vg-augsburg-stadt-augsburg-muss-erneut-ueber-sozialticket-
entscheiden/ 
 
 
7. Interne Revision bei der BA 
====================== 
Die Interne Revision als Teil des Governancesystems der Bundesagentur für Arbeit (BA) prüft 
unabhängig und objektiv, ob die Aufgabenerledigung in den Dienststellen der BA ordnungsgemäß, 
zweckmäßig und wirtschaftlich erfolgt (so deren eigene Arbeitsbeschreibung) und bittet um 
Anregungen und Hinweise. Mehr dazu und auch ihre Berichte hier: 
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Detail/index.htm?
dfContentId=L6019022DSTBAI527007 
 
 
8. Neue Quer erschienen / 12-2014 
============================= 
Die neue Ausgabe 12 der quer-online berichtet zum Thema „Rechtsvereinfachungen“ im SGB II, 
Zwischenergebnisse der Aktion „AufRecht“ bestehen, von der Fachtagung des Bündnisses für ein 
menschenwürdiges Existenzminimum, einer fesselnden Veranstaltung zu den 
Produktionsverhältnissen rund um „Billigfleisch“ usw. 
Selbstverständlich gibt es wieder eine Menge Urteilsbesprechungen, die der Rechtswahrung im 
Paragrafendschungel dienen sollen. Die neue und alte quer’s gibt es hier: http://www.also-
zentrum.de/downloadbereich.html  
 
 

Thomé Sondernewsletter 07/2015 vom 12.03.2015 

 

mit meinem heutigen Sondernewsletter möchte ich zur Teilnahme an den Protesten gegen radikale 
Salafisten, Pegida, Hooligans und Rechtsextreme am 14. März in Wuppertal aufrufen.  
 
Ausgehend von einer Versammlung der IS-Unterstützer und radikale Salafisten um den bekannten 
Islamisten-Predigers Sven Lau haben sich die Pegida, Hooligans und Rechtsextreme in Wuppertal 
angesagt. Pegida ruft zur „Generalmobilisierung“ auf, die Hooligans  ebenfalls.  
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Dagegen stellt sich das „Wuppertaler Bündnis gegen Nazis“, ein breites Bündnis demokratischen und 
antifaschistischen Kräften von Gewerkschaften, Parteien, Kirchenverbänden, Sozialverbänden, 
Flüchtlingsinitiativen, muslimischen Verbänden, kurdischen und türkischen Organisationen, 
Einzelpersonen bis hin zur autonomen Antifa und den Kräften um das Autonome Zentrum.    
 
Die Aufmärsche unserer Gegner sind von bundesweiter Relevanz und es wird von denen jeweils 
bundesweit dazu mobilisiert. Ich möchte daher alle Newsletterleser darum bitten, euch an den 
vom  Wuppertaler Bündnis gegen Nazis vorbereiteten Aktivitäten zu beteiligen und kurzfristig zu 
unseren Protesten zu kommen.  
 
++++++++ Der Treffpunkt für Gegenaktivitäten ist am 14. März 2015 ab 12:30 Uhr der Kirchplatz an 
der Citykirche in der Innenstadt von Wuppertal-Elberfeld +++++++ 
 
Daher: Auf nach Wuppertal! Rassisten, Nazi- und Salafisten stoppen! 
 
Hier nun zum Aufruf und Bündnispressemitteilung vom 12.3.: http://www.harald-
thome.de/media/files/PM-12.03.-zu-m14wtal.pdf 
 
Weitere Infos dazu:  
++ http://www.derwesten.de/politik/salafisten-pegida-hooligans-und-rechtsextreme-kommen-nach-
wuppertal-id10449322.html 
++ http://www1.wdr.de/themen/politik/demos-wuppertal-102.html 
++ http://www.bnr.de/artikel/hintergrund/front-der-abendlandretter 
 
Aktuelle Infos unter:  #M14wtal 
 
So das war es für heute, daher: auf nach Wuppertal! Rassisten, Nazis und Salafisten stoppen! 
 
 

Thomé Newsletter 06/2015 vom 01.03.2015 

 

1. Aktualitätsprüfung der Daten in der bundesweiten Beratungsstellen und Anwaltsdatenbank 
=========================================================================== 
Von Tacheles wird eine  Datenbank mit bundesweiten Adressen von Rechtsanwälten, 
Beratungsstellen, Erwerbslosen- und Sozialinitiativen, die Beratung und Unterstützung zum 
Arbeitslosen- und Sozialhilferecht mit den Schwerpunkten Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe, 
Arbeitslosenrecht nach dem SGB III oder allgemeine Existenzsicherung anbieten, betrieben.  
Dort sind ca. 2500 Adressen enthalten. Ich möchte zum einen auffordern, dass sich Anwälte, 
Beratungsstellen und Initiativen dort eintragen, zum anderen möchte ich bitten die eigetragenen 
Daten auf Aktualität zu überprüfen. 
Dann wäre es schön, wenn sich Beratungsstellen und Anwälte dort eintragen würden. Falls eine 
Zurückhaltung aus der Angst besteht, dass ihr dann mit Beratungsanfragen überschüttet werdet, 
müsst Ihr Euch keine Sorgen machen. Nur es gibt manche Gebiete da ist im Umkreis von 80 km keine 
einzige Stelle verzeichnet, das geht einfach nicht. Leute rafft euch auf, tragt euch da ein, es ist 
wichtig, dass es eine zentrale Anlaufstelle gibt. Hier geht’s nun zur Datenbank: http://www.my-
sozialberatung.de/adressen/@@suche 
  
  
2. Begründung des SG Mainz zum KdU-Vorlagebeschluss an das BVerfG  
============================================================= 
Das SG Mainz hat am 12.12.2014 entschieden, dass § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II insofern 
verfassungswidrig ist, als der Anspruch auf Übernahme der Aufwendungen für die Unterkunft zwar 
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begrenzt, aber nicht hinreichend bestimmt ist. Das SG Mainz hat daher gem. Art. 100 GG einen 
Vorlagebeschluss an das BVerfG gemacht. Alle weiteren Infos mit Volltext, (Der Volltext ist sehr 
lesenswert, aber sooooo lang, es sind 127 S.), Zusammenfassung und Kurzzusammenfassung des SG-
Beschlusses hier: http://www.srif.de/index.php 
  
  
3. BA: Arbeitshilfe vorrangige Leistungen 
================================= 
Dann möchte ich noch auf die „Arbeitshilfe vorrangige Leistungen“ der BA hinweisen, diese ist bisher 
noch nicht bekannt, aber bestimmt in den ein oder anderen Fällen ganz hilfreich. Beachtenswert ist 
auch die Abteilung „GS 21“ die diese erstellt hat, sie heißt „Leistungsrecht und 
Missbrauchsbekämpfung“. Die AH gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/Arbeitshilfe-Vorrangige-Leistungen-15-07-2014.pdf  
  
  
4. SG Stade: Antrag auf Übernahme der Bestattungskosten nach § 74 SGB XII auch noch nach über 
einem Jahr möglich 
========================================================= 
Hier noch eine „wichtiges“ Urteil des SG Stade, nach dem ein Bestattungskostenübernahmeantrag 
nach dem § 74 SGB XII auch noch 13 Monate nach erfolgter Bestattung möglich ich, insofern die 
Kosten noch nicht bezahlt sind, mehr hier: 
http://www.aeternitas.de/inhalt/presse/meldungen/2015_02_12__09_01_16/urteil.pdf 
  
  
5. Sozialrecht Justament 2/2015 
==================================== 
Dort sucht sich der Kollege aktuelle und wichtige Entscheidungen des BSG raus und kommentiert 
diese. Mehr dazu hier: http://www.harald-thome.de/media/files/sozialrecht-justament-2-2015.pdf  

  
 
 

Thomé Newsletter 05/2015 vom 24.02.2015 

 

1. Bedrohlicher Anstieg der Hartz-IV-Sanktionen in Wuppertal 
============================================================ 
Tacheles weisst darauf hin, dass das Jobcenter Wuppertal deutlich mehr Sanktionen verhängt als der 
Landesdurchschnitt und es nur noch zwei Jobcenter in NRW gibt, die der mehr Sanktionen als das 
Wuppertaler Jobcenter erlassen. 
Die „Organisatorische und inhaltliche Neuausrichtung des Jobcenters rechnet sich - Jobcenter zieht 
positive Jahresbilanz“ so  bewertet das Jobcenter Wuppertal  seine Bilanz für das Jahr 2014.  
Diese inhaltliche und organisatorische Neuausrichtung  des Jobcenter Wuppertal baut auf 
Disziplinierung, Ausgrenzung, teilweisem Rechtsbruch auf und sie rechnet sich wirklich. Denn es 
müssen tatsächlich weniger Leistungen gezahlt werden. Diese Sanktionspraxis bedeutet aber auch 
Mietschulden, Wohnungslosigkeit, Schulden bei der Krankenkasse bis hin zum Energieversorger.  
Tacheles fordern, dass diese rigide Sanktionspraxis unverzüglich eingestellt wird! Erste Reaktionen 
aus Wuppertal dazu sind dokumentiert, als REaktion beklagt der JC-Chef die fehlende „positive 
Denke“ am JC Wuppertal. Komisch, wie kommt es dazu, das es an dieser mangelt?    
Hier zu den Tacheles Infos zu den Sanktionen: http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1779/ 
  
  

http://www.srif.de/index.php
http://www.srif.de/index.php
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http://www.aeternitas.de/inhalt/presse/meldungen/2015_02_12__09_01_16/urteil.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/sozialrecht-justament-2-2015.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1779/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1779/
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2. Das BMAS ordnet an die BSG-Urteile zu den 100 %-Regelsätzen für volljährigen Menschen mit 
Behinderung im Elternhaus und in Wohngemeinschaften nicht umzusetzen 
================================================================== 
Zum Hintergrund: das BSG urteilte, dass den Klägern die Regelbedarfsstufe 1, also 399 EUR, statt der 
RB-Stufe 3, also 320 EUR zusteht. Das BMAS ordnet jetzt an, dass das Urteil des BSG zu ignorieren sei. 
Vorbehaltlich einer Entscheidung des BMAS bis Ende März.  
Hier muss ich mal sagen, dass mir in meiner langjährigen Beratungs- und 
Behördenbeobachtungspraxis eine derart offene  „Anordnung“ höchstrichterliche Urteile zu 
ignorieren bisher nicht untergekommen ist, das ist einmalig. Das denkwürdige Dokument möchte ich 
der interessierten Öffentlichkeit nicht vorenthalten: http://www.harald-
thome.de/media/files/BMAS-Rundschreiben-2015_3.pdf 
  
  
3. Förderung von Erwerbslosenberatungsstellen in Niedersachsen 
======================================================== 
Alsbald soll es in Niedersachsen ein Förderprogramm zur Förderung unabhängiger 
Erwerbslosenberatung geben. Den Entwurf der dahingehenden Richtlinie möchte ich hier 
veröffentlichen und bei allen potentiellen Gruppen in Niedersachen anregen, sich dahingehend in 
Position zu bringen. Details bitte aus der Förderrichtlinie: http://www.harald-
thome.de/media/files/Erwerbslosenberatungsstellen-NDS-2.2015.pdf  
  
Das möchte ich zum Anlass nehmen auf zwei alte Tachelesinitiativen zur Förderung unabhängiger 
Sozialberatung im Zuge der Einführung der Sozialgesetzbücher II und XII hinzuweisen. Die erste aus 
2004, kurz vor Einführung von Hartz IV: http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1330/ 
Und eine weitere aus 2011, wo es um die Ausgestaltung von Landesrechtlichen Förderungen in NRW 
geht: http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1433/  
  
  
4. Vier-Augen-Prinzip bei den JC’s/ Es brodelt  
=============================== 
Es rumort in den Jobcentern mächtig, daher möchte ich verschiedene Dokumente zum Thema 
veröffentlichen, zunächst ein Offener Brief der „Personalvertretungen der Jobcenter (gemeinsamen 
Einrichtungen) in Bayern“ vom 19. Jan. 2015, den gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/150119_Kassensicherheit_JC_PR_Bayern_Offener_Brief.pdf  . Ein Artikel in 
vbba Aktuell mit dem Titel: Kassensicherheit in den Jobcentern - die Stimmung der Beschäftigten 
kippt! vom 4.2.15, den gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/150204_kassensicherheit.pdf  und eine Untersuchung zu den 
Arbeitsbedingungen in Jobcentern - Mitarbeiterbefragung zum Arbeitsumfeld, psychischer Belastung 
und Arbeitszufriedenheit, von der Werkstatt für Organisations- und Personalforschung aus 2014, die 
gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Arbeitsbedingungen-in-Jobcentern---
Gemeinsame.pdf 
  
  
5. Am 1. März 2015 treten die Neuregelungen zum Asylbewerberleistungsgesetz in Kraft 
=================================================================== 
Danach werden einige Personengruppen mit einer humanitären Aufenthaltserlaubnis, die bislang 
nach dem AsylbLG leistungsberechtigt waren, künftig nach dem SGB II leistungsberechtigt sein. Dazu 
gibt es eine Übersicht von Claudius Voigt / GGUA: 
http://www.ggua-
projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/asylblg_oder_sgb_ii.pdf 
  
  
6. Hinweis auf unseren Seminar- und Veranstaltungsraum in Wuppertal hinweisen  
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http://www.harald-thome.de/media/files/150119_Kassensicherheit_JC_PR_Bayern_Offener_Brief.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/150204_kassensicherheit.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/150204_kassensicherheit.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Arbeitsbedingungen-in-Jobcentern---Gemeinsame.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Arbeitsbedingungen-in-Jobcentern---Gemeinsame.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/asylblg_oder_sgb_ii.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/asylblg_oder_sgb_ii.pdf


  Seite 
61 

 
  

===============================================  
Als letztes möchte ich auch noch auf den neuen Seminar- und Veranstaltungsraum in Wuppertal 
hinweisen. Dieser wird am Sitz vom Verein Tacheles e.V. im Loher Bahnhof, in Wuppertal 
Unterbarmen betrieben und kann für Veranstaltungen, Tagungen, Treffen und Seminare gemietet 
werden.  
Vorteil des Raumes: ruhige Atmosphäre, tolles Ambiente, gut gelegen, mit Abluftanlage, viele 
Parkplätze, barrierefrei und keine Staus wegen Döppersbergumbauten bei der Anreise. Ab sofort mit 
einem Belegungskalender: http://www.seminarraum-loherbahnhof.de/belegungskalender.html  
Weitere Infos und Bilder sind hier zu finden: http://www.seminarraum-loherbahnhof.de/ 
 

 

Thomé Newsletter 04/2015 vom 08.02.2015 

 

1. Geld hat man zu haben /BGH als Richter Gnadenlos   

========================================== 

Ist ein sozialhilfeberechtigter Mieter, obwohl er rechtzeitig einen Antrag auf Sozialhilfe gestellt hat, 

nicht in der Lage pünktlich seine Mietzahlungen zu leisten, und gerät er deshalb mit einem 

erheblichen Teil der Miete in Verzug, so darf der Vermieter auch in diesem Fall fristlos den 

Mietvertrag kündigen. Dies hat der Bundesgerichtshof entschieden. Mehr dazu hier: 

http://www.anwalt.de/rechtstipps/vermieter-darf-mieter-auch-bei-unverschuldeter-geldnot-fristlos-

kuendigen_066421.html 

 

 

2. Artikel SZ zu EUGH zu Unionsbürgern/ Infostand EUGH-Verfahren 

==================================================== 

In der SZ war ein lesenswerter Artikel  “Der Europäische Gerichtshof (EuGH) befasst sich erneut mit 

der Frage, ob arbeitsuchende EU-Bürger in Deutschland Anspruch auf Sozialleistungen haben, wenn 

diese der Existenzsicherung dienen oder einen Zugang zum Arbeitsmarkt 

erleichtern.”  http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/sozialleistungen-fuer-eu-buerger-

freizuegigkeit-die-sie-meinen-1.2333680 

Hier noch eine lesenswerte Analyse "Das Aufenthaltsrecht von Unionsbürgern aus anderen 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union und ihr Zugang zu Grundsicherungsleistungen im 

Aufenthaltsstaat unter besonderer Berücksichtigung der Rechtslage in Deutschland" des Deutschen 

Bundestages, Unterabteilung Europa, diese gibt es hier: 

http://www.bundestag.de/blob/359382/1620de289f89db4a3b4f2234f71f34f4/das-aufenthaltsrecht-

von-unionsbuergern-data.pdf 

 

 

3. BA ordert Software zur Überwachung Erwerbsloser in sozialen Netzwerken 

=========================================================== 

Letztens gaben sie noch hunderttausende Drogentests in Auftrag, nun ordern  sie eigene Software 

zur Überwachung Erwerbsloser in sozialen Netzwerken. Die BA mutiert zur Datenkrake und NSA 

gegen Erwerbslose.  Mehr dazu hier: https://www.jungewelt.de/2015/01-06/023.php und 

http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/bundesagentur-fuer-arbeit-plaene-zur-internet-

ueberwachung-a-933541.html 
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4. Bericht zu den Auswirkungen des Vier-Augen-Prinzip 

============================================ 

Hier ein Bericht eines Leistungssachbearbeiters zu den Auswirkungen des zum 1.1.2015 eingeführten 

Vier-Augen-Prinzip: http://www.harald-thome.de/media/files/Bericht-Vier-Augen-Prinzip.pdf 

 

 

5. Studie zum Einfluss von verdeckter Armut auf den Regelsatz/ Regelsätze bei Hartz IV bis zu 45 

Euro zu niedrig 

======================================================================= 

Eigentlich müssten die Hartz IV-Regelsätze laut Verfassungsgericht das "soziokulturelle 

Existenzminimum" decken. Das ist aber wohl nicht der Fall, wie eine Studie von Irene Becker  zeigt. 

Demnach würde der Regelsatz 45 Euro höher liegen, wenn die "verdeckte Armut" in die Berechnung 

einfließen und andere Unzulänglichkeiten der Berechnungsmethode behoben würden. Artikel dazu: 

http://www.dgb.de/themen/++co++7e58f83a-ac54-11e4-a71a-52540023ef1a und die Studie: 

www.boeckler.de/pdf/p_arbp_309.pdf 

 

 

6. sozialrecht justament 1/2015 / Aktuelle Rechtsprechung zum SGB II-Ausschluss von EU-

BürgerInnen nach der EuGH-Entscheidung „Dano“  

====================================================================== 

Mein Kollege Bernd Eckhardt hat wieder eine Sonderinfo zum  Thema des SGB II-Ausschlusses von 

EU-Zuwanderern ausgearbeitet, diese gibt es hier: http://www.harald-

thome.de/media/files/Sozialrecht-justament-1-2015.pdf  

 

 

7. Neuer ALG II–Rechner in Excel veröffentlicht 

================================ 

ein neuer Excel ALG II – Rechner ist nun im Netz, diesmal auch  als xls, ods, xlsx –Version, Stand: 

Stand: 31.01.2015 unter Einarbeitung der neuesten Rechtsprechung des BSG zu privilegierten 

Einkünften: http://www.harald-thome.de/praxis.html 

 

 

Thomé Newsletter 03/2015 vom 01.02.2015 

 

1. Klarstellung zur Anrechnung von Ehrenamts- und Übungsleitereinkünften 

============================================================ 

In meinem letzten Newsletter ist ein Teil des Textes zur Anrechnung von privilegierten 

Einkünften  unklar gewesen, ich möchte daher das nochmal richtig stellen. Das BSG hat die 

Berechnung des SG Bay bestätigt (SG Bayreuth v. 30.7.2013 S 5 AS 112/12, BSG v. 28.10.2014 – B 14 

AS 61/13 R),  da die BSG Begründung noch nicht vorliegt, muss auf die SG Bay Begründung 

zurückgegriffen werden. Demnach ist, wenn  ausschließlich privilegiertes Erwerbseinkommen erzielt 

wird, dieses in Höhe von bis zu 200 € anrechnungsfrei. Wird neben dem privilegierten 

Erwerbseinkommen anzurechnendes  Erwerbseinkommen erzielt, gibt es für das Erwerbseinkommen 

und das privilegierte Einkommen jeweils einen anrechnungsfreien Grundfreibetrag von bis zu 100 

€.  Näheres in meinen Folien unter:  http://www.harald-thome.de/media/files/SGB-II---Folien-

http://www.harald-thome.de/media/files/Bericht-Vier-Augen-Prinzip.pdf
http://www.dgb.de/themen/++co++7e58f83a-ac54-11e4-a71a-52540023ef1a
http://www.boeckler.de/pdf/p_arbp_309.pdf
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02.02.2015.pdfund dann ab Seite 56 ff. Das Urteil des SG Bay gibt es hier: 

http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=SG%20Bayreuth&Datum=30.07.2013

&Aktenzeichen=S%205%20AS%20112/12 

 

 

2. Ungekürzter 100 %-Regelsatz auch für volljährigen Menschen mit Behinderung im Elternhaus 

und in Wohngemeinschaften 

==================================================================== 

In dieser Angelegenheit  ist jetzt eine weitere Verordnung des BMAS bekannt geworden, mit der die 

weitere Nichtumsetzung angeordnet wurde. Die VO ist nunmehr vom  10. Nov. 2014. Zwei von drei 

BSG-Urteilsbegründungen liegen vor, wir können gespannt sein, wie das BMAS jetzt reagiert. Hier die 

Urteile:    https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=174460und 

https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=174462  Den  BMAS Erlass gibt 

es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/BMAS-Rundschreiben-2014_7(a).pdf 

 

 

3. Nix paletti - *Kunden*zufriedenheitsbefragung zum Jobcenter Kreis Viersen 

============================================================ 

Der Arbeitskreis Viersener Armutskonferenz hat im ersten Halbjahr 2014 wiederum eine 

unabhängige *Kunden*-Zufriedenheitsumfrage zum SGB II durchgeführt. Diese gibt einen ganz guten 

Einblick in die Hartz IV-Realität in Viersen. Neben den konkreten Ergebnissen macht die 

Untersuchung deutlich, dass die Zufriedenheit mit den Jobcentern für einen nennenswerten Anteil 

der Leistungsberechtigten nicht *unbefriedigend* ist – so das vorsichtig formulierte Ergebnis der 

Viersener- und dass es viele Mängel gibt, die in der sog. offiziellen *Evaluation der 

Kundenzufriedenheit in den ARGEn/AAgAw* keine Berücksichtigung fanden. 

Mit anderen Worten, die offizielle *Evaluation der Kundenzufriedenheit ARGEn/AAgAw* ist völlig 

überflüssig und verschleiert die Probleme siehe hier: 

http://www.bk48.de/nw/fussnote_09_BA_ZKM_Umsetzungskonzept.pdf. Ganz interessant dazu: 

„Zielsteuerung in der Arbeitsverwaltung - ein europäischer Vergleich“ zu finden 

hier:  http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Publikationen/fb-fb409-

arbeitssteuerung.pdf?__blob=publicationFile 

Die Viersener Umfrage gibt es hier:  http://www.harald-thome.de/media/files/Kunden-

Zufriedenheitsumfrage-Viersen-Korrekturfassung06.pdf 

 

 

4. Das Vier-Augen-Prinzip aus Sicht der JC Personalräte 

========================================= 

Im letzten Newsletter habe ich auf die entstehenden Auszahlungsprobleme durch die Einführung des 

Vier-Augen-Prinzip hingewiesen, dies wird nunmehr auch durch einen Newsletter der 

Jobcenterpersonalräte vom 13.01.15 belegt, den veröffentliche ich mal hier: http://www.harald-

thome.de/media/files/JC-persoR-te-13.01.2015.pdf 

 

 

5. Änderung im Bereich des Asylbewerberleistungsgesetzes zum 01.03.2015 und des 

Sozialgerichtsgesetzes  

============================================================== 
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Das Gesetz wurde am 31.12.2014 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht und ist am 01.01.2015 in Kraft 

getreten. Die enthaltenen Änderungen des Asylbewerberleistungsgesetzes treten am 01.03.2015 in 

Kraft. Weiteres dazu hier: http://www.arbrb.de/gesetzgebung/37715.htm 

 

 

6. Leitfaden zum Flüchtlingsrecht  

============================ 

Die GGUA-Kollegin Kirsten Eichler hat einen "Leitfaden zum Flüchtlingsrecht" geschrieben, der vom 

Roten Kreuz und vom Informationsverbund Asyl herausgegeben worden ist. Der Leitfaden 

beschäftigt sich mit den "materiell rechtlichen Voraussetzungen für die Gewährung von Flüchtlings- 

und anderweitigem Schutz". Den Leitfaden gibt es hier: 

http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/redaktion/Dokumente/Publikationen/Broschuere_Rech

tlGrundl_web.pdf   

 

 

7. BVerfG: Zwangsräumungen sind bei akuter Suizidgefahr unzulässig 

======================================================== 

Dann möchte ich auf eine Veröffentlichung zu einer BVerfG Entscheidung zum Thema 

Zwangsräumungen hinweisen, nach der diese bei akuter Suizidgefahr unzulässig ist. Näheres dazu 

hier: http://www.harald-thome.de/media/files/R-ID_1-15_Vollstreckgsschutz-geg.-Zwangsr-umg-

wg.Suizidgefahr.pdf 

 

  

8. Neue Expertise zu Hartz IV: Paritätischer fordert 485 Euro Regelsatz 

============================================== 

Der DPWV hat wieder gerechnet und fordert höhere Regelsätze im SGB II/SGB XII. Alles weitere dazu 

hier:  http://www.10jahre-hartz4.de/homepage/bilanz/ 

 

 

9. Hintergrund zur Linksregierung in Griechenland: Die Jagd auf Tsipras ist eröffnet 

==================================================================== 

Ich möchte an dieser Stelle auf einen hervorragenden Artikel in der Telepolis zum Umgang mit der 

neuen, linken griechischen Regierung hinweisen, dieser sortiert die jetzige Situation ganz gut ein. 

http://www.heise.de/tp/news/Die-Jagd-auf-Tsipras-ist-eroeffnet-2534414.html 

 

Thomé Newsletter 02/2015 vom 18.01.2015 

 

1. Neues zum Rechtvereinfachungsgesetz 
========================= 
Der „Buschfunk“ zum Rechtsvereinfachungsgesetz teilt mit:  es dauert noch. Die Grünen und Linken 
haben eine Anhörung zu den Hartz IV Sanktionen beantragt. Der Termin wurde noch ohne genaues 
Datum auf Juni festgelegt. Die Bundesregierung  könnte dazu den Referentenwurf des  9. SGB II ÄndG 
vorlegen. Bis Juni soll der Gesetzesentwurf vorliegen. Der Aktionstag am 16. April  und das Motto 
„aufRecht bestehen – 10 Jahre Hartz IV sind genug!“ kommt dazu prima gelegen, mehr dazu hier:  
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/1762/ 

http://www.arbrb.de/gesetzgebung/37715.htm
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/redaktion/Dokumente/Publikationen/Broschuere_RechtlGrundl_web.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/redaktion/Dokumente/Publikationen/Broschuere_RechtlGrundl_web.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/R-ID_1-15_Vollstreckgsschutz-geg.-Zwangsr-umg-wg.Suizidgefahr.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/R-ID_1-15_Vollstreckgsschutz-geg.-Zwangsr-umg-wg.Suizidgefahr.pdf
http://www.10jahre-hartz4.de/homepage/bilanz/
http://www.heise.de/tp/news/Die-Jagd-auf-Tsipras-ist-eroeffnet-2534414.html
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/1762/
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2. Keine Bundeswehr-Propagandaauftritte in Arbeitsämtern/Jobcentern und sonst wo! – die im I. 
Quartal 2015 geplanten BW Auftritte 
=========================================================== 
Mit einer ganzen Reihe von Werbe- und Propagandaveranstaltungen will die Bundeswehr in die 
Fläche gehen und neues Menschenmaterial für sich und die zuführenden Kriege werben. Alleine im I. 
Quartal 2015 will die Bundeswehr bundesweit mit fast 200 Werbe- und Propagandaveranstaltungen 
in Arbeitsämtern/Berufsinformationszentren und Jobcentern, Sklavenmessen durchführen.  
  
Ich veröffentliche die Liste,  damit  die Auftrittsorte bekannt werden, Erwerbslose, aber auch Schüler 
kein Kanonenfutter für die BW werden und der BW durch  vielfältige und kreative Proteste ein  Strich 
durch die Rechnung gemacht wird. Hier nun die Gesamtliste  der BW Propagandaveranstaltungen:  
http://www.harald-thome.de/media/files/Bundeswehr-Reklame-I-2015.pdf 
  
  
3. Blödsinnige Dienstanweisungen lösen Zahlungsschwierigkeiten bei den JC’s aus 
================================================================= 
Die BA Zentrale verfügt, dass ab 1.1.2015 bei der  Leistungserbringung nach dem SGB II ein generelles  
4-Augen-Prinzip anzuwenden ist (HEGA 12/14 – 14). Das bedeutet, für jede Änderung muss ein 
weiterer Sachbearbeiter hinzugezogen werden. Durch diese blödsinnige Dienstanweisung wird es zu 
erheblichen Zahlungsverzögerungen kommen. Die Dienstanweisung ist hier zu finden: 
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Uebergreifendes/
Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI712298die relevanten Punkte stehen unter 2.5 . 
  
Die Forderung kann nur lauten: weg mit dem blödsinnigen 4-Augen-Prinzip bei der SGB II-
Leistungsgewährung.  
  
  
4. Zur Anrechnung von der Ehrenamtspauschale und Übungsleitereinkünften 
======================================================= 
Immer wieder höre ich, dass in dieser Angelegenheit falsche Infos rumgestern und die JC’s auch nicht 
die BSG-Rechtsprechung umsetzen, daher möchte ich die Rechtslage hier nochmal zusammenfassen:  
Erhält ein SGB II’er Einkünfte aus Ehrenamtstätigkeit nach § 3 Nr. 26a EStG oder nebenberufliche 
Einkünfte als Übungsleiter nach § 3 Nr. 26 EStG, so sind diese Ehrenamtseinkünfte bis 200 EUR  
monatlich anrechnungsfrei. Daneben kommt noch die „normale“ Anrechnung von 
Erwerbseinkommen, so bleiben hier bei Einkommen bis 400 EUR brutto anrechnungsfrei und der 
Freibetrag für Erwerbstätigkeit. Das bedeutet, es gibt den Grundfreibetrag von 100 EUR (bis 400 EUR 
Einkommen)  u n d  den Ehrenamtsfreibetrag von Das Bundessozialgericht hat das mit Urteil vom 
28.10.2014 – B 14 AS 61/13 R klargestellt.  Hier scheint bei vielen Bildungsträgern wie VHS, aber auch 
überhaupt, erhebliche Unklarheit zu herrschen.  Daher das mal zur Klarstellung.  
  
  
5. Adressdatenbank auf Aktualität prüfen 
 ================================== 
Dann möchte ich alle Beratungsstellen und Anwälte, die in der Tacheles Adressdatenbank unter 
www.my-sozialberatung.de verzeichnet sind bitten, zu prüfen ob die Daten noch aktuell sind. Falls 
nicht, oder sonstige Änderungen gewünscht sind, an Tacheles kurz eine Nachricht schicken, damit die 
Änderungen eingepflegt werden können. 
  
  
6. KdU und sonstige Richtlinien auf Aktualität prüfen 
========================================== 

http://www.harald-thome.de/media/files/Bundeswehr-Reklame-I-2015.pdf
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Uebergreifendes/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI712298
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Uebergreifendes/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI712298
http://www.my-sozialberatung.de/
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Dann werden von uns die bekannten kommunalen Richtlinien (KdU/Erstausstattung/BuT) 
veröffentlicht. Hier möchte ich alle NewsletterleserInnen bitten, zu prüfen, ob ihr ggf. aktuelle 
vorliegen habt oder welche auf den Webseiten eurer Jobcenter veröffentlicht sind, wenn ja mir diese 
bitte zu übersenden . Auch cool wäre, wenn diejenigen die ein bisschen Zeit haben, mal eine 
Internetrecherche für die eigene und Nachbarkommunen durchführen könnten.   Die Datenbank ist 
hier: http://www.harald-thome.de/oertliche-richtlinien.html 
 

 

Thomé Newsletter 01/2015 vom 05.01.2015 
 

vorab möchte ich Ihnen bzw. Euch noch ein frohes neues Jahr wünschen und viel Kraft, Gesundheit 

und Ausdauer weiter gegen das Unrecht in dieser Welt einzutreten. Es ist notwendiger denn je.  

 

Mein heutiger Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. Tacheles benötigt Unterstützung in der Beratung 

======================================== 

Wir haben seit  Monaten teilweise 30, 40 Ratsuchende pro Beratungstag vor unserer Tür stehen. Das 

leistungsrechtliche Handling des Wuppertaler Jobcenter wird immer katastrophaler. Die 

Beratungsanfragen im Tacheles steigern sich stetig, die Dinge um die es geht, werden immer heftiger. 

Wir können den Beratungsbedarf kaum noch decken.  

Um dieser Situation weiterhin etwas entgegen setzen zu können, müssen wir unser Beratungsteam 

ausbauen. Wir suchen daher Menschen, die sich in der Sozialberatung dauerhaft engagieren wollen. 

Wir bieten Ehrenamtstätigkeit, ein tolles Team, eine fundierte Ausbildung und Schulung in der 

Sozialberatung, viel Chaos und ganz viele Situationen in denen engagiertes Einschreiten notwendig 

ist.  

Gerne können die Mitstreiter vom Fach sein, ehemalige Verwaltungsmitarbeiter, pensionierte 

Juristen, Sozialarbeiter und natürlich auch Nicht-Fach-Menschen, die sich aber vorstellen können 

solch eine Arbeit durchzuführen. Super wäre natürlich wenn ihr aus Wuppertal kämt, aber aus 

Nachbarstätten – nicht weiter als 50 km - wäre das auch möglich.  

Wer Interesse hat, möge sich bitte bei info@tacheles-sozialhilfe.de  melden  

 

 

2. Update zur Tacheles- Forderung zur Haushaltsenergie (jetzt + 

bedarfsorientierten  Warmwasserpauschale) 

=============================================== 

Mitte Dez. hatten wir die Tacheleskampagne auf Herausnahme der Haushaltsenergie aus den 

Regelleistungen und stattdessen die Einführung einer bedarfsorientierten 

Haushaltsenergiepauschale neben der Regelleistung gestartet. Weiterhin beinhaltet diese die 

Einführung einer vierwöchigen „Reaktionsfrist“ nach der ersten Mahnung des Energieversorgers, die 

Einführung einer gesetzlichen Mitteilungspflicht der Energieversorger, ebenso Einrichtung von 

Energiesicherungsstellen und einen Rechtsanspruch auf Energieschuldenübernahme. 

Nach vielen Diskussionen haben wir ein Update der  Kampagne durchgeführt und um die Forderung 

nach einer bedarfsorientierten Warmwasserpauschale bei dezentrale Warmwasserversorgung 

ergänzt.  

http://www.harald-thome.de/oertliche-richtlinien.html
wlmailhtml:%7bD95BD3FD-A69A-4BA2-8BFC-A466688F8A0C%7dmid://00000008/!x-usc:mailto:info@tacheles-sozialhilfe.de
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Wir fordern die soziale Bewegung, Gewerkschaften, Sozialverbände und Parteien auf diese 

Forderung massiv zu unterstützen und aufzugreifen.  Die Materialien dazu im Netz gibt es hier: 

http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1756/ 

 

 

3. Vorlagebeschluss des SG Mainz zu den KdU beim BVerfG  

================================================= 

Das SG Mainz hat mit Beschluss vom 12.12.2014 (Az. S 3 AS 130/14) ein Verfahren ausgesetzt, das die 

Übernahme von Aufwendungen für die Unterkunft im Rahmen von Leistungen nach dem SGB II 

betrifft. Das Gericht hält § 22 Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz SGB II für verfassungswidrig und hat die Frage 

dem Bundesverfassungsgericht zur Prüfung vorgelegt (Art. 100 GG). Während eine 

Verfassungsbeschwerde auch durch einen Nichtannahmebeschluss zurückgewiesen werden kann, 

den das BVerfG nicht begründen muss, wird es über den Vorlagebeschluss in der Sache und mit einer 

schriftlichen Begründung entscheiden. Damit ist jetzt eine Entscheidung des BVerfG zu der Frage zu 

erwarten, ob die Regelung der § 22 Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz SGB II ("soweit diese angemessen sind") 

vor dem Hintergrund des Karlsruher Hartz-IV-Urteils vom 9.2.2010 noch als mit der Verfassung 

vereinbar gelten kann (vgl. unsere Verfassungsbeschwerden vom 3.3.2014, anhängig unter 1 BvR 

617/14 und vom 3.4.2014, anhängig unter 1 BvR 944/14).  

Wir dürfen gespannt sein. Weitere Infos hier:  http://www.sozialrecht-in-freiburg.de/sozialrecht-

startseite 

 

 

4. Neue Fachliche Hinweise der BA zum SGB II 

===================================== 

Die BA hat neue Fachliche Hinweise zum SGB II rausgegen, so zu §§ 20, 21, 23 und 26 SGB II. Nähere 

Infos hier: http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html 

 

 

5. Mindestlohn  Infos  

========================== 

In Deutschland gilt seit dem 01.01.2015 der gesetzliche, flächendeckende und weitgehend 

branchenunabhängigen Mindestlohn nach dem Mindestlohngesetz (MiLoG).  Allerdings gibt es auch 

Ausnahmen, so zB für Praktikanten und Langzeitarbeitslose, für die der Mindestlohn in den ersten 

sechs Monaten nicht gilt. Hier ein ganz guter Überblick zu der neuen Regelung:  http://www.etl-

rechtsanwaelte.de/aktuelles/gesetz-zur-staerkung-der-tarifautonomie-mindestlohngesetz-haeufige-

fragen-faq 

 

 

6. Bundesweit nimmt derweil der Widerstand gegen PEGIDA zu  

=================== 

Leider handelt es sich bei Pegida nicht um harmlose Irre. Denn auch aus absurden 

Wahnvorstellungen kann ein gefährlicher Flächenbrand entstehen. Diese werden systematisch von 

Rechten forciert. Gleichzeitig verstärken sich die Angriffe gegen Flüchtlingsunterkünfte, 

fortschrittliche Menschen und Antifaschisten. Eine braune Welle schwappt über unser Land.  Es ist 

jetzt zentral sich offensiv gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit zu positionieren und sich für ein 

weltoffenes und tolerantes Deutschland stark zu machen.  

http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1756/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1756/
http://www.sozialrecht-in-freiburg.de/sozialrecht-startseite
http://www.sozialrecht-in-freiburg.de/sozialrecht-startseite
http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html
http://www.etl-rechtsanwaelte.de/aktuelles/gesetz-zur-staerkung-der-tarifautonomie-mindestlohngesetz-haeufige-fragen-faq
http://www.etl-rechtsanwaelte.de/aktuelles/gesetz-zur-staerkung-der-tarifautonomie-mindestlohngesetz-haeufige-fragen-faq
http://www.etl-rechtsanwaelte.de/aktuelles/gesetz-zur-staerkung-der-tarifautonomie-mindestlohngesetz-haeufige-fragen-faq
http://www.etl-rechtsanwaelte.de/aktuelles/gesetz-zur-staerkung-der-tarifautonomie-mindestlohngesetz-haeufige-fragen-faq
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Der Umgang mit PEGIDA muss lauten:  Keine Toleranz gegenüber Intoleranz! 

 

Ich möchte daher dazu aufrufen sich an den Protesten gegen PEGIDA  in den jeweiligen Städten zu 

beteiligen! Weitere Infos dazu unter: #nopegida 

Normalerweise halte ich nicht viel von Petitionen, aber aufgrund der starken öffentlichen Wirkung 

möchte ich zur Unterstützung der Petition: „Für ein buntes Deutschland - eine Million Unterschriften 

gegen Pegida!“ werben und zur  Unterstützung der Petition aufrufen. Alles Weitere ergibt sich aus 

dem Text: http://tinyurl.com/qbusotz 

 

 

Link zum gesamten Archiv aller Thomé Newsletter: 

 

 http://www.harald-thome.de/newsletter.html  
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